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Vorwort
Sehr geehrte Damen und Herren,
Sie halten den Abschlussbericht der von April 
2014 bis zum 31.12.2017 dauernden Modellphase 
der Berliner Beratungs- und Ombudsstelle (BBO) 
Jugendhilfe in den Händen und ich freue mich, 
dass Sie damit einen umfassenden Einblick in die 
Arbeit und die bislang gewonnenen Erkenntnisse 
des Projektes nehmen können.

Seit fünf Jahren ist die Berliner Jugendhilfeland-
schaft um ein wichtiges Angebot reicher. Seit-
dem hat die BBO Jugendhilfe die Aufgabe, junge 
Menschen und ihre Familien über Rechte, Leis-
tungen und Verfahren der Kinder- und Jugend-
hilfe aufzuklären und bei Konfliktfällen im Bereich 
der erzieherischen Hilfen zu unterstützen. Im 
Jahr 2019 sind dies unverzichtbare fachliche 
Standards der Kinder- und Jugendhilfe. Als die 
BBO Jugendhilfe im April 2014 ihre Arbeit auf-
genommen hat, handelte es sich dabei jedoch 
keineswegs um Selbstverständlichkeiten. Die 
breite fachliche Zustimmung, die Ombudschaft 
und ombudschaftliche Beratung in der Kinder- 
und Jugendhilfe mittlerweile genießen, begann 
sich damals gerade erst zu entwickeln. Damit ist 
mit der Einrichtung der BBO Jugendhilfe in Berlin, 
zwölf Jahre nach Gründung des Berliner Rechts-
hilfefonds Jugendhilfe e. V., erneut ombudschaft-
liche Geschichte geschrieben worden. Als zum 
damaligen Zeitpunkt deutschlandweite erste mit 
öffentlichen Mitteln finanzierte Ombudsstelle in 
der Jugendhilfe hat die BBO Jugendhilfe in Trä-
gerschaft des Berliner Rechtshilfefonds Jugend-
hilfe e. V. nicht nur für Berlin, sondern auch für die 
weiteren ombudschaftlichen Entwicklungen im 
Bundesgebiet eine Modellfunktion übernommen. 
Mit entsprechend großer Aufmerksamkeit wurde 
und wird die Arbeit der BBO Jugendhilfe auch 
über die Landesgrenze von Berlin hinaus wahr-
genommen.

Ohne die Ergebnisse der Evaluation der Arbeit 
der BBO Jugendhilfe im Detail vorwegzunehmen, 
soll das Gesamtergebnis an dieser Stelle doch 
genannt werden: Die BBO Jugendhilfe ist den 
an sie gestellten Erwartungen über die Maßen 
gerecht geworden. Sehr viele junge Menschen 
und ihre Familien haben in den vergangenen Jah-
ren von dem Angebot der BBO Jugendhilfe profi-
tiert. Die BBO Jugendhilfe ist zu einer bekannten 
und akzeptierten unabhängigen Einrichtung der 
Berliner Jugendhilfelandschaft geworden. Darü-
ber hinaus haben sich auch die Beteiligungs- und  

Beschwerdekultur in der Berliner Kinder- und 
Jugendhilfe und damit die Qualität der Leistun-
gen insgesamt durch die von der BBO Jugend-
hilfe ausgehenden fachlichen Impulse weiterent-
wickeln können.

Auf diese Ergebnisse können die Mitarbeiter*
innen der BBO Jugendhilfe und ihres Trägers zu 
Recht stolz sein. Neben ihnen haben sich zahl-
reiche weitere Akteure der Berliner öffentlichen 
und freien Kinder- und Jugendhilfe an der Etablie-
rung der BBO Jugendhilfe und dem Aufbau ihrer 
Arbeit beteiligt. Ihnen allen, ihrer Innovationsbe-
reitschaft, ihren Erfahrungen, ihrem Engagement 
und ihrer Überzeugungsarbeit ist es zu verdan-
ken, dass die BBO Jugendhilfe etabliert wurde, 
so erfolgreiche und anerkannte Arbeit leisten 
konnte und die Verstetigung des Projektes über 
die Modellphase hinaus möglich wurde.

Als Vorsitzende des Fachbeirates, der die Arbeit 
der BBO Jugendhilfe begleitet, und im Interesse 
der jungen Menschen und ihrer Familien wün-
sche ich mir, dass dieser Erfolg für uns alle gleich-
zeitig ein Ansporn ist, die Arbeit der BBO Jugend-
hilfe auch in der Zukunft aktiv zu begleiten und zu 
unterstützen, denn die Erfahrungen des Modell-
projektes haben auch gezeigt, dass eine beteili-
gungsorientierte, beschwerdeoffene und damit 
ombudschaftliche Kinder- und Jugendhilfe der 
Erfolg eines kontinuierlichen Prozesses ist.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre 
und freue ich mich auf den weiteren fachlichen 
Diskurs, den dieser Bericht sicherlich auch durch 
Ihre Beiträge auslösen wird.

Prof. Dr. Petra Mund
Katholische Hochschule für Sozialwesen Berlin
Vorsitzende des Fachbeirats

Die Einrichtung einer unabhängigen Ombuds
stelle bedeutet große Anerkennung der bisher 
geleisteten ombudschaftlichen Arbeit des BRJ 
e. V. Seit Gründung im Jahr 2002 engagiert sich 
der Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe (BRJ 
e. V.) in der Beratung von jungen Menschen und 
ihren Personensorgeberechtigten in Konflikt- 
oder Beschwerdefällen in der Jugendhilfe. Aus 
unterschiedlichen Gründen brauchen Menschen 
Unterstützung bei der Erziehung ihrer Kinder, 
können Jugendliche nicht mehr zu Hause woh-
nen und bedürfen junge Volljährige einer Betreu-
ung und Verselbständigungshilfe auch über das 
18. Lebensjahr hinaus. Ihre Rechte auf Hilfe sowie 
auf Mitwirkung in der Hilfeplanung und Beteili-
gung bei der Hilfeentscheidung sind im achten 
Sozialgesetzbuch geregelt. Die Wenigsten der 
Adressat*innen der Jugendhilfe kennen jedoch 
diese Rechte. Insbesondere in Konfliktfällen brau-
chen sie Unterstützung, um ihre Rechte einzufor-
dern.

Diese Unterstützung bietet der Berliner Rechts-
hilfefonds Jugendhilfe e.  V. Der Verein unter-
hält seit seiner Gründung eine von den Interes-
sen Öffentlicher und Freier Träger unabhängige 
Anlaufstelle für die ombudschaftliche Beratung. 
Die Orientierung an der Einzelfallgerechtigkeit 
stand hier immer im Zentrum der Beratungsar-
beit. Die Unterstützung des kommunikativen Aus-
handlungsprozesses zwischen den Betroffenen, 
die sich an den BRJ wenden, und den Fachkräf-
ten der Jugendhilfe, die mit der Gewährung und 
Durchführung der erzieherischen Hilfen befasst 
sind, steht dabei im Vordergrund.

Der BRJ e.  V. ist ein unabhängiger Zusammen-
schluss engagierter Fachkräfte der Berliner 
Jugendhilfe, die ehrenamtlich aktiv sind. Eines 
ihrer wesentlichen Anliegen war und ist es, die 
ombudschaftliche Arbeit als Regelangebot in der  
Jugendhilfe dauerhaft zu etablieren, um junge  
Menschen in ihren Partizipationsrechten zu stär-

ken. Zentrale Voraussetzung dafür ist es, gemein
sam mit den Akteuren der Öffentlichen und Freien  
Träger in der Berliner Jugendhilfe Wege und Ver-
fahren zu entwickeln und zu erproben, um über 
den Einzelfall hinaus durch die Beteiligung einer 
externen, unabhängigen Ombudschaft tragfähige 
Beschwerdeverfahren in der Jugendhilfe aufzu-
bauen.

Die Entscheidung der Berliner Senatsverwal-
tung für Bildung, Jugend und Familie, den Berliner 
Rechtshilfefonds Jugendhilfe e.  V. zu beauftra-
gen, eine Beratungs- und Ombudsstelle in der 
Jugendhilfe als Modellprojekt einzurichten, ist 
eine große Anerkennung der bisherigen Arbeit 
des Trägers BRJ e.  V. und zugleich eine große 
Herausforderung.

Es wurde hier in der Berliner Jugendhilfe „Neu-
land“ betreten. In diesem Sinne ist die Konzep-
tion der BBO Jugendhilfe eine offene Konzeption, 
die darauf ausgelegt ist, mit allen Akteur*innen – 
den Ratsuchenden, den Mitgliedern des Trägers 
BRJ e.  V., den Berliner Fachkräften der Öffentli-
chen und Freien Träger, aber auch den Akteur*in-
nen des Fachdiskurses – entwickelt und erprobt 
zu werden.

Die Erfahrungen aus dreieinhalb Jahren Modell-
projekt können im Wesentlichen dazu beitragen, 
Ombudschaft als ein eigenständiges Handlungs-
feld zu begreifen. Herausgestellt werden soll 
dabei, welche Anforderungen und Erwartungen 
an die BBO Jugendhilfe gerichtet worden sind, 
und vor allem, welche Chancen, aber auch Her-
ausforderungen damit verbunden sind, eine mit 
öffentlichen Mitteln geförderte Ombudsstelle 
zu implementieren. Abschließend wird die Frage 
aufgeworfen, welche anschlussfähigen Verste-
tigungsmodelle von Ombudschaft sich hieraus 
entwickeln lassen.

„Wir müssen das machen, um mehr Gerechtig-
keit in das System zu bekommen. Mich hat sehr 
überzeugt, dass ich gelernt hab‘, dass Ombud-
schaft eben was Eigenes ist und nicht nur ein 
weiteres Beschwerdesystem.“

(Auszug aus der Podiumsdiskussion der 
Abschlussveranstaltung am 29.11.2017)

Einleitung
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1.	 „Das hat die Jugendhilfelandschaft verändert.“  
Historie der BBO Jugendhilfe

 
„Ich denke, ganz entscheidend war, dass wir 
2013 in diesen beiden Workshops crossover, also 
aus mehreren Referaten der Senatsverwaltung, 
von Trägern, von Juristen, mit Wissenschaftlern, 
Jugendamtsleitung, geklärt haben untereinan-
der, was ist eine unabhängige Ombudsstelle, 
was ist Rolle und Funktion? Was ist es - was ist 
es nicht? Welche Voraussetzung hat es? Und auf 
dieser Basis erst noch ergebnisoffen, aber dass 
dann diese Grundverständigung uns im weiteren 
Prozess geholfen hat.“

(Auszug aus der Podiumsdiskussion der 
Abschlussveranstaltung am 29.11.2017)

1.1.	 Ombudschaft als Konzept in der Kinder- und Jugendhilfe

Der Begriff Ombudschaft kommt aus Skandina-
vien (altnordisch „ombud“ = „Vollmacht, Auf-
trag“), hier bezeichnet Ombudschaft das rechts-
taatliche Konzept einer unabhängigen und leicht 
zugänglichen vermittelnden Funktion zwischen 
Bürger*innen und Verwaltung oder nichtstaat-
lichen Rechtsträgern bei Uneinigkeiten oder im 
Konfliktfall.

Die fachliche Debatte über Beteiligungs- und 
Beschwerdeverfahren in der Jugendhilfe ist 
wesentlich beeinflusst von den Ergebnissen 
der runden Tische zur Aufarbeitung der Heim-
erziehung in den 50er und 60er Jahren und zur 
Aufarbeitung der Missbrauchsfälle in Einrichtun-
gen. Aus diesen Prozessen und Diskussionen 
in der Jugendhilfe resultierten sowohl gesetz-
liche Reformen als auch Empfehlungen zur Ein-
richtung ombudschaftlicher Beratungsstellen 
als Ergänzung zur Stärkung und Sicherung von 
Betroffenenrechten.

Partizipation stellt ein wesentliches Strukturele-
ment und erklärtes Ziel des achten Sozialgesetz-
buchs dar. Wenn es in Familien Probleme gibt, 
sollen im Dialog zwischen Betroffenen und Fach-
kräften gemeinsam Wege entwickelt und umge-
setzt werden, die den Kindern, Jugendlichen und 
Eltern helfen und von den Betroffenen angenom-
men werden können. Deren Beteiligung gilt als 
wichtige Voraussetzung für eine wirksame Hilfe. 
Es widerspräche den fachlichen Grundannahmen 

 
zu Gelingensbedingungen, würden die Betroffe-
nen nur als passive Empfänger („Objekte“) von 
Hilfen gesehen, deren individuelle Besonderhei-
ten kaum interessieren.

Der deshalb notwendige dialogische Hilfeprozess 
führt jedoch in der Praxis nicht selten auch zu 
Spannungen, wenn die Sichtweisen der Beteilig-
ten sich unterscheiden und um geeignete Wege 
gerungen wird.

Nach nunmehr 29 Jahren SGB VIII verdeutli-
chen die Erfahrungen aus Praxis und Wissen-
schaft, dass viele Adressat*innen der Kinder- und 
Jugendhilfe in Konflikten mit Fachkräften der 
Jugendhilfe unsicher sind und weder ihre Rechte 
kennen noch in der Lage sind, bestehende 
Beschwerdewege zu nutzen.

Bei der Mehrzahl der sozialpädagogischen Klien-
tel sind die dafür notwendigen Voraussetzungen 
wie rechtliches Wissen über Verfahrensweisen, 
Informationen über Möglichkeiten und Gren-
zen der sozialpädagogischen Leistungen sowie 
soziale und emotionale Ressourcen nicht ausrei-
chend vorhanden. Hier setzt ombudschaftliche 
Beratung an.

Thiersch beschreibt die Relevanz ombudschaft-
lichen Handelns folgendermaßen: „Das Konzept 
der Ombudschaft, wie es der Berliner Rechtshil-
fefonds seit (…) Jahren praktiziert, antwortet auf 

ein Defizit, das in der Jugendhilfe seit langem 
konstatiert und dessen Behebung eingeklagt 
wird – auf die schwache Position der Adressa-
ten, auf die Nachrangigkeit ihrer Stimme im Hilfe-
prozess.“ (Thiersch 2012, S. 2).

Ombudschaft, so Thiersch, folgt dem „Prinzip der 
Jugendhilfe, also dem des kommunikativen Aus-
handelns von Schwierigkeiten“ (ebd., S. 3). Das 
Konzept der Ombudschaft fußt, laut Thiersch, auf 
dem Prinzip der „Parteilichkeit für die Leistungs-

berechtigten“ (ebd.). Die Erfolgsfaktoren für die 
Wirksamkeit ombudschaftlichen Handelns lie-
gen dabei vor allem in der Unabhängigkeit, das 
bedeutet, dass Ombudschaft in der „Kombination 
ehrenamtlicher direkter Arbeit und professio
neller Unterstützung fachlich hoch qualifiziert 
arbeitet und dass es im Konkreten immer zu 
zweit, also im Vier-Augen-Prinzip und dazu noch 
mit dem Hintergrund zusätzlicher Unterstützung 
in anderen Fachkompetenzen agiert“ (ebd., S. 3).

1.2.	 Der Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe e. V.  
ein Impulsgeber des Fachkonzepts Ombudschaft

Der Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe e.  V. 
(BRJ) – Träger der Berliner Beratungs- und 
Ombudsstelle Jugendhilfe – wurde im Juni 2002 
als Reaktion auf die damaligen drastischen Kür-
zungen in der Kinder- und Jugendhilfe gegründet. 
Aufgrund der Kürzungen wurden Hilfen oftmals 
gar nicht mehr oder nicht mehr bedarfsgerecht 
eingesetzt, was zu einer Empörung von Fachkräf-
ten der Freien und Öffentlichen Träger wie auch 
auf wissenschaftlicher Seite führte. Das Ziel war 
eine bedarfsgerechte und insbesondere gesetz-
mäßige Jugendhilfe in Berlin, wofür sich der BRJ 
e. V. offensiv einsetzte. Im Jahr 2008 wurde der 
BRJ als Freier Träger der Jugendhilfe anerkannt. 
Der Verein unterhält seit seiner Gründung eine 
von den Interessen Öffentlicher und Freier Träger 
unabhängige Anlaufstelle, die junge Menschen 
und ihre Familien in Konflikten mit dem Jugend-
amt oder einem Freien Träger darin unterstützt, 
ihre individuellen Rechtsansprüche auf Jugend-
hilfe durchzusetzen.

Der BRJ ist ein unabhängiger Zusammenschluss 
engagierter Fachkräfte der Berliner Jugendhilfe. 
Die Mitglieder bilden ein breites Bündnis aus quali
fizierten und erfahrenen Sozialpädagog*innen, 
Sozialarbeiter*innen, Jurist*innen und unterstüt-
zenden Privatpersonen.

Seine Arbeit gründet sich auf drei Säulen. Mit 
ehrenamtlicher Beratungshilfe für Jugendliche, 
junge Erwachsene, Eltern und die sie betreuen-
den Fachkräfte tritt der BRJ für Einzelfallgerech-
tigkeit in der Jugendhilfe ein. Er bietet außerdem 
Fortbildungen für Fachkräfte der Jugendhilfe 
(und angrenzender Fachgebiete) an und leistet 
zielgerichtete Öffentlichkeitsarbeit.

Die Arbeit des Vereins orientiert sich ausschließ-
lich am Kindeswohl, den Partizipationsrechten 
und den Rechtsansprüchen der jungen Men-
schen und ihrer Personensorgeberechtigten.

Der BRJ erbringt selbst keine Leistungen im 
Bereich der Hilfen zur Erziehung (§§ 27 ff. SGB 
VIII), Eingliederungshilfe für seelisch behinderte 
Kinder und Jugendliche (§ 35a SGB VIII), Hilfen für 
junge Volljährige (§ 41 SGB VIII) oder gemeinsame 
Wohnformen für Mütter / Väter (§ 19 SGB VIII).  
Er ist ausschließlich im oben beschriebenen 
Sinne tätig.

Seit 2006 steht dem BRJ ein hochrangig besetz-
ter Fachbeirat von sozialpädagogischen und 
juristischen Expert*innen der Jugendhilfe zur 
Seite, der die Arbeit kritisch-konstruktiv beglei-
tet, berät, zur Weiterentwicklung des Vereins bei-
trägt sowie darauf achtet, dass die strukturelle 
Unabhängigkeit des Vereins gewährleistet wird. 
Dieser Fachbeirat setzt sich zusammen aus Prof. 
em. Dr. Manfred Kappeler, Prof. em. Dr. Richard 
Münchmeier, Prof. em. Dr. Johannes Münder,  
Dr. Heike Schmid-Obkirchner, Norbert Struck 
und Prof. Dr. Dr. hc Reinhard Wiesner.

Der BRJ e.  V. wird von einem Vorstand geleitet. 
Dieser Vorstand setzt sich in der Modellphase 
der BBO Jugendhilfe aus Tobias Nürnberg, Prof. 
Dr. Peter Schruth, Angela Smessaert (Vorstands-
vorsitzende), Ulrike Herr und Stephan Pröpper 
zusammen. Dem Vorstand obliegt die Planung 
und Gesamtsteuerung der Vereinsarbeit sowie 
die Verantwortung und Kontrolle über die Durch-
führung der Vereinsbeschlüsse.
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Über das Einwerben von Fördermitteln bei 
gemeinnützigen Stiftungen (insb. Aktion Mensch, 
Eigenständige Jugendmarke) konnten für zeitlich 
und inhaltlich begrenzte Projekte zeitgleich bis zu 
zwei Mitarbeitende eingestellt werden.

Im Laufe der Jahre gelang es dem BRJ e. V., das 
fachpolitische Agieren über Stellungnahmen und 
vor allem durch eine fundierte Praxis ombud-
schaftlicher Beratung zum Ausdruck zu bringen, 
die bundesweit Beachtung findet. Ombudschaft 
wird hier als spezifisches Konzept des Umgangs 
mit Beschwerden verstanden, das sich durch ein 
besonderes Selbstverständnis und Vorgehen 
auszeichnet (Qualitätsstandards ombudschaft
licher Beratung). Damit verbunden sind die Prinzi-
pien der Unabhängigkeit und der Aspekt, fachlich 
nicht weisungsgebunden handeln zu können (vgl. 
Urban-Stahl 2011).

Nach 16-jähriger erfolgreicher Arbeit verfügt der 
BRJ e. V. über umfangreiche fachliche Erfahrungen 

1	 Vertreter*innen im Fachdiskurs Ombudschaft: Staatssekretärin Sigrid Klebba, Sven Nachmann, Monika Schipmann, Ulrike 
Herpich-Behrens, Andreas Hilke, Ulrike Bräutigam, Prof. Peter Schruth, Prof. Dr. Petra Mund, Prof. Dr. Ulrike Urban-Stahl, Prof. 
Johannes Münder, Elvira Bernd, Norbert Struck, Michael Piekara, Rainer Zeddies und Monika Goral.

bei der Entwicklung und Umsetzung von ombud-
schaftlicher Beratung in der Berliner Jugendhilfe.
Als bundesweit erstes Projekt ombudschaft-
licher Beratung in der Jugendhilfe gilt der BRJ 
als fachlich weit über Berlin hinaus anerkannte 
und beispielgebende Ombudsstelle. Er war von 
2008 bis 2011 Träger des durch AKTION MENSCH  
geförderten Projekts “Service- und Netzwerk
stelle Ombudschaft in der Jugendhilfe” und hat 
die Gründung des Bundesnetzwerks Ombud-
schaft mitinitiiert. Dessen 2011 gegründeter För-
derverein ist seit 2017 selbst Träger der „Bundes-
koordinierungsstelle Ombudschaft in der Kin-
der- und Jugendhilfe“ (vgl. hierzu online unter: 
https://ombudschaft-jugendhilfe.de/). Im April 
2014 wurde der BRJ von der Berliner Senatsver-
waltung mit der Implementierung einer unabhän-
gigen Beratungs- und Ombudsstelle beauftragt 
und die BBO Jugendhilfe nahm ihre Arbeit auf. 
Das Land Berlin ist das erste Bundesland, welches 
eine unabhängige und externe Ombudsstelle mit 
öffentlichen Mitteln fördert.

1.3.	 Fachpolitische Konsensbildung vor Beginn des Modells BBO 
Jugendhilfe

Der Entscheidung zur öffentlichen Mittelvergabe 
war im Dezember 2012 und Januar 2013 die Durch-
führung von zwei Fachveranstaltungen mit dem 
Titel „Fachdiskurs Ombudschaft“ vorausgegan-
gen. Vertreter*innen unterschiedlicher Referate 
der Berliner Senatsverwaltung, der Wissenschaft, 
der Fachpolitik sowie Vertreter*innen Öffentli-
cher und Freier Träger der Berliner Jugendhilfe1 
tauschten sich im Rahmen dieser „crossover 
Workshops“ (siehe Zitat oben) zu ombudschaft-
lichen Verfahren in der Berliner Jugendhilfe 
aus und verabschiedeten die Einrichtung eines 

berlinweit tätigen Modellprojekts mit dem Auf-
trag der Erprobung ombudschaftlicher Verfahren.

Aus diesem Diskurs entstand die Ausschreibung 
für die Einrichtung und den Betrieb einer unab-
hängigen Ombudsstelle in der Berliner Jugend-
hilfe. Voraussetzung war, dass der Träger nicht 
selbst Leistungserbringer in der Kinder- und 
Jugendhilfe ist und über Erfahrungen in der 
ombudschaftlichen Beratung und in beteiligungs-
orientierten Beschwerdeverfahren verfügt.

2.	„Wer sich nicht helfen kann, dem kann geholfen 
werden.“ Die Berliner Beratungs- und  
Ombudsstelle (BBO) Jugendhilfe

2.1.	 Auftrag der BBO Jugendhilfe

Aufgabe der BBO Jugendhilfe ist die Beratung 
von jungen Menschen und ihren Familien, die Pro-
bleme mit Entscheidungen oder Vorkommnissen 
in der Berliner Kinder- und Jugendhilfe im Bereich 
der individuellen Erziehungshilfen haben. Dabei 
kann es sowohl um Konflikte mit dem Jugendamt 
als auch mit einem Freien Träger gehen. Die BBO 
Jugendhilfe berät somit zu Anliegen, die sich auf 
die Gewährung oder Erbringung hilfeplananalog 
gesteuerter Hilfen zur Erziehung beziehen.

Im Konkreten berät die BBO Jugendhilfe 
Anliegen im Zusammenhang mit:
•	 Hilfen zur Erziehung (§§ 27 ff. SGB VIII),
•	 Eingliederungshilfen für seelisch behinderte 

Kinder und Jugendliche (§ 35a SGB VIII),
•	 Hilfen für junge Volljährige (§ 41 SGB VIII) oder
•	 gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter  

(§ 19 SGB VIII)

Der Auftrag umfasst keine Beratung
•	 in familiengerichtlichen Verfahren,
•	 bei Anliegen zur Schlichtung von Konflik-

ten außerhalb der Leistungsgewährung und 
-erbringung

•	 bei Anliegen im Zusammenhang mit Individual-
hilfen im

•	 Bereich der sozialpädagogischen Hilfen der 
Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII (Jugend
berufshilfe))

•	 bei Anliegen im Zusammenhang mit allgemeiner 
Jugendberatung

•	 bei Anliegen und Anfragen aus anderen Bun-
desländern

Bei Anfragen zu diesen Bereichen verweist 
die BBO Jugendhilfe in ihrer Lotsenfunktion an 
andere Hilfesysteme und die dort angesiedelten 
Beratungsangebote, sollte anstelle der Jugend-
hilfe ein anderer Sozialleistungsträger zuständig 
sein.

Die BBO Jugendhilfe hat keine gesonderten 
Befugnisse im Beratungs- und Vermittlungs-
prozess gegenüber Öffentlichen und Freien Trä-
gern der Jugendhilfe und spricht ausschließlich 
Empfehlungen gegenüber den Ratsuchenden 
aus, damit diese selbständig entscheiden kön-
nen, wie sie weiter vorgehen wollen. Des Wei-
teren ist die BBO Jugendhilfe eine unabhängige 
Beratungs- und Ombudsstelle und daher nicht 
weisungsgebunden.

Die Kontaktaufnahme der Ratsuchenden mit der 
Ombudsstelle kann persönlich, telefonisch oder 
per Mail erfolgen. Es werden feste Sprechzei-
ten angeboten, in denen die Mitarbeiter*innen 
der Ombudsstelle telefonisch erreichbar sind, 
zudem werden persönliche Gesprächstermine 
nach Absprache vergeben. Im gesamten Modell-
zeitraum konnten diese Sprechzeiten – mit Aus-
nahme eines Zeitraums von 1 ½ Monaten zum 
Jahresende 2017 – auch bei enormen Personal-
engpässen aufrechterhalten werden.

Darüber hinaus können die Betroffenen ihr Anlie-
gen jederzeit per Onlinekontaktverfahren über 
die Homepage der Ombudsstelle formulieren. Zur 
weiteren Beratung werden individuelle Termine 
vereinbart.

https://ombudschaft-jugendhilfe.de
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Der zweite wesentliche Tätigkeitsbereich war der 
Fachaustausch mit den Öffentlichen und Freien 
Trägern der Jugendhilfe, was auch eine Mitarbeit 
in den verschiedenen Gremien der Kinder- und 
Jugendhilfe notwendig machte. Ziel war es, zum 
einen verbindliche Zugänge zur ombudschaftli-
chen Beratung zu schaffen und zum anderen die 
Akzeptanz von Beschwerden zu fördern, da diese 
als „Rückmeldungen“ der Betroffenen große 
Chancen für die Weiterentwicklung bieten.

In der Phase der Konzeptabstimmung (2012/2013) 
sind alle Kooperationspartner*innen von einer 
Fallbearbeitung von ca. hundert Fällen im Jahr 
ausgegangen. Basis dieses Richtwerts war die 

bis dahin 12-jährige berlinweite ombudschaftli-
che Beratungsarbeit des Trägers BRJ e. V.

Bedeutsam war die Begleitung der BBO Jugend-
hilfe in der Modellphase durch einen Fachbeirat 
(siehe auch Kap. 5.1), der sich aus Vertreter*innen 
bezirklicher Jugendämter, der Senatsverwaltung, 
der Freien Träger sowie der Fachwissenschaft 
zusammensetzt.

Als erste Ombudsstelle in der Bundesrepublik 
wurde die BBO Jugendhilfe extern evaluiert. Der 
Bericht des Instituts für Praxisforschung und Pro-
jektberatung (IPP München) findet sich im zwei-
ten Teil dieser Veröffentlichung.

2.2.	 Rahmenbedingungen der BBO Jugendhilfe

Die BBO Jugendhilfe knüpft an die Erfahrun-
gen an, die der Träger Berliner Rechtshilfefonds 
Jugendhilfe e. V. seit 2002 in überwiegend ehren-
amtlich getragener ombudschaftlicher Beratung 
und verschiedenen stiftungsgeförderten Projek-
ten gesammelt hat.

Durch die öffentliche Förderung ist es dem BRJ 
e.  V. im Modellprojekt BBO Jugendhilfe möglich 
gewesen, jungen Menschen und ihren Fami-
lien eine mit drei hauptamtlichen Fachkräften 
besetzte unabhängige Anlaufstelle zu bieten, an 
die sie sich bei Konflikten mit dem Jugendamt 
oder einem sie betreuenden Träger der freien 
Jugendhilfe wenden konnten. Die drei haupt-
amtlichen Stellen setzten sich zusammen aus 
einer Leitungsstelle mit 35 Wochenstunden und 
2 Berater*innenstellen mit je 30 Wochenstun-
den. Hinzu kam eine Verwaltungsfachkraft mit 20 
Wochenstunden.

Die Finanzierung der BBO Jugendhilfe erfolgte 
im Modellzeitraum durch die Berliner Senatsver-
waltung für Bildung, Jugend und Familie und die 
finanzielle Beteiligung der Berliner Bezirke. Dabei 
übernahm die Berliner Senatsverwaltung zwei 
Drittel und die Bezirke ein Drittel des Finanzie-
rungsvolumens.

Während die Senatsverwaltung in zwei jährlichen 
Tranchen einen festen Sockelbetrag zur Ver-
fügung stellte, überwiesen die Berliner Bezirke 
ihren jeweiligen Anteil direkt an die BBO Jugend-
hilfe – eine Finanzierungspraxis, die mit spezifi-
schen Herausforderungen verbunden ist. Diese   

Finanzierungsform wurde auch in der Versteti-
gung der BBO Jugendhilfe aufrechterhalten.

Während die Leitungsstelle von Beginn an aus 
dem Kontext des Trägervereins BRJ e. V. besetzt 
werden konnte, zeigte sich schnell, dass die 
Besetzung der Berater*innenstellen nicht einfach 
war. Dies begründet sich im spezifischen Kom-
petenzprofil ombudschaftlicher Berater*innen. 
Gefordert sind sowohl fachliche Kompetenzen 
(sozialpädagogisches Fallverstehen, Hilfepla-
nung, Gesprächsführung) als auch umfassende 
Rechtskenntnisse (SGB VIII, angrenzendes Sozial-
recht, Familienrecht sowie Persönlichkeits- und 
Grundrechte). Hinzu kommt die Anforderung, sich 
ein Rollenverständnis ombudschaftlichen Han-
delns anzueignen, das sich von anderen sozial-
pädagogischen Beratungskontexten unterschei-
det (vgl. Smessaert 2018, S. 4). Ombudschaft-
liche Beratung ist nicht gekennzeichnet durch 
eine kontinuierliche Fall- wie auch psychosoziale 
Begleitung, sondern durch eine Wissensvermitt-
lung über Rechtsansprüche von jungen Men-
schen und deren Familien in den Hilfen zur Erzie-
hung. Dieses Wissen befähigt sie, selbstwirk-
sam und im Sinne eines Empowerments eigene 
Ansprüche durchzusetzen. Das beinhaltet auch, 
die eigenverantwortliche Entscheidung der Rat-
suchenden zu akzeptieren, wenn diese – selbst 
bei offensichtlich berechtigtem Anliegen – dem 
Konflikt nicht nachgehen und mögliche Rechts
schutzmittel nicht nutzen wollen. Letztendlich 
liegt es in der Entscheidung der Ratsuchenden. 
Zu diesem Kompetenzprofil gehören zudem eine 
breite Vernetzung in der Berliner Jugendhilfe und 

ein entsprechendes Vernetzungswissen über 
Möglichkeiten der Unterstützung (vgl. auch Kapi-
tel 6.2 Abschlussbericht des IPP München).
Deutlich wird, dass es sich um ein „junges“ 
Arbeitsfeld handelt und die Herausforderungen 
im Zusammenhang mit der Gewinnung und Ein-
arbeitung von Fachkräften nicht zu unterschät-
zen sind.

So kam es in den Jahren 2015 sowie zu Beginn 
2016 zu längeren personellen Engpässen auf-
grund verschiedener Personalwechsel. Ab 
Dezember 2016 wurde die Beratungsarbeit durch 
einen erfahrenen ombudschaftlichen Berater auf 
450-€-Basis unterstützt. Im gesamten Modell-
zeitraum wurden zudem für die Begleitung der 
externen Evaluation (Eingabe der Datensätze) 
zeitweise Honorarkräfte eingesetzt.

Nach zweimonatiger Suche nach geeigneten 
Räumen siedelte sich die Berliner Beratungs- und 
Ombudsstelle 2014 innerhalb des S-Bahn-Rings 
in Neukölln an, um eine gute Erreichbarkeit für 
die Ratsuchenden zu gewährleisten. Zum Ende 
des Modellprojekts kam es dann zu einer räum-
lichen Zusammenlegung der beiden Projekte des 
Trägers BRJ e.  V., um Synergieeffekte sinnvoll 
nutzen zu können. Die Schwierigkeit, bezahlbare 
Arbeitsräume zu finden, machte auch vor der BBO 
Jugendhilfe nicht Halt und so erfolgte der Umzug 
nach Tempelhof-Schöneberg (Mariendorf), dies-
mal außerhalb des Ringes, aber dennoch mit 
einer guten Erreichbarkeit im ÖPNV.

2.3.	 Strukturelemente der BBO Jugendhilfe

Die Strukturelemente der BBO Jugendhilfe umfassen folgende konzeptionellen Eckpunkte:

Abb. 1:  Strukturelemente Konzept BBO Jugendhilfe

Im Folgenden werden diese Strukturelemente dargestellt

2.3.1.	Ombudschaftliche Beratung: Einzelfallgerechtigkeit herstellen

Die Beratung orientiert sich am Einzelfall und 
unterstützt das Individuum in der Durchsetzung 
seines Rechtsanspruchs auf eine bedarfsge-
rechte Hilfe. Angeboten wird eine unabhängige, 
für die Betroffenen kostenfreie und vertrauliche 

 
Beratung. Die Beratung umfasst je nach Bedarf 
Gespräche mit allen Beteiligten, wenn notwendig 
erfolgt eine Begleitung zum Öffentlichen und/
oder Freien Träger.

ombudschaftliche Beratung

Kinder, 
Jugendliche, 

Personensorgeberechtigte

Einzelfallgerechtigkteit

strukturierter Fachaustausch

Akteur*innen 
der öffentlichen 

und freien Jugendhilfe

Fachdiskurs

externe Evaluation Fachbeirat
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2.3.1.1. Beratungsstandards

Die Beratungsarbeit der BBO Jugendhilfe baut auf den Erfahrungen des BRJ e. V. auf und folgt den dort 
entwickelten Beratungsstandards und Abläufen (Stufen der Beratung):

Abb. 2: Beratungsstandards

Unabhängigkeit
Die BBO Jugendhilfe arbeitet unabhängig und 
unterliegt keiner Fachaufsicht. Auch wird weder 
über die BBO Jugendhilfe eine solche Fachauf-
sicht für die Öffentlichen Träger der Jugend-
hilfe etabliert, noch stellt sie eine Form des 
Qualitätsmanagements der Freien Träger der 
Jugendhilfe dar. So hat sie auch keine Entschei-
dungs- und Weisungsbefugnis gegenüber 

Öffentlichen oder Freien Trägern der Jugendhilfe. 
Diese Unabhängigkeit ermöglicht eine Heran-
gehensweise, die nicht von Interessen anderer 
geprägt ist, so dass die ombudschaftliche Arbeit 
ganz der Unterstützung der rechtlichen Belange 
der jungen Menschen und ihrer Familien gewid-
met sein kann.

4-Augen-Prinzip und Einbindung ehrenamtlicher Berater*innen
Die Beratungsarbeit wird immer in einem Team 
von mindestens zwei Personen durchgeführt, um 
die für die Fallanalyse notwendige Perspektiven-
vielfalt zu ermöglichen. Bei der Zusammenset-
zung der Beratungsteams werden nach Möglich-
keit ehrenamtliche Berater*innen eingebunden.

Der Mitarbeit von ehrenamtlichen Berater*innen, 
die aufgrund ihrer fachspezifischen Erfahrungen 
in der Beratung tätig werden wollen, muss ein 
erprobtes Auswahl- und Einarbeitungsverfah-
ren vorausgehen. Im Rahmen eines durch Aktion 
Mensch geförderten Projekts „Ehrenamtsma-
nagement“ wurden im BRJ e. V. Verfahrensweisen 
wie z. B. Schulungen, Handbücher, Hospitations-
verfahren u. a. entwickelt, die bei der Arbeit mit 
ehrenamtlichen Berater*innen zugrunde gelegt 
werden. Es finden regelmäßige Arbeitstreffen, 
Fachgespräche und Einzelberatungen statt. Hier 
wird den ehrenamtlichen Berater*innen eine 
fortwährende Reflexion ihrer Beratungsarbeit 
ermöglicht. Außerdem werden in Abstimmung 
mit den Berater*innen notwendige Fortbildungs-
themen entwickelt und angeboten.

Die ehrenamtlichen Berater*innen des BRJ e.  V.  
haben den Anspruch, unabhängig von den Inter-
essen Freier oder Öffentlicher Träger der Jugend-
hilfe zu beraten, auch wenn sie bei einem solchen 
beschäftigt sind. Daher gehört zu den Standards 
des BRJ e. V. , dass niemand in einem Konfliktfall 
berät, wenn der eigene Arbeitgeber involviert ist 
oder andere berufliche oder private Verbindun-
gen bestehen. Dieses Prinzip wird auch im Rah-
men der Beratungen der BBO beibehalten.

Das Vier-Augen-Prinzip stellt zudem einen wei-
teren Garanten für die Unabhängigkeit der Bera-
tungstätigkeit dar, so wie sie in den 16 Jahren 
des Bestehens des BRJ e.  V.  geleistet wurde. 
Die ehrenamtlichen Berater*innen unterstützen 
durch ihre breite Expertise und insbesondere 
ihren hinterfragenden „Blick von außen“. Alle 
ehrenamtlichen Berater*innen unterzeichnen 
eine Erklärung, die sie zur Gewährleistung der 
unabhängigen Beratung verpflichtet.

Den Beratungsteams stehen weitere ehrenamt-
liche Expert*innen für unterschiedliche Jugend-

Unabhängigkeit

Kooperation mit  

Unterstützungsinstanzen 

4-Augen-Prinzip

Supervision  

und Fortbildung

Einbindung  

ehrenamtlicher  

Berater*innen

Dokumentation  

und Auswertung

hilfebereiche und aus unterschiedlichen Diszipli-
nen wie Sozialpädagog*innen, Jurist*innen und 
Psycholog*innen zur Verfügung. Diese können bei 

Spezialfragen und Unklarheiten kontaktiert und 
hinzugezogen werden. 

Kooperation der Beratungsteams mit anderen Unterstützungsinstanzen
In jeder Beratung erfragen die Beratungsteams, 
welche Fachkräfte bzw. Unterstützer*innen 
bereits tätig waren oder dies noch sind. Mit diesen 
wird in Absprache mit den Ratsuchenden Kontakt 

aufgenommen, um möglichst unterschiedliche 
Perspektiven und Ressourcen zugunsten der 
Betroffenen in die Falleinschätzung und die Pla-
nung des Vorgehens einbeziehen zu können.

Supervision/Fortbildung
Gelingende Beratungsarbeit setzt Supervision 
voraus. Daher nehmen die Mitarbeiter*innen der 
BBO Jugendhilfe regelmäßig an externen Super-
visionsangeboten teil. Zudem erweitern die Mit-
arbeiter*innen in regelmäßigen Fallreflexionen 
und Fachgesprächen zu aktuellen rechtlichen 
und fachlichen Entwicklungen der Jugendhilfe 
ihre Beratungskompetenzen.
Die Mitarbeiter*innen der BBO Jugendhilfe benö-
tigen ein hohes Maß an Wissen und Professio-

nalität. Das betrifft sowohl den Kenntnisstand 
zur aktuellen Gesetzeslage im Jugendhilfe- und 
Verwaltungsrecht als auch die Beratungskom-
petenzen, die Fähigkeit zur sozialpädagogischen 
Einschätzung konkreter Fälle, die Einbindung 
Ehrenamtlicher u.v.m. Die regelmäßige Teilnahme 
an Fortbildungen und Fachveranstaltungen ist 
für die Mitarbeiter*innen der BBO Jugendhilfe 
daher eine notwendige Grundlage der fachlichen 
Weiterentwicklung.

Dokumentation und Auswertung
Die Beratungsarbeit wird von den Beratungs-
teams dokumentiert und anonymisiert ausge-
wertet. Entsprechende Dokumentationsinstru-
mente wurden im Modellzeitraum entwickelt 
und erprobt. Die Ratsuchenden werden darum 
gebeten, stets über Fallverlauf und Fallausgang 
zu informieren, damit die BBO Jugendhilfe die 
Beratungsarbeit kontinuierlich auswerten und 
weiterentwickeln kann. Diese Dokumentation bil-
det die wesentliche Grundlage für den zweiten 
Aufgabenbereich der BBO Jugendhilfe – den sys-
tematischen und strukturierten Fachaustausch 
auf Grundlage der einzelfallbezogenen ombud-
schaftlichen Beratung.

Der Zugang der Ratsuchenden zur BBO Jugend-
hilfe ist trotz Öffentlichkeitsarbeit zufällig. Der 
Inhalt der Beratungen unterliegt strenger Ver-
traulichkeit. Ob und welche Handlungsschritte 
nach der Beratung erfolgen, liegt (abgesehen 
von akuten Kinderschutzfällen) in der Entschei-
dung der Ratsuchenden. Dies führt dazu, dass 
nur begrenzt repräsentative Rückschlüsse mög-
lich sind. Rückmeldungen mit Einzelauswertun-
gen nach Jugendamtsbezirk oder Freiem Träger 
werden jedoch konzeptionell als Gefährdung des 
unabhängigen Beratungsauftrags eingeordnet, 
da zu befürchten ist, dass z. B. bei hohen Inan-
spruchnahmen der BBO Jugendhilfe in einem 

Bezirk hieraus pauschal der Rückschluss auf 
besonders hohe Missstände gezogen werden 
würde – umgekehrt der intensive Zugang aber 
auch dahingehend gedeutet werden kann, dass 
hier von den Fachkräften der Öffentlichen und 
Freien Träger besonders intensiv über die Bera-
tungsmöglichkeit der BBO Jugendhilfe aufgeklärt 
wird und eine offene Beschwerdekultur etabliert 
wurde. Impulse für eine Qualitätsentwicklung 
werden jedoch gegeben.

Der BRJ verpflichtet sich als Träger der Ombuds
stelle sicherzustellen, dass der Schutz der per-
sonenbezogenen Daten in entsprechender 
Anwendung der §§ 61-65 SGB VIII gewährleistet 
wird. Der BRJ erkennt insbesondere Daten aus 
durchgeführten Beratungen einen besonderen 
Vertrauensschutz zu. Bereits das aus der langjäh-
rigen Beratungserfahrung des BRJ e. V.  erprobte 
Beratungskonzept sieht vor, dass lediglich erfor-
derliche Daten erhoben und diese grundsätzlich 
nur nach vorheriger Absprache und mit Einver-
ständnis der Ratsuchenden an Dritte (z. B. Fach-
kräfte des Jugendamts oder Freien Trägers) wei-
tergegeben werden. Auch beim strukturierten 
Fachaustausch ist auf die Wahrung dieses Grund-
satzes zu achten.
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2.3.2.	 Beratungssetting

2	 Abweichungen im Vergleich zum Berichtsteil des IPP München (vgl. Kapitel 3) ergeben sich aus dem Betrachtungszeit-
raum. Der Bericht des IPP München bezieht die Anfragezahlen bis einschließlich 30.06.2017 ein. Der vorliegende Bericht 
erfasst die Gesamtdaten bis einschließlich 31.12.2017.

Sowohl bei Anfragen zur Leistungsgewährung 
als auch bei Anfragen zur Leistungserbringung 
erfolgt ein mehrstufiges Beratungsverfahren:

•	 In der 1. Stufe der Beratung wird geklärt, ob 
das Anliegen von der BBO Jugendhilfe über-
nommen werden kann und welche Schritte die 
Ratsuchenden bislang unternommen haben, 
um den Konflikt zu klären.

•	 In der 2. Stufe werden die Ratsuchenden dann 
über die rechtliche Anspruchslage im Bereich 
der Hilfen zur Erziehung informiert und zu 
möglichen Handlungs- und Verfahrensschrit-
ten beraten. Es wird versucht, die Ratsuchen-
den in ihrer Selbstwirksamkeit zu stärken. Sie 
sollen möglichst ermächtigt werden, innerhalb 
des wahrgenommenen Konflikts eigenständig 
zu agieren.

•	 In der 3. Stufe geht es um die Konfliktklärung 
und Vermittlung mit den beteiligten Fachkräf-
ten. Wenn die Ratsuchenden dies wünschen, 
begleitet und unterstützt die BBO Jugendhilfe 
sie bei den Klärungsgesprächen im Jugendamt 
oder in Einrichtungen. Ggf. werden sie auch im 
Widerspruchsverfahren unterstützt und über 
ein mögliches Klageverfahren informiert.

Die BBO Jugendhilfe übernimmt im Beratungs-
prozess eine Orientierungsfunktion. Sie stärkt 
die Ratsuchenden im Sinne der Selbstermächti-
gung, damit diese selbständig die direkte Kom-
munikation mit den zuständigen Fachkräften der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe suchen und 
ihre Wünsche und Bedürfnisse selbst vertreten 
können. Hierbei wird die BBO Jugendhilfe von den 
Anfragenden als „Übersetzerin“ des für sie häufig 
nicht einfach zu verstehenden Jugendhilfesys-
tems und der rechtlichen Grundlagen genutzt. Im 
Mittelpunkt der Beratungen steht die Aufklärung 
und Information über Rechte, Rechtsgrundlagen 
nach dem SGB VIII und Verfahrensweisen.

3.	„Wie soll ich das verstehen?“ 
Beratungsanfragen im Modellzeitraum

 
 
 
Im Zeitraum der Modellphase zeigte sich eine Ver-
dopplung der vorab geschätzten Fallzahlen von 
100 Fällen im Jahr – sowohl bei den HzE-Fällen als 
auch bei den Anfragen im Lotsenbereich. 
Im Lotsenbereich übernimmt die BBO Jugendhilfe 
– durchaus auch zeitintensive – Weitervermitt-
lungen im Kontext von Anfragen insbesondere 
zu anderen Rechtsgebieten, zu Umgangs- und 
Sorgerecht bzw. in andere Bundesländer.

Im gesamten Modellzeitraum wurden in der BBO 
Jugendhilfe insgesamt 726 Fälle beraten (siehe 
Abbildung 3)2.

Nach der Aufbauphase in 2014 bewegt sich die 
Fallzahl pro Jahr im Durchschnitt bei ca. 210 Fäl-
len. Die Modellphase zeigt entsprechend, dass 
ein relevanter Bedarf auf ombudschaftliche Bera-
tung bei ratsuchenden Bürger*innen besteht. Die 

Fallanfragen wurden als Kernaufgabe des Modell-
projekts verstanden und die Arbeit innerhalb der 
BBO Jugendhilfe so gestaltet, dass die Anliegen 
bislang vollständig beantwortet werden konnten.
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Abb. 3: Übersicht der Fallzahlenentwicklung im Modellzeitraum 06/2014 - 31.12.2017

Hierbei wurden insgesamt 483 Fälle im HzE- 
Bereich und in der Eingliederungshilfe nach § 35a 
SGB VIII und somit im Beratungsspektrum der 
BBO Jugendhilfe beraten.

In insgesamt 243 Fällen übernahm die BBO 
Jugendhilfe eine Lotsenfunktion und hat in 
andere Leistungssysteme vermittelnd beraten. 
Die Verteilung der Anfragen, die zum Beratungs-
spektrum der BBO Jugendhilfe gehören, sowie 
der Anteil der Anfragen, der dem „Lotsenbereich“ 
zugeordnet werden kann, so zeigen die Erfahrun-

gen des Modellprojekts, bleiben auf einem unver-
änderten Niveau. 2/3 aller Beratungsanfragen 
sind dem Beratungsspektrum des HzE Bereichs 
zuzuordnen und bei 1/3 aller Beratungsanfragen 
handelt es sich um Lotsenanfragen (siehe auch 
Abb. 4). Nicht nur die Begleitung zu Hilfeplan-/
Vermittlungsgesprächen, sondern auch die Lot-
sen-Tätigkeit nimmt teils erhebliche Zeitkapazi-
täten in Anspruch; etwa aufgrund der hier oft 
gegebenen Komplexität der Zuständigkeitsabklä-
rung und beratenden Kontaktvermittlungen (z. B. 
an Schnittstellen Schule – Jugendhilfe).

HzE Beratungen
66 %

Lotsenbereich
34 %

Abb. 4: Fallanfragenverteilung im Modellzeitraum 06/2014 - 31.12.2017
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Mit zunehmender Bekanntheit der BBO Jugend-
hilfe stiegen kontinuierlich die monatlichen Fall-
zahlen (siehe Abbildung 5). Während im Jahr 2015 
durchschnittlich 16 Fälle im Monat beraten wur-
den, erhöhte sich dieser Wert auf 19 im Jahr 2017. 
Hierbei ist zu erwähnen, dass aufgrund des hohen 
Fallaufkommens, der Komplexität der Beratungs-
fälle und der begrenzten personellen Ressourcen 
die telefonischen Sprechzeiten im Jahr 2017 vom 
26.06.2017 bis 15.11.2017 stark reduziert wurden 
auf eine Sprechzeit von 2 Stunden pro Woche. Vor 
dem Hintergrund der hohen Zahl laufender Fälle, 
des Umzugs der beiden Projekte des BRJ e. V. im 
Dezember 2017 sowie den mit dem Auslaufen der 
Modellphase in Verbindung stehenden Struktur-

aufgaben (Unterstützung und Begleitung der 
externen Evaluation/ Vorbereitung und inhalt-
liche Gestaltung der Abschlussveranstaltung) 
wurde ab Mitte November 2017 ein Fallstopp not-
wendig. Laufende Fälle wurden weiter begleitet, 
neue Anfragen wurden nur noch in „dringenden“ 
Einzelfällen angenommen.

Im Jahresvergleich wird deutlich, dass mit der 
Zunahme der Fallanfragen und der Komplexität 
der Einzelfälle (siehe hierzu auch Abschlussbe-
richt des IPP München, Kap. 2.5.) die Anforderun-
gen an die Berater*innen der BBO Jugendhilfe bei 
gleichbleibender Personalstruktur stiegen.

Abb. 5: Durchschnittliche Fallzahl im Monat, Jahresvergleich im Modellzeitraum

Beratungskontakt
Im gesamten Modellzeitraum erfolgte der Erst-
kontakt zur BBO Jugendhilfe telefonisch (3/4 aller 
Fälle, siehe Abschlussbericht des IPP München, 
Kap. 2.2.4.). In 80 % der Fälle wurden nach dem 
Erstkontakt weitere Termine sowie zusätzlich 
auch mindestens ein persönliches Beratungsge-
spräch in den Räumen der BBO Jugendhilfe ver-
einbart. Aus den Zahlen der externen Evaluation 
wird deutlich, dass die persönlichen Beratungs-
gespräche vor Ort (face-to-face Kontakte) im 
Laufe des Modellzeitraums häufiger geworden 
sind (siehe hierzu Kapitel 3.1. Abschlussbericht 
des IPP München). Zurückzuführen ist dieser 

Trend unter anderem auch auf die zunehmende 
Komplexität der Fallkonstellationen (siehe auch 
Kap. 3.2.).

Im gesamten Modellzeitraum der BBO Jugend-
hilfe gab es zudem immer wieder Fälle, die in einer 
sogenannten zweiten Episode beraten wurden. 
Hierbei handelt es sich um Ratsuchende, die nach 
einer abgeschlossenen Beratung zu einem spä-
teren Zeitpunkt mit einem anderen Beratungsan-
liegen erneut Kontakt zur BBO Jugendhilfe aufge-
nommen haben (siehe hierzu auch Kapitel 2.2.4. 
Abschlussbericht des IPP München).

Beratungsanliegen 
Die Erfahrungen des Modellzeitraums der BBO 
Jugendhilfe zeigen, dass im Vordergrund der 
Beratungsanfragen überwiegend die Aufklärung 
und Information über Leistungsansprüche im 
SGB VIII und das Verwaltungsverfahren standen. 
Vor allem ging es dabei um gewährte bzw. nicht 
gewährte Hilfen. Ein weiteres Beratungsanliegen 
bildete der Wunsch nach Beteiligung und Mitwir-
kung im Hilfeplanverfahren (vgl. dazu Abschluss-
bericht des IPP München, Kap. 2.4.5.).

Betrachtet man die Verteilung der Anfragen auf 
die einzelnen Leistungsbereiche des SGB VIII, so 
fällt auf, dass die meisten der stationären Unter-
bringung nach § 34 SGB VIII zuzuordnen sind. 
Im gesamten Modellzeitraum bildete diese den 
größten Anteil (siehe hierzu auch Abschlussbe-
richt des IPP München, Kapitel 2.4.5.).

Auch im Jahresvergleich der Jahre 2016 und 2017 
(siehe Abbildung 6) zeigt sich eine Zunahme der 
Fallanfragen zu den stationären Hilfen. Die häu-
figsten Auseinandersetzungen bezogen sich auf 

stationäre Hilfe in Form des betreuten Wohnens 
nach § 34 SGB VIII, die zweithäufigsten auf Hilfen 
nach § 33 SGB VIII (siehe hierzu Abschlussbericht 
des IPP München, Kapitel 2.4.5.). Solche Anfragen 
erfolgten oftmals durch den regionalen Pflege-
kinderdienst.

Sowohl die Hilfen nach § 34 als auch nach § 33 
SGB VIII waren 2017 in vielen Fällen in Verbindung 
mit Hilfen nach §41 SGB VIII zu lesen. Bei den Hil-
fen für junge Volljährige (§ 41 SGB VIII), bei denen 
es zum Zeitpunkt der Fallanfrage noch nicht um 
konkrete Leistungsparagraphen ging, zeigt der 
Jahresvergleich 2016 / 2017 eine Zunahme von 
48,38 % (siehe Abb. 6). Deutlich wird hierin die 
zunehmende Beratung von jungen Geflüchteten 
bezüglich der bedarfsdeckenden Inanspruch-
nahme individueller Jugendhilfeangebote nach 
erreichter Volljährigkeit. Dieser Anstieg kann auch 
als ein Anzeichen dafür interpretiert werden, dass 
Öffentliche Träger sich bemühen, Hilfen über das 
18. Lebensjahr hinaus zu verhindern und die jun-
gen Volljährigen aus der Jugendhilfe zu drängen. 

Abb. 6: Anfragenverteilung nach Leistungsbereichen/Jahresvergleich BBO Jugendhilfe 2016/2017, Angaben in Anzahl, 
N=168, Mehrfachnennungen möglich
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3.1.	 Beratungsinhalte

Die Erfahrungen des Modellprojekts zeigen, dass 
sich bei den Beratungsanfragen im Wesentlichen 
drei Typen unterscheiden lassen. Aufgrund der 
unterschiedlichen Komplexität werden hierbei 
verschiedene Beratungsintensitäten deutlich.

Die Fallarbeit beinhaltet dabei neben direkten 
Fallaufgaben und Recherchetätigkeiten z.  B. zu 
rechtlichen Spezifika des Falls auch indirekte Fall-
aufgaben (siehe Abb. 7).

Wie bereits beschrieben, ist ein wesentliches 
Qualitätsmerkmal ombudschaftlicher Beratungs-
verfahren, dass die persönliche Beratungsarbeit 
nie von einzelnen Fachkräften allein, sondern 
immer in einem Team von mindestens zwei Per-
sonen durchgeführt wird, um die für die Fallana-
lyse notwendige Perspektivenvielfalt zu ermög-

 
lichen (siehe auch Kap. 2.3.1.1). Durch Gespräche 
mit Co-Berater*innen, Fallbesprechungen im 
Team und ggf. externe Reflexion durch ehren-
amtliche Berater*innen sowie die Teilnahme an 
Supervision wird den Berater*innen eine fort-
währende Reflexion ihrer Arbeit ermöglicht. Bei 
der Berechnung der durchschnittlichen Schätz-
werte wurde dieser Aspekt berücksichtigt.

Nachfolgend sollen vorab die Fallberatungstypen 
beschrieben werden, bevor dann im Kapitel 3.1.2. 
auf die komplexeren Fallverläufe (Fallberatungs-
typ 3) im Modellprojekt anhand von Beispielen 
näher eingegangen werden wird. Im Abschluss-
bericht der externen Evaluation durch das IPP 
München, der dieser Publikation anhängig ist, 
werden zudem weitere Fallanalysen (siehe Kapitel 
2 Abschlussbericht des IPP München) aufgezeigt.

3.1.1.	 Fallberatungstypen

Fallberatungstyp 1:  
Geringer Beratungsaufwand
Diese Beratungen zeichnen sich durch einen ver-
gleichsweise kurzen Beratungsprozess aus. Hier-
bei handelt es sich um konkrete, auf den Einzelfall 
bezogene Anfragen,
•	 die aufgrund der geringen Komplexität des Fal-

les eher einen Informationscharakter besitzen, 
oder

•	 bei denen die Beratung ausschließlich via Tele-
fon- bzw. Mailkommunikation geschehen kann 
und ein persönliches Beratungsgespräch oder 
die Begleitung zu Gesprächen im Jugendamt 
bzw. in der Einrichtung nicht notwendig wird 
und/oder der Beratungsprozess vergleichs-
weise kurzgefasst ist, oder

•	 bei denen im Laufe der Beratung deutlich wird, 
dass diese Anfragen nicht zum Beratungs-
spektrum der BBO Jugendhilfe gezählt werden 
können und es sich um sog. Lotsenfälle handelt 
(siehe auch Kap. 3.1.). Zu beachten ist, dass aber 
in Einzelfällen auch die sog. Lotsenanfragen 
hochkomplex sein können. Etwa, wenn sie an 
der Schnittstelle zur Kinder- und Jugendhilfe 
liegen und die Beratungsfrage nur mühsam 
aus der Vielzahl ungefilterter Informationen 
der Betroffenen herausgefunden werden kann, 
oder wenn die Weitervermittlung an eine be-
darfsentsprechende andere Beratungsstelle 
nicht ohne Weiteres möglich ist.

Fallberatungstyp 2:  
Mittlerer Beratungsaufwand
Fallanfragen mit einem mittleren Beratungsauf-
wand lassen sich als sogenannte Regelanfra-
gen beschreiben. Kennzeichen sind mehrmalige 
prozessbegleitende Kontakte und im weiteren 
Fallverlauf (zumeist mit allen Beteiligten im Fall) 
ggf. ein Beratungsgespräch vor Ort (d. h. in den 
Beratungsräumen der BBO Jugendhilfe) oder 
auch außerhalb (falls das bspw. aufgrund einer 
eingeschränkten Mobilität der Adressat*innen 
notwendig wird) sowie ggf. eine Begleitung zu 
vermittelnden Gesprächen im Jugendamt bzw. 
in einer Trägereinrichtung. Dabei gilt, dass der 
Grundsatz ombudschaftlichen Handelns, die Rat-
suchenden selbst zu ermächtigen, ihre Anliegen 
eigenständig zu formulieren, aufrechterhalten 
wird und die Stärkung ihrer Ressourcen (indivi
duelle/soziale) immer im Vordergrund steht.

Fallberatungstyp 3:  
Hoher Beratungsaufwand
Fallanfragen mit einem hohen Beratungsaufwand 
zeichnen sich durch eine hohe Beratungsdichte 
aufgrund einer starken Fallkomplexität aus.

Neben der Kommunikation mit allen Fallbeteilig-
ten im gesamten Beratungsverlauf werden hier-
bei mehrere persönliche face-to-face Beratun-
gen in den Beratungsräumen der BBO Jugend-
hilfe oder aber aufgrund der individuellen Gege-

benheiten auch an anderen Orten notwendig.
Zudem wird unter Berücksichtigung des bereits 
erwähnten Empowerment-Ansatzes manchmal  
mehr als eine Begleitung zu Gesprächen im 
Jugendamt bzw. in der Trägereinrichtung not-
wendig (siehe exemplarisch auch Kap. 3.1.2.).

Ebenso zählen Anfragen, die in Klageverfahren 
münden (diese bilden eher die Ausnahme, siehe 
hierzu Kap. 2.3.3. Abschlussbericht des IPP Mün-
chen), zu den Fallanfragen mit hohem Beratungs-
aufwand.

Abb. 7: Aufgabeninhalte der Fallarbeit BBO Jugendhilfe

3.1.2.	Komplexe Beratung anhand typischer Phasen im Hilfeverlauf – 
Fallbeispiele

Zur Veranschaulichung der ombudschaftlichen Beratungsarbeit werden nachfolgend konkrete Bera-
tungsverläufe aus dem Projektzeitraum exemplarisch dargestellt. Die Fälle lassen sich den zuvor skiz-
zierten Fallberatungstypen 2 und 3 zuordnen.

Die Auswahl der Fallbeschreibungen orientiert sich an vier typischen Phasen im Hilfeverlauf:

I.	 Zugang zur Hilfegewährung

II.	 Beteiligung im Hilfeplanverfahren

III.	 Konflikte in der Leistungserbringung

IV.	 Uneinigkeit bei der Hilfebeendigung

Die Namen und spezifischen Rahmenbedingungen wurden in den Fallbeschreibungen anonymisiert.
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I. Zugang zur Hilfegewährung

Beratungsthema: Hemmnisse bei der Hilfege-
währung zu § 41 i.V.m. § 34 SGB VIII / Selbstbe-
schaffung gemäß § 36a SGB VIII

Beratungszeitraum: 9 Monate (August 2016 – 
April 2017)

Konfliktsituation: Die Bedarfsprüfung eines 
19-Jährigen wird aufgrund von Schließzeiten bzw. 
der ausschließlichen Bearbeitung von Kinder-
schutzbelangen im zuständigen Jugendamt nicht 
durchgeführt.

Beratungsverlauf: Die ehrenamtliche Flücht-
lingshelferin Frau B. meldete sich Mitte August 
telefonisch bei der BBO Jugendhilfe. Sie habe 
Bahir O. (19 Jahre) bei der Verteilung von Kleider
spenden in einer Kirchengemeinde kennenge-
lernt. Frau B. habe erfahren, dass auch junge Voll-
jährige in der Jugendhilfe unterstützt werden 
könnten und sie möchte sich nun erkundigen, ob 
dies zutreffe und an welches Jugendamt sie sich 
gemeinsam mit dem jungen Mann wenden könne. 
Die Kontaktdaten der BBO Jugendhilfe habe sie 
vom Diakon der Kirchengemeinde erhalten. Die 
Gruppe der Ehrenamtlichen mache sich große 
Sorgen, da Bahir seit einiger Zeit von Kontakten 
zu Männern und Begebenheiten berichte, die 
den Verdacht der sexuellen Prostitution nahe-
legten. Nach Einschätzung der Flüchtlingshelfer 
sei der junge Mann nicht altersgemäß entwi-
ckelt, sondern benötige in zahlreichen Belangen 
Unterstützung. In der Gemeinschaftsunterkunft 
für Erwachsene, der Bahir zugewiesen wurde, 
sei es zu Auseinandersetzungen gekommen, 
die zur Folge hatten, dass er Hausverbot erteilt 
bekam. Wo der junge Mann seither übernachte, 
sei unklar, aber er käme regelmäßig zu den Ange-
boten der Kirchengemeinde, weil dort einer der 
Flüchtlingshelfer den regionalen Dialekt des Her-
kunftslandes spreche, aus dem Bahir Anfang 2016 
geflohen sei.

Die BBO Jugendhilfe teilte der Flüchtlingshelfe-
rin telefonisch die Kontaktdaten des zuständigen 
Jugendamts mit und riet ihr, sich gemeinsam mit 
dem jungen Mann während der Sprechzeit per-
sönlich an das Jugendamt zu wenden. Wenige 
Tage später meldete sich die Flüchtlingshelferin 
erneut, da das Jugendamt in den nächsten drei 
Wochen geschlossen sei, um laufende Fälle auf-
zuarbeiten. Frau B. bat um ein Beratungsgespräch 
für Bahir, damit das weitere Vorgehen mit ihm 

persönlich geklärt werden könne.
Am Beratungsgespräch Ende August nahm 
neben Frau B. und Bahir ein Sprachmittler des 
Gemeindedolmetscherdienstes teil, da Bahir 
zu diesem Zeitpunkt kaum Deutsch sprach. Im 
Gespräch berichtete Bahir nach einiger Zeit, dass 
er gerade bei zwei Männern lebe. Er habe dort 
keine eigene Schlafgelegenheit, sondern schlafe 
im Bett der beiden Männer, die ihn mit Kleidung 
und Essen versorgten. Aber bald würde er dort 
weggehen müssen, weil es Streit mit einem der 
Männer gegeben habe. Nach seinen Wünschen 
gefragt, äußerte Bahir das Anliegen, mit anderen 
jungen Menschen leben und vor allem Deutsch 
lernen zu wollen.

Die Berater*innen gewannen im Gespräch den 
Eindruck, dass Bahir nur über sehr eingeschränkte 
Kompetenzen verfügt, sich selbständig zurecht 
zu finden.

Beratungsstrategie (1): Im Beratungsgespräch 
klärte das Berater*innen-Team Bahir über die Mög-
lichkeit auf, sich auch schriftlich an das Jugend-
amt zu wenden, da ein persönliches Vorsprechen 
dort aktuell nicht möglich war. Gemeinsam mit 
Bahir und mit Hilfe des Sprachmittlers verfass-
ten die Berater*innen eine Mail an die zuständige 
RSD-Mitarbeiterin sowie die Regionalleitung, 
um zeitnah einen Termin zu erhalten. Ergänzend 
wurde ein Schreiben der BBO Jugendhilfe hinzu-
gefügt, in dem die aktuelle Lebenssituation des 
jungen Mannes auf Grundlage der Informationen 
der ehrenamtlichen Flüchtlingshelferin sowie 
die Dringlichkeit der Bedarfsprüfung dargelegt 
wurden. Da Bahir keine verlässliche Adresse 
angeben konnte, wurde auf seinen Wunsch die 
BBO Jugendhilfe als Kontaktadresse angegeben. 
Zudem erteilte Bahir der BBO Jugendhilfe eine 
Vollmacht gemäß § 13 SGB X, um sich in allen Ver-
fahrensangelegenheiten vertreten zu lassen.

Weiterer Verlauf: Die ehrenamtliche Flücht-
lingshelferin konnte aufgrund der bedrängenden 
Lebenssituation mit dem Gemeindediakon klä-
ren, dass Bahir bis auf Weiteres im Gemeinde-
haus unterkommen könne. Innerhalb der nächs-
ten zwei Wochen (Mitte September) erfolgte 
keine Reaktion der zuständigen RSD-Mitarbei-
terin. Auf telefonische Nachfrage erklärte der 
RSD-Tagesdienst, dass aufgrund einer geänder-
ten Zuordnung nun ein anderer RSD im Bezirk für 
die Bedarfsprüfung von volljährigen Flüchtlingen 

zuständig sei. Der telefonische Kontakt zur neuen 
zuständigen RSD-Mitarbeiterin ergab, dass sie 
selbst in 14 Tagen das Jugendamt verlasse. Bislang 
sei noch unklar, wer die Stelle übernehme, aber 
sie würde die schriftliche Anfrage zur Bedarfs-
prüfung annehmen und zur Übergabe bereitle-
gen. Nach weiteren drei Wochen erreichte die 
BBO Jugendhilfe ein Schreiben der zuständigen 
Regionalleitung mit der Mitteilung, die Jugend-
amtsleitung habe aufgrund eines Notprogramms 
alle RSD-Mitarbeiter*innen angewiesen, bis Ende 
November ausschließlich Kinderschutzfälle zu 
bearbeiten. Anfang Dezember würde Bahir über 
die BBO Jugendhilfe ein Termin mitgeteilt.

Ende November informierte die ehrenamtliche 
Flüchtlingshelferin die BBO Jugendhilfe, durch 
einen privaten Kontakt Bahirs zu einem ande-
ren jungen Geflüchteten, der in einer Jugend-
hilfeeinrichtung lebe, habe der junge Mann von 
einem freien Platz erfahren und würde gerne dort 
wohnen.

Mitte Dezember ging ein weiteres Schreiben des 
zuständigen RSD bei der BBO Jugendhilfe ein, 
dass das Notprogramm bis Ende Januar verlän-
gert werde.

Beratungsstrategie (2): Die BBO Jugendhilfe 
informierte das zuständige Jugendamt schrift-
lich über die sich anbietende Möglichkeit und 
verwies erneut auf die Gefährdung des jungen 
Mannes. Zudem wurde dem bezirklichen Jugend-
amt mitgeteilt, dass die Berater*innen ange-
sichts des bisherigen Verlaufs den jungen Mann 
zur Inanspruchnahme der Hilfeleistung auf dem 

Weg der Selbstbeschaffung informieren, jedoch 
eine zeitnahe selbständige Bedarfsprüfung sei-
tens des Jugendamtes im Sinne des Betroffenen 
für angemessener halten würden. Das Schreiben 
wurde Anfang Dezember an die Jugendamtslei-
tung und die Regionalteamleitung gerichtet. Die 
angegebene Fristsetzung bis Mitte Dezember 
verstrich, ohne dass eine Antwort erfolgte. Nach-
dem nun vier Monate vergangen waren, klärte die 
BBO Jugendhilfe den jungen Mann mit Hilfe des 
Sprachmittlers über den Weg der Selbstbeschaf-
fung nach § 36a SGB VIII auf und unterstützte den 
jungen Mann beim Kontakt mit der Einrichtung. 
Da sich die Einrichtung im Rahmen der Vorleis-
tung bereit erklärte, Bahir aufzunehmen, konnte 
er kurz vor Weihnachten dort im Betreuten Woh-
nen in Form einer Zweier-WG einziehen.

Ende Januar vermittelte die BBO Jugendhilfe 
Bahir den Kontakt zu einer Rechtsanwältin, damit 
auf dem Weg der einstweiligen Anordnung die 
Kostenübernahme für die selbstbeschaffte 
Jugendhilfe geltend gemacht werden konnte. 
Auch über diesen Schritt wurde das Jugendamt 
vorab schriftlich informiert und erneut gebeten, 
einen Termin zur Bedarfsprüfung mitzuteilen. 
Ende Februar teilte das zuständige Jugendamt 
Bahir einen Termin für Mitte März mit, der dann 
jedoch aufgrund einer Erkrankung der zuständi-
gen Jugendamtsmitarbeiterin auf Anfang April 
verschoben werden musste.

Beratungsergebnis: Die Gewährung der Hilfe für 
junge Volljährige wurde Mitte April rückwirkend 
bewilligt.
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II. Beteiligung im Hilfeplanverfahren

Beratungsthema: Beteiligung von Jugendlichen 
gemäß § 36 SGB VIII und § 5 AG KJHG

Beratungszeitraum: 6 Wochen (Herbst 2014)

Konfliktsituation: Eine 14-jährige Jugendliche 
wurde in den zurückliegenden zwei Jahren mehr-
mals in unterschiedlichen Jugendhilfeeinrichtun-
gen stationär untergebracht. An den Hilfeplan-
gesprächen wurde sie in diesem Zeitraum nicht 
beteiligt.

Beratungsverlauf: Die ehemalige Pflegeperson 
Frau S., bei der die 14-jährige Mia F. bis vor zwei  
Jahren lebte, wandte sich telefonisch an die BBO  
Jugendhilfe. Die Information über das ombud-
schaftliche Beratungsangebot der BBO Jugend-
hilfe hatte sie vom Träger des Pflegekinderdiens-
tes erhalten, durch den das Pflegeverhältnis bis 
zur Beendigung der Vollzeitpflege betreut wurde.
Der Anlass für die Kontaktaufnahme zur Ombuds
stelle waren Probleme bei der Regelung von per-
sönlichen Kontakten zwischen der ehemaligen 
Pflegemutter und der stationären Einrichtung, in 
der die Jugendliche zu diesem Zeitpunkt seit ca. 
sechs Monaten untergebracht war. Bei den Wün- 
schen für erweiterte Kontaktmöglichkeiten ging  
es im Wesentlichen um häufigere Telefonzeiten 
und längere Ferienbesuche.

Im telefonischen Erstkontakt wurde zunächst 
über das ombudschaftliche Beratungsverfahren 
aufgeklärt und die notwendigen Hintergrund-
informationen wurden aufgenommen. Die ehe-
malige Pflegemutter Frau S. hatte aufgrund des 
langjährigen Pflegeverhältnisses von mehr als 
elf Jahren weiterhin eine enge soziale Beziehung 
zu Mia und auch zur sorgeberechtigten Kindes-
mutter. Auch Frau F., die leibliche Mutter, sei mit 
den Kontaktregelungen der Einrichtung nicht 
einverstanden, da sowohl Mia als auch sie selbst 
gerne mehr Kontakt zueinander hätten. Frau S. 
wandte sich auch im Namen der Kindsmutter an 
die Ombudsstelle und wünschte Aufklärung über 
die Möglichkeiten, die Vorstellungen der Jugend-
lichen und der ehemaligen Pflegemutter sowie 
der Kindsmutter zur persönlichen Kontaktgestal-
tung einzubringen.

Das Pflegeverhältnis war zwei Jahre zuvor been-
det worden, weil Mia über ein Jahr hinweg den 
Schulbesuch verweigert hatte und auch die  
Pflegemutter trotz aller Bemühungen in dieser  

Hinsicht keine Veränderung bewirken konnte.  
Bei ihrer leiblichen Mutter konnte Mia nicht leben, 
da diese aufgrund multipler Erkrankungen ihre 
Tochter nicht versorgen konnte. Sowohl die Pfle-
gemutter als auch die Kindsmutter waren mit 
der stationären Unterbringung in Verbindung mit 
einer einrichtungsnahen Beschulung einverstan-
den. Mia wurde in einer stationären Einrichtung 
untergebracht; von dort ist sie jedoch immer 
wieder weggelaufen und zu der ehemaligen Pfle-
gemutter zurückgekehrt. In der Folge kam es zu 
Unterbringungen in weiteren stationären Einrich-
tungen.

Versuche, eine Einigung über die persönlichen 
Kontaktregelungen mit der Einrichtung bzw. 
dem Jugendamt direkt zu klären, hätten zu kei-
nem Ergebnis geführt, unter anderem weil die 
Kommunikation mit den jeweiligen fallverant-
wortlichen Jugendamtsmitarbeiter*innen auf-
grund wechselnder Zuständigkeit im bezirklichen 
Jugendamt schwer möglich gewesen sei. Die Ein-
richtung würde jedoch hinsichtlich jeglicher Ver-
änderung der Kontaktregelungen stets auf das 
Jugendamt verweisen. Die Pflegemutter äußerte 
zudem die Vermutung, ihr würde seitens des 
Jugendamtes unausgesprochen unterstellt, sie 
sei an dem Weglaufen der Jugendlichen beteiligt, 
was die Klärung der Kontaktregelungen zusätz-
lich belaste.

Da es zu den Beratungsstandards der BBO 
Jugendhilfe gehört, persönliche Beratungs
gespräche gemeinsam mit den in das Beratungs-
anliegen involvierten und entscheidungsfähigen 
jungen Menschen zu führen, wurde auch hier 
ein persönlicher Gesprächstermin vereinbart, zu 
dem die Jugendliche nach Berlin kommen konnte.
Erst bei diesem Treffen mit der Jugendlichen, 
der Pflegemutter und der Kindsmutter wurde 
deutlich, dass Mia während der zweijährigen 
ereignisreichen und einschneidenden Zeit der 
wechselnden stationären Unterbringungen über-
haupt nicht an den Hilfeplangesprächen beteiligt 
worden war. Sowohl die Pflegemutter als auch die 
Kindsmutter hatten Einladungen zu Gesprächen 
im Jugendamt erhalten, aber die damals 12-jäh-
rige Mia sei nicht anwesend gewesen und auch 
andere persönliche Kontakte zwischen den fall-
zuständigen Mitarbeiter*innen des Jugendamtes 
und Mia hätten nicht stattgefunden. Auch anhand 
der Hilfepläne war eine Beteiligung der Jugend
lichen nicht erkennbar, obgleich sie – wie sie beim 

Gespräch in der BBO Jugendhilfe sagte – gerne 
beteiligt gewesen wäre und auch den Wunsch 
äußerte, künftig bei den Gesprächen noch mit 
dabei zu sein. Weder die Pflegemutter als auch 
die Kindesmutter waren sich bewusst, dass sie 
auf eine Beteiligung der Jugendlichen hätten hin-
wirken können.

Beratungsstrategie: Die Ratsuchenden wurden 
über die rechtlichen Regelungen der Beteiligung 
an der Hilfeplanung und über die sozialpädago-
gische Bedeutung von Mitwirkungsrechten und 
-pflichten informiert. In den Fokus des Bera-
tungsgesprächs rückte insbesondere die Aufklä-
rung der Jugendlichen, welche Personen konkret 
als Beteiligte im Hilfeplanverfahren zu betrach-
ten sind und wie sie ihren eigenen Wunsch 
nach Beteiligung realisieren kann. Zwar liegt die 
Gewährleistung für die Sicherstellung der Betei-
ligung beim Jugendamt und der Einrichtung; im 
vorliegenden Fall erschien es jedoch notwendig, 
dass die Jugendliche mit der Unterstützung der 
Pflegemutter und leiblichen Mutter die Beteili-
gung tatsächlich einforderte.

In Verlauf des Beratungsgesprächs wurde mit 
den Ratsuchenden das weitere konkrete Vor-
gehen abgestimmt, damit ein zeitnahes Hilfe-
plangespräch mit dem Jugendamt und der Ein-
richtung unter rechtskonformer Beteiligung der 
Jugendlichen zustande kommen konnte. 
Die Beteiligten wollten zunächst selbständig ver-
suchen, mit den jeweiligen Akteuren eine Klärung 
zu erreichen. Das Berater*innen-Team der BBO 
Jugendhilfe unterstützte dieses Vorhaben, indem 
es gemeinsam mit den Beteiligten die Kontaktda-
ten des aktuell zuständigen neuen RSD-Mitarbei-
ters recherchierte und vor allem mit der Jugend-
lichen die Schritte zur Terminvereinbarung im 
Detail klärte.

Im zweiten Teil des Beratungsgesprächs wurde 
mit den Ratsuchenden das ursprüngliche Anlie-
gen für das anvisierte Hilfeplangespräch vor-
bereitet und besprochen, in welchem Umfang 
die bisherigen Besuchs- und Kontaktregelungen 
durchgeführt wurden und welche Änderungen 
die einzelnen Beteiligten sich vorstellten.
Zudem wurde die Pflegemutter bestärkt, im Hilfe-
plangespräch ihre Rolle in der sozialen Beziehung 
zu Mia sowie die Vermutung hinsichtlich ihrer 
unterstellten Mitwirkung beim Weglaufen Mias 
aus den Einrichtungen offen zu thematisieren.

Vereinbart wurde abschließend, dass die Pflege-
mutter die Ergebnisse zurückmeldet. Es wurde 
angeboten, die Beratung durch das BBO Jugend-
hilfe-Team fortzuführen, sollten ggf. weitere Kom-
munikationsprobleme auftreten oder die Hinde-
rung der Beteiligung fortbestehen.

Ergebnis: Die Information über Beteiligungs- und 
Mitwirkungsrechte von jungen Menschen in der 
Jugendhilfe führte in diesem Fall dazu, dass die 
Jugendliche sich mit Unterstützung ihrer ehe-
maligen Pflegemutter an die Bezugsbetreuerin 
der Einrichtung und den Jugendamtsmitarbeiter 
wandte, um die künftige Teilnahme an den Hilfe-
plangesprächen zu klären. Die ehemalige Pflege-
mutter hielt die Berater*innen über die einzelnen 
Vorgänge auf dem Laufenden und versicherte 
sich dabei regelmäßig der potentiellen Unterstüt-
zung durch die BBO Jugendhilfe. Drei Wochen 
nach dem Beratungsgespräch fand ein Hilfeplan-
gespräch in Anwesenheit der Jugendlichen statt, 
bei dem auch die erweiterten Kontaktmöglich-
keiten einvernehmlich geklärt werden konnten. 
Weshalb es während der zurückliegenden beiden 
Jahre nicht ermöglicht wurde, die Jugendliche an 
den Hilfeplangesprächen zu beteiligen, konnte im 
Nachgang den Ratsuchenden nicht erklärt wer-
den. Da es ihnen aber im Wesentlichen um die 
Erweiterung der bestehenden Kontaktmöglich-
keiten ging, entschieden die Beteiligten, sich auf 
die künftige Kommunikation mit der Einrichtung 
und dem RSD-Mitarbeiter zu konzentrieren.

Bei einer ca. vier Monate später erfolgten Rück-
frage der BBO Jugendhilfe über die Wirkung des 
Beratungsverfahrens, berichtete die Pflegemut-
ter, dass Mia auf eigenen Wunsch die Möglichkei-
ten der erweiterten Ferienbesuchszeiten nicht 
umfänglich in Anspruch genommen habe, da sie 
verstärkt soziale Kontakte zu anderen Jugendli-
chen in der Einrichtung wahrnehmen wollte. Die 
ehemalige Pflegemutter begrüßte die zuneh-
mende Ausrichtung der Jugendlichen auf ihren 
aktuellen Lebensort, die auch ihrem eigenen 
Streben nach einer freien Zeiteinteilung entge-
genkäme. Der Termin für das nächste Hilfeplan
gespräch sei Mia bereits mitgeteilt worden.
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III. Konflikte in der Leistungserbringung

3	Es ist rechtlich nicht normiert, dass Betroffene vom überörtlichen Träger der Jugendhilfe die Möglichkeit der persönlichen 
Anhörung erhalten.

Beratungsthema: Grundrechtsverletzung in 
Einrichtungen der Jugendhilfe / Schutzauftrag 
gemäß § 8a SGB VIII

Beratungszeitraum: 3 Monate (1. Jahreshälfte 
2017)

Konfliktsituation: Nach einer verbalen Ausein-
andersetzung zwischen zwei Jugendlichen, die 
gemeinsam in einer Mädchenwohngruppe leben, 
schließt die Betreuerin eine der Jugendlichen  
(16 Jahre) in die Abstellkammer ein.

Beratungsverlauf: Die sorgeberechtige Mutter 
Frau Z. meldete sich telefonisch bei der BBO 
Jugendhilfe und beschwerte sich über zahlrei-
che Mängel bei der Unterbringung ihrer Tochter 
in einer Jugendhilfeeinrichtung außerhalb Berlins 
(Betreuung, Versorgung, Sauberkeit u. v. a. m.). 
Die Kontaktdaten der BBO Jugendhilfe habe sie 
von einer Jugendamtsmitarbeiterin erhalten, die 
jedoch nicht fallzuständig sei.

Zur Klärung von Beschwerden gegenüber Jugend-
hilfeeinrichtungen gehört es zu den Beratungs-
standards der BBO Jugendhilfe, die konkreten 
Kenntnisse der einrichtungsinternen Beschwer-
dewege bei den Beschwerdeführenden zu eruie-
ren bzw. die Ratsuchenden zu ermutigen, diese  
zuerst in Anspruch zu nehmen. Frau Z. hatte keine 
Informationen, welche internen Beschwerde-
verfahren in der Einrichtung vorhanden sind. 
Aber aufgrund der bisherigen Erfahrungen im 
Umgang mit ihren Beschwerden habe sie gegen-
über der Einrichtung wenig eigenes Zutrauen, ein 
Beschwerdegespräch mit den Mitarbeiter*in-
nen selbständig zu bewältigen. Sie würde gerne 
gemeinsam mit ihrer Tochter zu einem Beratungs-
gespräch in die BBO Jugendhilfe kommen, denn 
die Tochter könne dann selbst berichten, wie sie 
die Situation in der Einrichtung erlebe.

[Der Beratungsprozess hinsichtlich der Beschwer- 
den wird im Folgenden ausgelassen. Zentrales 
Ergebnis war die Vereinbarung mit der Einrichtung, 
ein Beschwerdegespräch in der Einrichtung durch-
zuführen.] Beiläufig wurde bei dem Beschwerde-
gespräch in der Einrichtung, zu dem die BBO 
Jugendhilfe-Beraterin begleitete, bekannt, dass 

 
es am Tag davor zum Einschluss der Jugend-
lichen in die Abstellkammer gekommen war. 
Der Vorfall wurde seitens der Gruppenmit-
arbeiterin im Beisein der Ombudsstelle vor Ort 
bestätigt und sowohl gegenüber der Jugend-
lichen als auch ihrer sorgeberechtigen Mut-
ter wurde die Handlung als rechtmäßig erklärt.

Die Ombudsstelle informierte die Mitarbeiterin 
der Einrichtung, dass der Vorfall und die spezi-
fische Beschwerde der Personensorgeberechti-
gen über den Einschluss gemäß § 47 SGB VIII der 
Einrichtungsaufsicht zu melden sind.

Mit der Mutter und der Jugendlichen wurde 
am nächsten Tag in der BBO Jugendhilfe ein 
Gespräch geführt, bei dem über die Vorgehens-
weise der BBO Jugendhilfe ausführlich aufgeklärt 
wurde, weil hier die BBO Jugendhilfe gegenüber 
dritten Akteuren selbständig und ggf. auch ohne 
Zustimmung der Betroffenen zum Handeln ver-
pflichtet ist.

Beratungsstrategie: In der Folge wurde in 
Kenntnis aller Akteure (der Betroffenen, des für 
die Unterbringung zuständigen örtlichen Berliner 
Jugendamts und der Einrichtung) der Vorgang an 
die Einrichtungsaufsicht des betreffenden Bun-
deslandes schriftlich per Mail weitergeleitet. Als 
nach 14 Tagen keine Reaktion der Einrichtungs-
aufsicht erfolgte, wurde auf Nachfrage der BBO 
Jugendhilfe festgestellt, dass behördenintern die 
Mail nicht an den zuständigen Mitarbeiter weiter-
geleitet worden war, was dann jedoch umgehend 
geschah.

Die BBO Jugendhilfe prüft bei gewichtigen Hin-
weisen auf grundrechtsverletzende oder straf-
rechtlich relevante Vorkommnisse nicht die 
Berechtigung der Beschwerde, sondern leitet 
diese zur Überprüfung an das zuständige über-
örtliche (sowie örtlich zuständige) Jugendamt 
weiter. Während des Klärungsprozesses ver-
folgte die Ombudsstelle die Intention, dass der 
Jugendlichen in einem Einzelgespräch beim 
zuständigen örtlichen und überörtlichen Träger 
die Möglichkeit eröffnet wurde, in Begleitung der 
BBO Jugendhilfe ihre Sichtweise auf das Gesche-
hen umfassend darzulegen.3 

Beim Gespräch mit dem bezirklichen Jugendamt, 
das noch vor der Betriebsüberprüfung durch 
den überörtlichen Träger stattfand, konnten die 
Jugendliche und ihre Mutter zwar im Einzelge-
spräch ihre Sichtweise des Vorfalls vortragen, 
dennoch mussten die Berater*innen der BBO 
Jugendhilfe häufig massiv intervenieren, um die 
Infragestellung der Glaubwürdigkeit der beiden 
Betroffenen abzuwehren.

Beratungsergebnis: Ein persönliches Gespräch 
wurde vom überörtlichen Träger als nicht mehr 
erforderlich erachtet, nachdem eine Betriebs-
überprüfung vor Ort durchgeführt worden war, 
die zu einer umgehenden Teilschließung der Ein-
richtung führte, da bereits bei der Erstbegehung 
massive Mängel in der Ausstattung und Versor-
gung offensichtlich wurden.

Da sich alle Beteiligten (bezirkliches Jugendamt, 
Einrichtung, Betroffene) jedoch einig waren, dass 
die Unterbringung von Anfang an als ungeeignet 
betrachtet und nur als vorübergehende Interims-
lösung gedacht worden war – die dann mehr als 
sechs Monate andauerte und nur durch die Inter-
vention der BBO Jugendhilfe endete – wurde die 
Jugendliche innerhalb kurzer Zeit in einer Berli-
ner Einrichtung untergebracht. An der Auswahl 
der Einrichtung wurden die Jugendliche und ihre 
Mutter intensiv beteiligt und das Wunsch- und 
Wahlrecht gemäß § 5 SGB VIII wurde ausreichend 
beachtet.
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IV. Uneinigkeit bei der Hilfebeendigung

Beratungsthema: Fehlende Mitwirkung gemäß 
§ 36 SGB VIII bzw. § 66 SGB I

Beratungszeitraum: 3 Wochen (Nov. 2016)

Konfliktsituation: Die stationäre Unterbringung 
eines 16-jährigen Jugendlichen in einer Jugend-
hilfeeinrichtung, in der er seit seinem 10. Lebens-
jahr lebt, wird vom Jugendamt mit Verweis auf 
die mangelnde Mitwirkung des Jugendlichen 
beendet und dieser unter Hinweis auf Kontaktad-
ressen von Notübernachtungsmöglichkeiten für 
junge Menschen aus dem Gespräch entlassen.

Beratungsverlauf: Der sorgeberechtigte Kin-
desvater kam am nächsten Tag direkt zur BBO 
Jugendhilfe und bat sichtlich aufgeregt um ein 
persönliches Beratungsgespräch.

Herr J. hatte die Adresse der BBO Jugendhilfe 
von einer Mitarbeiterin einer Beratungsstelle für 
suchtmittelerkrankte Erwachsene erhalten.Er 
selbst lebte zu diesem Zeitpunkt in einer betreuten 
Einrichtung gemäß § 67 SGB XII. Herr J. berichtete, 
dass die stationäre Unterbringung seines Soh-
nes aufgrund mangelnder Mitwirkung beendet 
worden sei. Zwar hätte sein Sohn Juri Adressen 
von Notübernachtungsmöglichkeiten erhalten, 
aber das sei doch keine langfristige Lösung. Der 
Jugendliche könne sich selbst nicht helfen. Herr J. 
habe seinen Sohn jetzt bei sich in der Einzimmer-
wohnung schlafen lassen. Aufgrund des Mietver-
trags mit dem Träger der Erwachsenenhilfe sei es 
ihm aber untersagt, andere Personen mitwohnen 
zu lassen. Mit seiner Betreuerin konnte er ver-
einbaren, dass die Übernachtungen für ein paar 
Tage geduldet würden. Er möchte nun erfahren, 
was er unternehmen könne, um eine geeignete 
Betreuungsmöglichkeit für seinen Sohn zu finden.

Die BBO Jugendhilfe nahm das Anliegen zunächst 
auf und vereinbarte ein Beratungsgespräch für 
den nächsten Tag, den Herr J. gemeinsam mit 
seinem Sohn wahrnahm. Im persönlichen Bera-
tungsgespräch wurde aufgrund der Schilderun-
gen und anhand der mitgebrachten Unterlagen 
über den bisherigen Hilfeverlauf deutlich, dass 
seit ungefähr sechs Monaten das Thema „feh-
lende Mitwirkung“ mit dem Vater und Juri seitens 
der Einrichtung sowie des Jugendamtes thema-
tisiert worden war. Bei näherer Nachfrage berich-
tete der Jugendliche, dass er das erste Aus

bildungsjahr als Einzelhandelskaufmann absol-
viere und erfolgreich daran teilnehme. In der 
Einrichtung lebte er seit seinem 14. Lebensjahr 
in einer Verselbständigungsgruppe, die sich auf 
dem Gelände der Gesamteinrichtung befindet, 
welche am Stadtrand angesiedelt ist. Die beiden 
Jahre davor lebte er in derselben Einrichtung in 
einer Kinderwohngruppe. Er wolle aber bereits 
seit längerer Zeit nicht mehr in der Einrichtung 
leben, sondern an einem Ort, der von außen nicht 
als Einrichtung erkennbar sei und zentraler liege. 
Er hätte sich gemeinsam mit seinem Vater bereits 
eine Jugendwohngruppe angesehen, die ihm vom 
Jugendamt vorgeschlagen wurde. Diese hätte 
ihm überhaupt nicht gefallen. Eine weitere Ein-
richtung wäre bisher nicht gefunden worden. In 
der Verselbständigungsgruppe beachte er häufig 
die Vereinbarungen zu den Anwesenheitszeiten 
(vor allem abends) nicht und komme auch den 
verabredeten Pflichten (Putz- und Kochdiensten) 
nicht immer zeitentsprechend nach. Die Einrich-
tung wäre mit der Beendigung der Unterbringung 
einverstanden gewesen.

Der Vater ergänzte, dass auch er nicht immer die 
Gesprächseinladungen des Jugendamtes wahr-
genommen habe. Bereits seit dem 6. Lebens-
jahr seines Sohnes sind unterschiedliche Unter-
stützungen des Jugendamtes erfolgt: Zunächst 
erhielt die Familie Unterstützung in Form sozial-
pädagogischer Familienhilfe, dann besuchte Juri 
eine Tagesgruppe und vor der stationären Unter-
bringung wurden Juri und seine drei Geschwister 
in Obhut genommen. Herr J. äußerte den Wunsch, 
dass das Jugendamt für Juri eine geeignete 
Unterbringung finden möge.

Beratungsstrategie: Ziel der ombudschaft-
lichen Beratung war zum einen, Juri und sei-
nen Vater über die Mitwirkungspflichten in der 
Jugendhilfe zu informieren und vor allem mit Juri 
zu klären, inwieweit er sich künftig auf Regelun-
gen in Jugendhilfeeinrichtungen einlassen kann. 
Zum anderen wurde aber auch deutlich, dass in 
einem Gespräch mit dem zuständigen Jugend-
amt ein gemeinsames Verständnis von Mitwir-
kung erreicht werden sollte, welches sich an den 
Möglichkeiten des jungen Menschen orientiert. 
Denn eine Lebens- und Versorgungssituation 
außerhalb der Jugendhilfe stand für den Jugend-
lichen nicht zur Verfügung, da ihn sein sorgebe-
rechtigter Vater nicht aufnehmen kann.

Beide bekräftigten, dass eine Unterbringung in 
der Jugendhilfe gewünscht wird. Da bereits ein 
schriftlicher Aufhebungsbescheid vorlag, unter-
stützte das Berater*innen-Team die Ratsuchen-
den im Beratungsgespräch bei der Formulierung 
einer neuen schriftlichen Antragstellung gemäß 
§ 34 SGB VIII. Mit dem zuständigen Jugendamt 
konnte der Vater am selben Tag von der BBO 
Jugendhilfe aus einen zeitnahen Gesprächs-
termin vereinbaren. Der Vater informierte hier-
bei die zuständige Jugendamtsmitarbeiterin in 
diesem Telefonat, dass er und Juri sich von der 
BBO Jugendhilfe haben beraten lassen und die 
Begleitung eines ombudschaftlichen Beraters in 
dem Gespräch mit dem Jugendamt wünschen. 
Die Antragstellung und die Bevollmächtigung der 
BBO Jugendhilfe gemäß § 13 SGB X gingen dem 
zuständigen Jugendamt noch am selben Tag per 
Fax zu.

Mit Einverständnis des sorgeberechtigten Vaters 
nahm die BBO Jugendhilfe Kontakt zum ehemali-
gen Bezugsbetreuer auf, um ergänzende Informa-
tionen über den zurückliegenden Hilfeprozess zu 
erhalten. Dabei berichtete der Betreuer, dass die 
Verlegung des Jugendlichen in die Verselbstän-
digungsgruppe vor zwei Jahren aus organisato-
rischen Gründen erfolgte. Aus seiner fachlichen 
Sicht wäre der Übergang in die Verselbständi-
gung viel zu früh gewesen und Juri benötige eine 
weitaus intensivere Betreuung und Unterstüt-
zung als es in dieser Betreuungsform möglich 
sei, da er aufgrund seiner instabilen familiären 
Lebensgeschichte einer umfangreichen Förde-
rung seiner sozialen und emotionalen Bindungs-
fähigkeit bedürfe. Daher habe er die Beendigung 
der bisherigen Unterbringungsform befürwortet.

Im Gespräch mit dem Jugendamt, zu dem seitens 
des Jugendamtes auch der Bezugsbetreuer der 
Einrichtung eingeladen wurde, konnte zunächst 
der transparente Austausch über die unter-
schiedlichen Bewertungen des zurückliegenden 
Hilfeprozesses erreicht werden. Dabei wurde 
deutlich, dass die zuständige Mitarbeiterin des 
Jugendamtes (und zum Teil auch der Bezugs-
betreuer) das Verhalten des Jugendlichen als 
Ablehnung der Hilfeleistung bewerteten.

Der ombudschaftliche Berater verwies an die-
ser Stelle darauf, dass das jugendhilferechtliche 
Verständnis von Mitwirkung in der Jugendhilfe 

nicht als Bedingung für die Inanspruchnahme von 
Hilfeleistungen intendiert sei, sondern als sozial-
pädagogische Aufgabe der beteiligten Akteure 
zu verstehen ist, die Entwicklung von Mitwirkung 
zu unterstützen.

Ergebnis: Am Ende des Gesprächs vereinbarte 
die zuständige Mitarbeiterin mit dem Vater und 
Juri, dass zur weiteren Bedarfsklärung und zur 
Suche nach einer geeigneten und bedarfsent-
sprechenden dauerhaften Unterbringung ein 
Platz in einer Clearing-Einrichtung angeboten 
wird. Juri konnte innerhalb der folgenden Woche 
in einer Clearing-Einrichtung aufgenommen wer-
den. Die Zeit bis dahin verbrachte er bei seinem 
Vater und hielt in dieser Zeit (mit Unterstützung 
seines Vaters) den Kontakt zur zuständigen 
RSD-Mitarbeiterin.

In den eben dargestellten Fallbeschreibungen 
wird die Komplexität der Beratung deutlich. 
Ombudschaftliche Beratung findet immer in Kon-
fliktsituationen statt, die spannungsreich sind 
und mit Blick auf verwaltungsrechtliche Fristen 
sowie die jeweilige Lebenssituation schnelles 
ombudschaftliches Intervenieren erforderlich 
machen.

Für die Beratungspraxis ergeben sich hieraus 
spezifische Herausforderungen, die nachfolgend 
aufgezeigt werden sollen.
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4.	„Jeder Fall ist ein Einzelfall.“ 
Herausforderungen im Beratungsalltag

Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe ist 
ein noch junges Handlungsfeld in der Beratungs-
arbeit, gewinnt aber in den letzten Jahren zuneh-
mend Aufmerksamkeit in der Fachöffentlichkeit. 
Dies ist auch der von vielen Fachkräften der Kin-
der- und Jugendhilfe geforderten Aufnahme von 
Ombudschaft ins SGB VIII und der dazu kontro-
vers geführten Fachdebatte zur Novellierung des 
Kinder- und Jugendhilfegesetzes geschuldet (vgl. 
hierzu Kap. 6.2.). Ziel ist eine bessere Beteiligung 
von Kindern und Jugendlichen im Hilfeprozess.

Im Verlauf des Pilotprojekts nahm nicht nur die 
Häufigkeit der Beratungsanfragen zu, sondern 
diese wurden auch vielfältiger und komplexer, 
was die Mitarbeiter*innen immer wieder vor Her-
ausforderungen stellt. So gestalten sich Fallanfra-
gen häufig als langwierig, beispielsweise weil sich 
Familien / junge Menschen schon in einem lange 
währenden Konflikt mit dem Öffentlichen Träger 
befinden, weil multiple Problemlagen und dar-
aus resultierende Rechtsansprüche gegenüber 
unterschiedlichen Leistungsträgern erfasst wer-
den müssen oder weil sich das Einsetzen einer 
bedarfsgerechten Hilfe aus unterschiedlichen 
Gründen lange hinauszögert. Gerade bei jungen 
Menschen, die die Volljährigkeit erlangt haben, 
wird schnell auf die Beendigung der Jugendhilfe 
hingewiesen, mit der Begründung eines nicht 
mehr vorhandenen Jugendhilfebedarfs und dem 
Verweis auf andere Sozialleistungsträger. Dies 
ist auch dem Umstand geschuldet, dass Hilfen 
für junge Volljährige nicht vollständig refinan-
ziert werden und dadurch der Kostendruck eine 
noch größere Rolle spielt. In diesen Fällen zeigt 
sich besonders, dass Verfahren in die Länge 
gezogen werden, in den Hilfeplangesprächen der  

 
 
Fokus auf die Überleitung zum Sozialamt gelegt 
wird oder dass in den Gesprächen schneller eine 
Ungeduld der Fachkräfte des Jugendamts über 
eine immer noch nicht erlangte Selbstständigkeit 
deutlich wird. Des Öfteren berichten junge Voll-
jährige darüber, dass sie sich nicht gehört fühlen, 
ihr Hilfebedarf nicht (mehr) gesehen oder ihnen 
eine mangelnde Mitwirkung unterstellt werde. 
Insbesondere junge Volljährige mit psychischen 
Problemen sind diesem Druck oft nicht gewach-
sen, was letztendlich dazu führt, dass sie keinen 
Widerspruch gegen die Ablehnung des gestell-
ten Antrags einlegen und trotz eines noch vor-
handenen Jugendhilfebedarfs in andere Sozial-
leistungssysteme wechseln.

Der überwiegende Beratungsbedarf bezieht sich 
auf die Hilfe zur Erziehung nach § 27ff. und die 
Hilfen für junge Volljährige nach § 41 SGB VIII. Es 
zeigt sich jedoch des Öfteren, dass offensicht-
liche Bedarfe im Bereich der Eingliederungshilfe 
nach § 35a SGB VIII entweder nicht gesehen wer-
den oder selbst bei Vorliegen psychiatrischer 
Diagnosen eine weitere Bedarfsprüfung nicht 
oder nur oberflächlich erfolgt, was dazu führt, 
dass notwendige und geeignete Hilfen nicht 
installiert werden. Besteht eine Zuordnung zum 
§  35a SGB VIII so wird immer wieder versucht, 
die Jugendhilfe ohne ein Überleitungsverfahren 
zu beenden und den jungen Menschen schnellst-
möglich in andere Sozialleistungssysteme abzu-
schieben. Manchmal auch mit der Konsequenz 
einer drohenden Obdachlosigkeit oder der Rück-
führung in den elterlichen Haushalt, der zuvor als 
entwicklungshemmend betrachtet wurde. Ins-
besondere in diesen Fällen bedarf es vermehrter 
Gespräche und Schriftwechsel der ombudschaft-
lichen Mitarbeiter*innen, um auf notwendige Ver-
fahrensabläufe zu verweisen. Es zeigt sich, dass 
das Wissen der Jugendamtsmitarbeiter*innen 
über Verfahren in der Eingliederungshilfe einge-
schränkt ist und Abläufe in den Bezirken unter-
schiedlich gehandhabt werden. Hier braucht es 
unbedingt einen Wissenszuwachs, um jungen 
Menschen eine für eine adäquate Teilhabe in der 
Gesellschaft zu ermöglichen.

Teilweise bedarf es eines spezifischen recht-
lichen Wissens, z.  B. bei der Beratung junger 
Geflüchteter, oder spezifischer Kenntnisse z. B. 

zu Fragen der Kostenheranziehung junger Men-
schen. Hier kann auf die Unterstützung juristi-
scher Fachkräfte zurückgegriffen werden, die 
sich ehrenamtlich engagieren. Immer häufiger ist 
eine umfangreiche Dokumentensichtung gericht-
licher Beschlüsse erforderlich, um eine am Hilfe-
bedarf orientierte Beratung gewährleisten zu 
können. Beispielhaft hierfür kann eine stationäre 
Unterbringung sein, die aufgrund einer frühe-
ren, gerichtlich angeordneten Inobhutnahme zu 
einem gestörten Vertrauensverhältnis zwischen 
Betroffenen und Jugendamt führte. Eine ver-
trauensvolle Zusammenarbeit ist unter solchen 
Umständen oft nicht mehr möglich. Beschnittene 
Beteiligungsmöglichkeiten oder Zuschreibun-
gen wie „Kinderklaubehörde“ auf der einen Seite 
und „unwillige“, „renitente“ Eltern auf der ande-
ren Seite führen nicht selten zu vorwurfsvollen 
Gesprächssituationen. Insbesondere Elternteile 
mit einer psychischen Erkrankung fühlen sich 
hiervon betroffen. Sie erleben Jugendamts-
handeln des Öfteren als „Behördenwillkür“ und 
fühlen sich oftmals aus der Hilfeplanung ausge-
schlossen. Die Reduzierung auf ihre Erkrankung, 
unklare Zukunftsperspektiven und Umgangs-
ängste auf beiden Seiten werden als Koopera-
tionshemmnisse benannt. Um hier wieder eine 
konstruktive und wertschätzende Beteiligung 
anzustoßen, bedarf es eines längeren Beglei-
tungsprozesses sowie eines Verständnisses von 
und eines adäquaten Umgangs mit psychischen 
Erkrankungen durch die Mitarbeiter*innen in der 
Beratung. Zudem ist die Kenntnis geeigneter Ver-
mittlungsadressen für die Klientel von Vorteil, 
um eine mögliche psychosoziale Unterstützung 
anbahnen zu können.

Ein weiterer Aspekt ist die Abgrenzung ombud-
schaftlicher Arbeit von der Krisenarbeit. Nicht 
selten erhält die BBO Jugendhilfe Anfragen, in 
denen Betroffene schnellstmöglich Hilfe und ein 
Eingreifen der BBO Jugendhilfe wünschen. Hier 
bedarf es einer Abwägung, ob ein ombudschaft-
liches Handeln ausreicht oder die Vermittlung an 
einen Krisendienst erforderlich ist. Als Beispiel 
hierfür kann eine Hilfebeendigung genannt wer-
den, die innerhalb der nächsten Tage erfolgen 
soll, wenn bisher kein Widerspruch eingelegt 
wurde und auch kein Netzwerk zur Verfügung 
steht, das den jungen Menschen notfalls erst 
einmal aufnehmen könnte. In Fällen, in denen 
die Frage, was nun zu tun sei, erst gestellt wird, 
wenn die Widerspruchsfrist fast verstrichen ist, 
kann nur auf die Einhaltung der Frist verwiesen 
werden. Ombudschaftliches Handeln heißt nicht, 

Betroffene in allen Belangen zu begleiten, son-
dern ihnen in erster Linie Wissen über ihre Rechte 
und die Verfahren in der Jugendhilfe zu vermit-
teln. Der Ausgleich der vorhandenen Machtasym-
metrie ermöglicht ein Empowerment und lässt 
die Betroffenen erfahren, dass sie eigene Wün-
sche und Ansichten formulieren können. Damit 
soll dem Paradigmenwechsel weg vom Für-
sorgeprinzip hin zu einem Partizipationsprinzip 
Rechnung getragen werden. Dass dies auch für 
die ombudschaftlichen Mitarbeiter*innen nicht 
immer umzusetzen ist, zeigt sich besonders in 
Fällen, in denen Mitarbeiter*innen der Jugend-
ämter offensichtliche Rechtsansprüche negieren 
und sich Betroffene kein Gehör verschaffen kön-
nen. Hier braucht es eine intensivere Unterstüt-
zung, auch da sich gezeigt hat, dass ein Eingrei-
fen bzw. Nachhaken der Berater*innen oftmals 
zu einem schnelleren Einlenken der Jugendämter 
führt.

Empowerment, Selbstwirksamkeit und Selbst-
bestimmung sind zentrale Begriffe ombudschaft-
lichen Handelns und spielen eine besondere 
Rolle. Letztendlich handelt es sich nicht nur um 
eine Durchsetzung rechtlicher Ansprüche junger 
Menschen und/oder ihrer Personensorgeberech-
tigten, sondern auch um eine Erfahrbarmachung 
eigener, zu einem Erfolg führender Handlungs-
kompetenzen.

Die Begleitung und Unterstützung in diesen Pro-
zessen ist insbesondere für neue Mitarbeiter*in-
nen immer wieder eine schwierige Herausforde-
rung, geht es doch um rechtssichere Auskünfte 
und ein umfangreiches Wissen über die Berliner 
Kinder- und Jugendhilfelandschaft. Die Angst vor 
Fehlern zeigt sich daher insbesondere zu Beginn 
der Tätigkeit in der BBO Jugendhilfe häufiger.

Können Schwierigkeiten in den bereits genannten 
Bereichen oftmals dennoch gelöst werden, so ist 
es besonders unbefriedigend, wenn bei letztend-
lich anerkannten und bewilligten Hilfebedarfen 
kein Platz in einer Jugendhilfeeinrichtung gefun-
den wird. Dies erfordert ein Aushalten einer für 
alle Seiten malkontenten Situation. In der Regel 
wird dem Öffentlichen Träger der „schwarze 
Peter“ zugeschoben und die BBO Jugendhilfe 
darum gebeten, eine Lösung für das Problem zu 
finden. Solche strukturellen Probleme sind aller-
dings auch für die Ombudsstelle nicht lösbar und 
können nicht Aufgabe ombudschaftlicher Arbeit 
sein, wenngleich bestehende Kontakte zu Freien 
Trägern in manchen Situationen auch als Hand-
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lungsoption genutzt werden und teilweise zu 
einer schnellen Lösung führen.

Im Laufe des Pilotprojekts BBO Jugendhilfe stieg 
die Häufigkeit der Fallanfragen bei gleichbleiben-
dem Stellenschlüssel stetig an. Zudem stellte 
eine hohe Personalfluktuation die Mitarbeiter*in-
nen vor große Herausforderungen, konstant eine 
kompetente und am Bedarf orientierte Beratung 
zu gewährleisten, so dass mehrmals auf einen 
Fallstopp zurückgegriffen werden musste. Der 
Entscheidung, über mehrere Wochen keine wei-
teren Anfragen anzunehmen, standen verschie-
denste Überlegungen gegenüber, Anfragenden 
auch in geringerem Umfang eine Beratung zu 
ermöglichen. Letztendlich ließ sich dies nicht 
umsetzen, da es voraussichtlich zu einer Über-
forderung aller geführt hätte.

Die hohe Fluktuation der Mitarbeiter*innen ist 
auch auf den Pioniercharakter des Handlungs-
felds zurückzuführen. Waren auch die Strukturen 
und Inhalte ombudschaftlicher Beratungsarbeit 
definiert, so brauchte es des Öfteren große Flexi-
bilität der Mitarbeiter*innen, um individuelle und 
am Bedarf orientierte Lösungen mit den Betrof-
fenen zeitnah zu entwickeln. Fristen und Ableh-
nungen von Hilfeverlängerungen kurz vor Ablauf 
des Bewilligungszeitraumes gepaart mit Nicht-
erreichbarkeit der Jugendämter und/oder einer 
geforderten „Mitwirkungspflicht“ von Seiten der 
Öffentlichen wie Freien Träger stellten nicht nur 
die Betroffenen vor Herausforderungen.

Zur besseren Verständlichkeit der oben beschrie-
benen Herausforderungen werden im Folgenden 
zwei Fallbeispiele dargestellt. Beide Beispiele 
stehen exemplarisch für viele Anfragen, die an die 
BBO Jugendhilfe gerichtet wurden.

Fallbeispiel 1:  
Louisa und die Hürde der Volljährigkeit

Louisa ist 20 Jahre alt und lebt seit dem 17. Lebensjahr im betreuten Einzelwohnen 
(BEW). Sie wandte sich damals an das Jugendamt mit der Bitte um Unterbringung, da 
ein weiteres Zusammenleben mit ihren Eltern aufgrund psychischer wie physischer 
Gewalterfahrungen für sie nicht weiter möglich war. Louisa hatte bis dahin versucht, die 
Schikanen und angstvollen Situationen „auszuhalten“. Die Familie war dem Jugendamt 
seit Jahren bekannt, ihre Geschwister waren bereits vorher in einer stationären Einrich-
tung der Kinder- und Jugendhilfe untergebracht worden. Das Jugendamt nahm Louisa 
dann als Selbstmelderin in Obhut.

Zu den Pädagog*innen des Freien Trägers konnte sie langsam ein Vertrauensverhält-
nis aufbauen, eine weitere psychotherapeutische Unterstützung lehnte Louisa jedoch 
ab, da sie sich noch nicht in der Lage sah, über ihre Gewalterfahrungen in der Familie 
zu sprechen. Es fällt ihr schwer, Kontakte zu anderen aufzubauen und zu halten, Louisa 
zeigt sich als eine sehr verschlossene junge Frau.

Sie beginnt auf dem ersten Arbeitsmarkt eine Ausbildung als Köchin, womit sie sich sehr  
schwertut, da sie sich erneut Schikanen und Abwertungen ihrer Person ausgesetzt 
fühlt. Dies geht nicht spurlos an ihr vorbei und sie reagiert mit psychosomatischen 
Beschwerden und Ängsten, die stetig zunehmen. Dennoch versucht sie, die Ausbildung 
fortzusetzen. Zudem kommt es immer wieder zu Zuständigkeitswechseln im Jugend-
amt, der Aufbau eines Vertrauensverhältnisses gelingt nicht.

Kurz vor dem 19. Geburtstag wird ihr von der neuen Fachkraft des Jugendamts mitge-
teilt, sie müsse sich nun eine eigene Wohnung suchen und auf ihre Verselbstständigung 
hinarbeiten. Louisa gerät angesichts der unklaren Perspektive (Beendigung der Jugend-
hilfe, Wunsch nach Wechsel der Ausbildung, aber keine Alternative) in eine Krise und 
wendet sich mit Unterstützung ihrer Betreuer*innen an den Krisendienst, zudem sucht 
sie nach einer neuen Ausbildungsmöglichkeit.

Mittlerweile sind die Beschwerden so in den Vordergrund gerückt, dass sie krankge-
schrieben wird und sie sich sicher ist, die Ausbildung abbrechen zu wollen. Das Jugend-
amt eröffnet ihr nun, dass die Jugendhilfe beendet wird, da sie die Ziele nicht erreicht 
habe, die Bearbeitung ihrer psychischen Probleme könne sie auch durch eine Psycho-
therapie über die Krankenkasse finanzieren lassen. Dass Louisa nach einem neuen Aus-
bildungsplatz sucht und deutlich macht, dass sie ein Alleinleben in der jetzigen (krisen-
haften) Situation nicht schaffe, und in den 2,5 Jahren in der Jugendhilfe ausreichende 
Strategien zur Konfliktlösung und damit verbunden eine autonome Lebensführung 
noch nicht erlernt hat, wurde nicht gesehen. Zudem wurde der Regelrechtsanspruch 
zur Gewährung der Leistung bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres nicht beachtet. 
Louisa berichtet, dass in dem Gespräch im Jugendamt kaum über ihren weiteren Hilfe-
bedarf gesprochen worden sei, sondern die Beendigung der Hilfe schon von vornher-
ein festzustehen schien.

Louisa beendet das Ausbildungsverhältnis und möchte eine Ausbildung im Bereich 
Garten- und Landschaftsbau beginnen. Das Jugendamt kommt ihrem wiederholten 
Wunsch noch einmal mit ihr und dem Freien Träger ins Gespräch zu gehen und ihre 
Argumente für einen weiteren Hilfebedarf anzuhöre, nicht nach. Louisa stellt darauf-
hin mit Hilfe des Trägers einen Antrag auf Fortführung der Hilfe, welcher vom Jugend-
amt abgelehnt wird. Zu einem weiteren Gespräch ist die Fachkraft nicht bereit.

Für Louisa erzeugt dies zu viel Druck und verstärkte Unsicherheiten, so dass sie sich an 
die Sozialhilfe wendet und ihren berechtigten Wunsch nach Fortführung der Hilfe nicht 
länger aufrechterhält.

Fallbeispiel 2:  
Frau Müller und der Makel der psychischen Erkrankung

Frau Müller, die an einer Angststörung leidet, lebt mit ihrem Partner und ihrer jüngsten 
Tochter Franzi, 6 Jahre, im gemeinsamen Haushalt. Die älteste Tochter Jennifer ist vor 
ca. 4 Jahren ausgezogen, die mittlere Tochter Karla, 12 Jahre, wurde bereits vor 5 Jahren 
wegen seelischer Misshandlung durch die Kindsmutter in Obhut genommen, jetzt will 
Frau Müller Karla wieder zu sich holen.

Die zunächst eingerichtete Einzelfallhilfe für Karla wurde damals als nicht ausreichend 
erachtet und das Jugendamt entschied sich für eine stationäre Unterbringung, die 
eventuell in ein Pflegeverhältnis umgewandelt werden sollte. Die psychische Erkran-
kung der Kindsmutter galt als zu belastend für Karla, Aktivitäten außerhalb des nahen 
sozialen Umfeldes waren für Frau Müller aufgrund ihrer Angsterkrankung nicht möglich. 
Sie stimmte der Unterbringung erst einmal zu, mit der Option auf eine Rückführung, 
aber auch, um das Sorgerecht nicht zu verlieren.

Nachdem Karla untergebracht ist, relativiert sie ihre Aussagen und beschreibt die fami-
liären Probleme nicht mehr als so gravierend. Dennoch wird eine Hilfe von allen als not-
wendig erachtet und die stationäre Hilfe beibehalten.
Eine Psychotherapie und Einzelfallhilfe über dieEingliederungshilfe nach § 53 SGB XII 
unterstützen Frau Müller in ihrer psychischen Stabilisierung. Ein Wegetraining wird 
durch die Einzelhelferin übernommen. Im Verlauf der stationären Hilfe gelingt es Frau 
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5.	„Nur zusammen sind wir stark.“ 
Fachaustausch und Öffentlichkeitsarbeit

Der zweite wesentliche Tätigkeitsbereich der 
BBO Jugendhilfe ist der Fachaustausch mit den 
Öffentlichen und Freien Trägern der Berliner 
Jugendhilfe. Ziel während der Modellphase war 
dabei zunächst, das Angebot der BBO Jugend-
hilfe im Interesse potentiell Ratsuchender 
bekannt zu machen und vor allem über den Fach-
austausch mit Akteur*innen der öffentlichen und 
freien Jugendhilfe Zugänge zur ombudschaftli-
chen Beratung zu schaffen. Als Voraussetzung 

 
dafür wurde die Informationsweitergabe über die 
Konzeption und Arbeitsweise der BBO Jugend-
hilfe angesehen.

Sukzessive konnten im Zuge der Projektlaufzeit 
Erfahrungen aus der Beratungstätigkeit im Fach-
diskurs widergespiegelt und diskutiert werden. 
Dieser Teil ombudschaftlicher Arbeit weist auf-
grund wiederkehrender ähnlicher Fallkonstel-
lationen auf strukturelle Problemlagen hin und 
will dadurch einen Beitrag zu einer offeneren 
Beschwerdekultur in der Berliner Kinder- und 
Jugendhilfe leisten.

Das Ziel, eine breit angelegte Öffentlichkeits-
arbeit umzusetzen, um das Beratungsangebot 
auch unmittelbar bei der Zielgruppe bekannt(er) 
zu machen oder Beratungserfahrungen in Infor-
mationsmaterialien aufzuarbeiten, wurde im 
Modellzeitraum zwar weiterhin verfolgt, konnte 
aber zugunsten der Bearbeitung der steigenden 
Beratungsanfragen und mit Blick auf die zum Teil 
sehr begrenzten personellen Ressourcen nicht 
umfassend realisiert werden.

Bekanntmachung des Starts der BBO Jugendhilfe

Die erste öffentliche Präsentation der Berliner 
Beratungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe fand 
zu Beginn des Modellprojekts während des 15. 
Deutschen Kinder- und Jugendhilfetags in Ber-
lin am 03.06.2014 in enger Kooperation mit der 
Berliner Senatsverwaltung statt. So konnten mit 
Projektbeginn einer breiten Fachöffentlichkeit 
die konzeptionellen Entwicklungsschritte einer 
berlinweit tätigen Ombudsstelle in der Jugend-
hilfe vorgestellt werden. Nach der Auftaktver-
anstaltung wurde sowohl in Berliner Tages- und 
Wochenzeitungen als auch in der RBB-Abend-
schau und im Hörfunk sowie in Online-Publika-
tionen über die Einrichtung der BBO Jugendhilfe 
berichtet.
 
(siehe hierzu: https://www.morgenpost.de/ber-
lin/article128817859/Berlin-richtet-erste-Om-
budsstelle-fuer-Kinder-ein.html und 

 
https://www.neues-deutschland.de/
artikel/934361.berlin-plant-ombudsstelle-fuer-
heimkinder.html).

Des Weiteren wurde am 20.06.2014 durch eine 
Pressekonferenz mit Frau Senatorin Sandra 
Scheeres in den Räumen der BBO Jugendhilfe 
öffentlichkeitswirksam informiert. Neben der 
Senatorin sprachen Frau Prof. Dr. Ulrike Urban-
Stahl als Vorstandsvertreterin des BRJ e. V. und 
die Projektleiterin Frau Ursula Fritschle zu den 
Medienvertreter*innen und anwesenden Gästen. 

(siehe hierzu: https://www.berliner-woche.de/
mitte/c-sonstiges/beratung-bei-konflikten-mit-
jugendamt-und-freien-traegern_a69476)

Müller immer besser, eine tragfähige Kooperation zu den Betreuer*innen ihrer Tochter 
Karla aufzubauen und mit diesen konstruktiv zusammen zu arbeiten. Karla gelingt es nur 
langsam, sich emotional zu stabilisieren; Konflikte mit ihren Mitbewohner*innen sind 
häufiger erkennbar und es fällt ihr schwer, Kontakte zu anderen aufzubauen. Durch die 
gute Zusammenarbeit zwischen der Kindesmutter und den Fachkräften der Einrichtung 
kommt es zu einer Verbesserung und Karla entwickelt eine gefühlsmäßig positivere 
Grundhaltung zu ihrer Mutter. Sukzessive werden die Übernachtungen am Wochen-
ende erweitert. Die Freizeitaktivitäten außerhalb der Wohnung übernehmen der soziale 
Vater, die Großmutter und das nahe soziale Umfeld der Familie.

Die von Frau Müller gewünschte Rückführungsoption wird vom Jugendamt nicht ver-
folgt, trotz der verbesserten Interaktion der beiden. Es wird weiter an der Möglichkeit 
eines Pflegeverhältnisses festgehalten, was Frau Müller entschieden ablehnt. Karla ver-
hält sich bezüglich der Rückkehr in den elterlichen Haushalt ambivalent, so möchte sie 
einerseits wieder nach Hause und freut sich auf die gemeinsame Zeit mit ihrer Mutter, 
Schwester und ihrem sozialen Vater, andererseits hat sie Sorge, dass ihre Mutter sich 
nicht ausreichend um sie kümmern kann.
Auf Bitten der Mutter, einen Plan für eine Rückführung der Tochter zu erarbeiten, reagiert 
das Jugendamt ausweichend, noch sei darüber nicht nachzudenken. Frau Müller erhofft 
sich Unterstützung diesbezüglich und klare Handlungsoptionen. Die Einrichtung sieht 
die positive Entwicklung und spricht sich für eine Rückkehrplanung aus und auch Karla 
verbalisiert mittlerweile immer häufiger ihren Rückkehrwunsch, dennoch wird von Sei-
ten des Jugendamts dieser Prozess nicht eröffnet, die Angsterkrankung der Mutter 
erschwere die Rückkehr.

Alle Bemühungen von Frau Müller laufen ins Leere, erst nach der Beratung durch die 
BBO Jugendhilfe gelingt es Frau Müller, ihren Wunsch nach Rückführung und mehr 
Beteiligung deutlich und ohne Angst zu verbalisieren. Im Hilfeplangespräch wird eine 
Rückkehroption (1-2 Jahre) besprochen, Karla und Frau Müller sollen an ihren Kommu-
nikations- und Interaktionsstrukturen in Konfliktsituationen arbeiten, die Möglichkeit 
einer ambulanten Unterstützung hierzu wird angedacht. Frau Müller zeigt sich mit die-
sem Ergebnis zufrieden.

https://www.morgenpost.de/berlin/article128817859/Berlin-richtet-erste-Ombudsstelle-fuer-Kinder-ein.html
https://www.morgenpost.de/berlin/article128817859/Berlin-richtet-erste-Ombudsstelle-fuer-Kinder-ein.html
https://www.morgenpost.de/berlin/article128817859/Berlin-richtet-erste-Ombudsstelle-fuer-Kinder-ein.html
https://www.neues-deutschland.de/artikel/934361.berlin-plant-ombudsstelle-fuer-heimkinder.html
https://www.neues-deutschland.de/artikel/934361.berlin-plant-ombudsstelle-fuer-heimkinder.html
https://www.neues-deutschland.de/artikel/934361.berlin-plant-ombudsstelle-fuer-heimkinder.html
https://www.berliner-woche.de/mitte/c-sonstiges/beratung-bei-konflikten-mit-jugendamt-und-freien-traegern_a69476
https://www.berliner-woche.de/mitte/c-sonstiges/beratung-bei-konflikten-mit-jugendamt-und-freien-traegern_a69476
https://www.berliner-woche.de/mitte/c-sonstiges/beratung-bei-konflikten-mit-jugendamt-und-freien-traegern_a69476
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Homepage
Eine Homepage zum Modellprojekt konnte früh-
zeitig online geschaltet werden, auf der Kontakt-
daten und Ansprechpersonen der BBO Jugend-
hilfe genannt wurden. Dieser basale Internetauf-
tritt wich erst im November 2017 einer umfang-
reichen Homepage, die zielgruppenspezifisch 
und nutzerfreundlich informiert. Die Homepage 
www.bbo-jugendhilfe.de spricht nun alle Zielgrup-
pen gleichermaßen an: Kinder und Jugendliche, 
Personensorgeberechtigte, Fachkräfte der freien 
und öffentlichen Jugendhilfe sowie die interes-
sierte Fachwelt.

Insbesondere für Kinder und Jugendliche und 
ihre Personensorgeberechtigten werden hier 
erste allgemeine Informationen zu den Hilfen zur 
Erziehung und ihrer Inanspruchnahme sowie Hin-
weise zur Beantragung zur Verfügung gestellt. 
Das Beratungsangebot und das Beratungsver-
fahren der BBO Jugendhilfe werden leicht ver-
ständlich dargestellt. Somit werden nun bereits 
im Vorfeld erste Informationen vermittelt, für 
die zuvor oftmals Beratungsanfragen an die BBO 
Jugendhilfe gerichtet wurden. In leichter Sprache 
wird die Arbeit des Jugendamtes und die Arbeit 
der BBO Jugendhilfe dargestellt, das ombud-
schaftliche Beratungsangebot erklärt und auf die 
Kontaktmöglichkeiten hingewiesen.

Vertiefende Informationsmaterialien
Aufgaben der Öffentlichkeitsarbeit wie die Ent-
wicklung zielgruppenspezifischer Formate in 
Form von Informationsbroschüren für Kinder 
und Jugendliche in pädagogischen Einrichtun-
gen, Informationsangebote für Fachkräfte in den 
Regionalen Sozialen Diensten der Jugendämter 
sowie den Freien Trägern der Jugendhilfe wurden 
im Modellzeitraum zugunsten der ansteigenden 
Fallberatungen zurückgestellt.

Besonders bedauert wurde, dass kaum Zeit für 
strukturelle Beratungsauswertung blieb. Gerade 
in Form von Fachpublikationen oder spezifischen 
Informationstexten wären solche Anregungen 
zur Qualitätsentwicklung für die Berliner Jugend-
hilfe begrüßt worden, die zudem einen breite-
ren Empfängerkreis erschlossen hätten als der 
unmittelbare Fachdiskurs. Mangels Kapazitäten 
wurde jedoch nach Rücksprache mit der Senats-
verwaltung und dem Fachbeirat der Fokus auf die 
Beratungsarbeit gerichtet, um Ratsuchende nicht 
abweisen zu müssen. Diese Formen der breiten 
und zielgruppenspezifischen Öffentlichkeitsar-
beit sollen mit Verstetigung des Modellprojekts 
verstärkt in den Fokus rücken.

5.1.	 Fachaustausch in Berlin

Der auf den Beratungserfahrungen aufbauende 
Fachaustausch, der als wesentlicher Gelingens-
faktor ombudschaftlicher Arbeit angesehen wer-
den kann, erfolgte im gesamten Modellzeitraum.
Während im ersten Jahr die Vorstellung des 
Konzepts und der Arbeitsweise im Vordergrund 
stand, wurden ab 2016 vor allem die Beratungs-

erfahrungen und die Zwischenergebnisse der 
externen Evaluation thematisiert. Ab der zweiten 
Jahreshälfte 2017 wurde im Rahmen der Fachaus-
tauschgespräche die Diskussion über die Verste-
tigung der BBO Jugendhilfe auf der Grundlage der 
Ergebnisse der externen Evaluation initiiert.

Fachbeirat
Die Entwicklung der BBO Jugendhilfe während 
des Modellzeitraums wurde von einem Fachbei-
rat begleitet, der sich aus Vertreter*innen der 
Jugendhilfepraxis und unabhängigen wissen-
schaftlichen Expert*innen zusammensetzt4.

Eine wesentliche Aufgabe des Fachbeirats war 
es, aktiv eine akzeptierende Haltung gegenüber 
den ombudschaftlichen Verfahren in der Berli-
ner Jugendhilfe zu fördern. Für die BBO Jugend-
hilfe war die kritisch-konstruktive Begleitung des

Schriftliche Beiträge zur Anregung eines Fachdiskurses

Im gesamten Modellzeitraum wurden Fachbei-
träge in Fachzeitschriften über das Modellprojekt 
der BBO Jugendhilfe veröffentlicht.

Der Beitrag von Prof. Dr. Peter Schruth (2015) 
setzt sich mit den Herausforderungen der Imple-
mentierung einer unabhängigen Beratungs- und 
Ombudsstelle auseinander und bildet die Ver-
schriftlichung des Eröffnungsvortrags zur Pro-
jektvorstellung beim Deutschen Kinder- und 
Jugendhilfetag in Berlin im Juni 2014 (vgl. Schruth 
2015).

Im gleichen Jahr erschien ein Fachbeitrag von 
Angela Smessaert und Ursula Fritschle (2015). 
Dieser gibt einen Einblick in die Erkenntnisse des 
ersten Projektjahres der BBO Jugendhilfe sowie 
in die aus diesen Erkenntnissen abzuleitenden 
fachpolitischen Herausforderungen zum Thema 
Ombudschaft (vgl. Smessaert/Fritschle 2015).

Anfang November 2016 wurde ein ausführliches 
Interview mit der Leiterin des Modellprojekts 
Ursula Fritschle im Online-Blog „Jugendhilfe-be-
wegt-Berlin.de“ des Berliner Paritätischen Lan-
desverbandes veröffentlicht.

Der im Jahr 2017 erschienene Fachbeitrag von  
Prof. Dr. Peter Schruth (2017) zum Thema 
„Beschwerdemanagement und Ombudschaft 
sichern Kindeswohl“ beleuchtet die Bedeutung 

der ombudschaftlichen Arbeit des Modellpro-
jekts in Bezug auf die Sicherung des Kindeswohls 
(vgl. Schruth 2017).

Im Zuge der externen Evaluation erschien im Früh-
jahr 2017 der Zwischenbericht des IPP München, 
veröffentlicht von Florian Straus, Renate Höfer 
und Gerhard Hackenschmied (2017). Hierin sind 
die Zwischenergebnisse der Evaluation enthalten 
und erste Prognosen zur erfolgreichen Imple-
mentierung eines ombudschaftlichen Beratungs-
angebots in der Berliner Jugendhilfelandschaft 
formuliert (vgl. Straus/Höfer/Hackenschmied 
2017). Diese Publikation bildete die Grundlage für 
die Verstetigungsgespräche mit den fachpoliti-
schen Akteur*innen und der Berliner Senatsver-
waltung.
 
(siehe hierzu: https://www.bbo-jugendhilfe.
de/wp-content/uploads/2015/06/IPP_
BBOJugendhilfe_Zwischenbericht_2017.pdf).

Zudem erschien ein Interview mit Florian Straus, 
dem Leiter des Instituts für Praxisforschung und 
Projektberatung (IPP), zum Zwischenbericht der 
Evaluation der Berliner Beratungs- und Ombudss-
telle (BBO) Jugendhilfe auf der Plattform des Pari-
tätischen Wohlfahrtsverbandes jugendhilfe-be-
wegt-berlin.de. Hierüber konnte eine breite Fach-
öffentlichkeit erreicht werden.

Materialien zur Öffentlichkeitsarbeit

Flyer
Die bisher genannten Formen der Informations-
streuung über die Arbeit der BBO Jugendhilfe 
richteten sich vorrangig an die Fachöffentlich-
keit; die Zielgruppe der Anspruchsberechtigten, 
der jungen Menschen und ihrer Familien, konnte 
auf diesem Wege nur teilweise erreicht werden. 
Für die Zielgruppe der Kinder- und Jugendlichen 
ist der Flyer „Du hast Rechte“ (siehe Anlage 7) 
entstanden, der in jugendgerechter Sprache 
Informationen zum Beratungsangebot und den 
Kontaktdaten der BBO Jugendhilfe vermittelt. 
Zudem bietet ein Flyer für Fachkräfte (siehe 
Anlage 8) Informationen zum Beratungsange-
bot der BBO Jugendhilfe. Die zielgruppenspe-
zifischen Informationsmaterialien wurden an die 
Jugendämter, Freien Träger und andere Koopera-

tionspartner gegeben mit Bitte um Weitergabe 
an die Anspruchsberechtigten. Dieses war ein 
erster Schritt, junge Menschen und ihre Familien 
direkt anzusprechen.

Aufgrund des rasanten Anstiegs der Beratungs-
anfragen und der zeitweisen Personalknappheit 
der BBO Jugendhilfe mussten Teile der Öffent-
lichkeitsarbeit im Modellzeitraum weitestge-
hend zurückgestellt werden. Auf die Erarbeitung 
von vertiefenden Informationsmaterialen sowie 
schriftlichen Auswertungen aus der Beratungs-
erfahrung wurde nach Rücksprache mit der 
Senatsverwaltung und dem Fachbeirat in der 
Modelllaufzeit verzichtet, weil anderenfalls ein 
Fallstopp notwendig geworden wäre.

4	Mitglieder des Fachbeirats während der Pilotphase: Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie: Sven Nachmann 
(bis 6/2016 Abteilungsleitung III Jugend), Kirstin Fussan (seit 7/2016 Abteilungsleitung III Jugend und Familie), Monika 
Schipmann (Referatsleitung Erziehungshilfen, Verträge), Ulrike Bräutigam (Gruppenleitung Verträge),Bezirkliche Jugend-
amtsleitungen: Monika Goral (Jugendamtsleitung Bezirk Mitte), Rainer Zeddies (Jugendamtsleitung Bezirk Lichtenberg), 
Kinder- und Jugendhilfereferenten der Wohlfahrtsverbände: Andreas Schulz (Paritätischer Landesverband Berlin), Ralf 
Liedtke (Diakonie Berlin-Brandenburg), Landesjugendhilfeausschuss: Elvira Berndt (Vorsitzende LJHA), Fachwissenschaft: 
Prof. Dr. phil. Petra Mund (Katholische Hochschule für Sozialwesen Berlin), Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhard Wiesner (BMFSFJ a. D.). 
Trägervorstand BRJ e. V.: Angela Smessaert (Vorstandsvorsitzende), Prof. Dr. Ulrike Urban-Stahl (Vorstandsdelegierte)

https://www.bbo-jugendhilfe.de/wp-content/uploads/2015/06/IPP_BBOJugendhilfe_Zwischenbericht_2017.pdf
https://www.bbo-jugendhilfe.de/wp-content/uploads/2015/06/IPP_BBOJugendhilfe_Zwischenbericht_2017.pdf
https://www.bbo-jugendhilfe.de/wp-content/uploads/2015/06/IPP_BBOJugendhilfe_Zwischenbericht_2017.pdf
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Vorstellung der BBO Jugendhilfe in verschiedenen Gremien

Mit dem Ziel, das Beratungsangebot der BBO 
Jugendhilfe bekannt zu machen und die Arbeits-
weise ombudschaftlicher Beratung vorzustellen, 
wurde in den beiden ersten Projektjahren 2015 
und 2016 die Konzeption zum einen in den über-
bezirklichen Gremien der öffentlichen und freien 
Jugendhilfe vorgestellt und dort mit den Fach-
kräften diskutiert. Zum anderen wurde diese auf 
kommunaler Ebene in allen zwölf Bezirken in Sit-
zungen der Jugendhilfeausschüsse, der AG 78/
HzE und auf den Leitungsebenen der öffentlichen 
Jugendhilfe vorgestellt. Ferner fanden Gesprä-
che mit Vertreter*innen der Wohlfahrtsverbände 
statt, um diesen einen Einblick in die Strukturen 
der freien Jugendhilfe zu geben. Eine vollständige 
Übersicht zu den erfolgten Informationsgesprä-
chen findet sich in der Anlage 1 dieses Berichts.

Gegenüber der BBO Jugendhilfe war deutlich 
gemacht worden, dass es für die Leitungen von 
großer Bedeutung sei, zunächst selbst über das 
Angebot und die Arbeitsweise der unabhängi-
gen Beratungsstelle informiert zu werden und 
diese Information eigenständig in die jeweili-
gen Arbeitsfelder zu geben und so zu steuern 
(„Top-Down“-Strategie). Der Fachaustausch in 
den Leitungsgremien und die Weitergabe der 
Information an die Mitarbeiter*innen der Jugend
ämter und Trägereinrichtungen sollte ein Sig-
nal der Akzeptanz ombudschaftlicher Beratung 
setzen.

Bereits ab der zweiten Jahreshälfte 2015 konnten 
die Vorstellungen in den bezirklichen Gremien 
durch erste statistische Auswertungen der Bera-
tungsarbeit und konkrete Beratungseinblicke 
ergänzt werden.

Mit den Jugendhilfereferent*innen der freien 
Wohlfahrtspflege wurden Anfang 2015 Fachge-
spräche über die Konzeption der BBO Jugendhilfe 
und die modellhafte Erprobung ombudschaft-
licher Beratung geführt. Im Anschluss daran 
erfolgten in der ersten Jahreshälfte 2015 die Prä-
sentationen der Ombudsstelle im Rahmen der 
Fachgruppentreffen HzE der Verbände. Anfang 
2016 wurden die statistischen Auswertungen der 
Beratungsarbeit und Beratungserfahrungen mit 
den Jugendhilfereferent*innen der freien Wohl-
fahrtspflege bei ihrem regelmäßigen Arbeitstref-
fen diskutiert.
Informationsgespräche fanden des Weiteren 
auch mit den fachpolitischen Sprecher*innen der 
Regierungs- und Oppositionsparteien des Abge-

ordnetenhauses von Berlin statt, die im Aus-
schuss für Bildung, Jugend und Familie vertre-
ten waren. Die Sprecher*innen zeigten ein reges 
Interesse an der ombudschaftlichen Arbeit der 
BBO Jugendhilfe und setzten sich sehr für eine 
Verstetigung nach Ende der Modellphase ein.

Der Fachaustausch mit den Trägern der freien 
Jugendhilfe wurde in 2017 intensiviert. Mit dem 
Ziel, das Angebot und die Arbeitsweise der BBO 
Jugendhilfe bei diesen bekannt zu machen, wur-
den in unterschiedlichen Einrichtungen und Ins-
titutionen Präsentationen durchgeführt (siehe 
Anlage 2). 

Zudem fand im Rahmen der Verstetigung in der 
zweiten Jahreshälfte 2017 mit den Kinder- und 
Jugendhilfereferent*innen der Wohlfahrtsver-
bände ein intensives Fachgespräch statt. Die 
BBO Jugendhilfe präsentierte die Zwischener-
gebnisse der externen Evaluation und trat in den 
Austausch über die weitere Zusammenarbeit. 
Thematisiert wurde u. a. die Beteiligung der Wohl-
fahrtsverbände an einem zu gründenden Netz-
werk „Beteiligungs- und Beschwerdeverfahren in 
der freien Berliner Jugendhilfe“.

Die ombudschaftliche Arbeit der BBO Jugend-
hilfe wurde, so zeigen auch die Ergebnisse der 
externen Evaluation, im Kreis der Fachkräfte 
der öffentlichen und freien Berliner Jugend-
hilfe überwiegend positiv und interessiert auf-
genommen. In den Diskussionen thematisierten 
einige Akteur*innen der öffentlichen Jugendhilfe 
den hohen Druck, der auf den Fachkräften las-
tet. Gleichzeitig äußerten sie Anerkennung für 
den von der BBO Jugendhilfe verfolgten Ansatz 
der Konfliktberatung Betroffener. Sie erkannten 
die Notwendigkeit der Beratungstätigkeit an, auf 
deren Grundlage Ratsuchende trotz der struktu-
rellen Machtasymmetrie in der Jugendhilfe in den 
häufig komplexen Klärungsprozessen bestehen 
können und mit deren Hilfe ihnen die Inanspruch-
nahme rechtstaatlich zugesicherter Rechtswege 
möglich wird.

Die Ergebnisse der externen Evaluation weisen 
unter anderem bereits im Zwischenbericht dar-
auf hin, dass von einem Bekanntheitsgrad von 
immerhin 53,4 Prozent bei den bis dahin befrag-
ten Mitarbeitenden in den RSD ausgegangen 
werden kann (vgl. Straus/Höfer/Hackenschmied, 
Zwischenbericht IPP München 2017, S. 31ff).

Fachbeirats ein hilfreicher und bedeutender Bau-
stein der eigenen Qualitätsentwicklung.

Die konstituierende Sitzung des Fachbeirats fand 
am 13.08.2014 in den Räumen der BBO Jugend-
hilfe statt. Die Geschäftsführung des Fachbeirats 
lag bei der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie, die mit Fassung vom 27.08.2014 in 
der Geschäftsordnung die Aufgaben, die Empfeh-
lungs- und Beschlussfähigkeit, die Besetzung der 
Mitglieder sowie die Sitzungsordnung regelte. 
Hierin heißt es:
„Der Fachbeirat begleitet die Arbeit der Berliner 
Beratungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe, 
tauscht sich aus zu Erfahrungen und Ergebnis-
sen und gibt Empfehlungen ab. Insbesondere 
setzt er sich dafür ein, die Entwicklung der Ko-
operationsstrukturen mit Öffentlichen und Frei-
en Trägern zu unterstützen, um in der Berliner 
Jugendhilfe eine akzeptierende Haltung gegen-
über den ombudschaftlichen Verfahren zu för-
dern und aktiv zu verbreiten.“

Der Vorsitz sowie der stellvertretende Vorsitz 
wurden mit Mehrheit des Fachbeirats gewählt. 
Den Vorsitz übernahm Prof. Dr. phil. Petra Mund 
(Katholische Hochschule für Sozialwesen Berlin), 
als stellvertretender Vorsitzender wurde Prof. Dr. 
Dr. h.c. Reinhard Wiesner (BMFSFJ a. D.) benannt.
Die Projektleitung sowie ein*e Berater*in der BBO 
Jugendhilfe waren im Modellzeitraum im Fach-
beirat als nicht stimmberechtigte Mitglieder ver-
treten.

Der Fachbeirat traf viermal jährlich zusammen. 
Während des Projektzeitraums tagte der Fach-
beirat zehnmal. Ein wesentlicher inhaltlicher 
Schwerpunkt der Beratungen des Fachbeirats 
war u. a. die intensive Mitwirkung bei der Vorbe-
reitung der externen Evaluation. So wurden z. B. 
das Evaluationskonzept im Fachbeirat ausführlich 
diskutiert und wichtige Hinweise für die schrift-
liche Befragung der Fachkräfte in der Jugendhilfe 
entwickelt.

Kennzeichnend für die Arbeit des Fachbeirats 
war vor allem auch der fachliche Austausch zu 

Beratungsfällen der BBO Jugendhilfe. Beispiel-
haft ist hier ein Beratungsfall zu nennen, bei dem 
aufgrund grundrechtsverletzender Sachverhalte 
die Heimaufsicht eingeschaltet wurde. Aber auch 
Beratungsfälle, bei denen die Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen am Hilfeplanprozess im 
Vordergrund stand, wurden beraten. Im Jahr 2016 
wurden aufgrund der Aktualität die besondere 
Situation junger Geflüchteter im Jugendhilfesys-
tem und die Herausforderungen in Bezug auf eine 
bedarfsdeckende Gewährung von Jugendhilfe-
leistung nach erreichter Volljährigkeit im Fachbei-
rat erörtert und diskutiert.

Zudem wurden ausführliche Beratungen zum 
Verstetigungsprozess geführt und Fragen zur 
finanziellen Sicherung der BBO Jugendhilfe nach 
Ablauf des Modellprojektzeitraums erörtert. Dem 
Fachbeirat wurde regelmäßig über die aktuelle 
Projekt- und Anfragenentwicklung berichtet und 
gemeinsam wurden strukturelle Fragestellungen 
reflektiert.

Zum Abschluss des Modellprojekts standen ins-
besondere der Austausch zu den Abschluss-
ergebnissen der externen Evaluation sowie 
der fachliche Diskurs zu den konzeptionellen 
Eckpunkten der Verstetigungsphase der BBO 
Jugendhilfe im Mittelpunkt. Der Fachbeirat betei-
ligte sich auch an der Gestaltung der Abschluss-
veranstaltung des Modellprojekts und war hier 
vor allem mit fachlichen Referaten und Expert*in-
nenbeiträgen auf dem Podium vertreten.

Eine Beteiligung des Fachbeirats wurde auch 
für die Zeit nach der Modellphase gewünscht. 
Überlegungen dazu bezogen sich auf weitere 
Formate eines umfangreicheren strukturellen 
Fachaustauschs, auch hinsichtlich einer sinn-
vollen Rückmeldung der bisherigen Erfahrungen 
an die Öffentlichen und Freien Träger, sowie auf 
die Reflexion der Beratungserfahrungen und die 
Einordnung der Arbeit der BBO Jugendhilfe in 
die Berliner Kinder- und Jugendhilfelandschaft. 
Ebenso wurden Möglichkeiten einer nachhalti-
gen Finanzierung erörtert.
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hilfe zuständigen Referatsleitung der Senatsver-
waltung sowie einem leitenden Mitarbeiter des 
Beschwerdemanagements der Senatsverwal-
tung wurde ein Austauschprozess über die Bera-
tungserfahrungen der BBO Jugendhilfe mit der 

Zielgruppe und dem daraus erkennbaren Hand-
lungsbedarf eingeleitet. Ziel ist es, diesen Aus-
tauschprozess in der Phase der Verstetigung auf-
recht zu erhalten und weiter auszubauen.

Netzwerk Freier Träger
Im Verlauf der Bekanntmachung bei den Berliner 
Jugendhilfeeinrichtungen richteten verschie-
dene Vertreter*innen der Trägereinrichtungen 
den Wunsch an die BBO Jugendhilfe, sich fachlich 
über trägerinterne Beschwerdeverfahren und 
mögliche Kooperationen zu Fragen der Schnitt-
stelle zwischen internen Beschwerdeverfahren 
und unabhängiger Ombudschaft auszutauschen. 
Vor allem Freie Träger der Jugendhilfe, die sich 
bereits intensiv mit der Entwicklung und Umset-
zung interner Beschwerdeverfahren i.S.v. § 45 
Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII auseinandergesetzt haben, 
betrachten die unabhängige Ombudsstelle als 
wichtige Ergänzung.

Aus einzelnen Fachgesprächen und dem dort 
dargelegten Beratungsbedarf entwickelte die  
BBO Jugendhilfe die Projektplanung zum Aufbau 
eines Netzwerks für Beteiligungs- und Beschwer-
depraxis in der freien Jugendhilfe.

Von Oktober 2015 bis Juni 2016 fanden vier 
Werkstattgespräche im Rahmen einer tempo-
rären Arbeitsgruppe mit 15 Vertreter*innen von 
10 Berliner Jugendhilfeeinrichtungen statt, um 
zu erarbeiten, wie ein Berliner Netzwerk „Betei-
ligungs- und Beschwerdepraxis in Einrichtun-
gen der Jugendhilfe“ inhaltlich und organisato-
risch gemeinsam aufgebaut werden kann. Um 
die Idee eines Netzwerks breit zu diskutieren, 
wurde Ende September 2016 für die interessierte 
Fachöffentlichkeit die Veranstaltung „Interne 
Beteiligungs- und Beschwerdepraxis in Berliner 
Jugendhilfeeinrichtungen/ Austausch – Informa-
tion – Vernetzung“ durchgeführt, an der 60 Mitar-
beiter*innen der freien und öffentlichen Jugend-
hilfe teilnahmen und an moderierten Thementi-
schen angeregt u. a. zur Rollendefinition der/des 
Beschwerdebeauftragten, zu den Zugängen zu 
Beschwerdeverfahren wie auch zur Nachhaltig-
keit von Beschwerdeverfahren diskutierten.

Auch im Jahr 2017 fanden drei weitere Werkstatt-
gespräche mit Beschwerdebeauftragten statt, 
um sich über Fragen zu internen Beschwerdever-

fahren fachlich auszutauschen und die Idee eines 
zu gründenden „Netzwerks zur Beteiligungs- und 
Beschwerdeverfahren in der freien Jugendhilfe“ 
weiter zu konkretisieren und voran zu treiben. 
In der letzten Sitzung im Modellprojektzeitraum 
wurden gemeinsam die inhaltliche Zielsetzung 
des Netzwerkes, die Arbeitsweise sowie die 
benötigten Ressourcen für die Koordinierung 
dieses Netzwerkes diskutiert. Die Teilnehmer*in-
nen der Werkstattgespräche verständigten sich 
dabei auf folgende Präambel des zu gründenden 
Netzwerks:

„Das Netzwerk Beteiligungs-und Beschwerde-
praxis in der Jugendhilfe unterstützt die fach-
liche Weiterentwicklung der Beteiligungs- und 
Beschwerdeverfahren in der Jugendhilfe.“

Ziele des Netzwerks sind:
1.	 Förderung des fachlichen Dialogs zur metho-

dischen Umsetzung von Beteiligungs- und Be-
schwerdeverfahren

2.	 Austausch zu Best-Practice-Modellen und 
Stolpersteinen

3.	 Kollegiale Beratung zu anonymisierten Be-
schwerdefällen

4.	Qualifizierung anhand von Fort- und Weiter
bildungen

5.	Entwicklung von Qualitätsstandards

Deutlich wurde, dass es für die Koordination des 
zu gründenden Netzwerks mehr personelle Res-
sourcen bräuchte, um den fachlichen Austausch 
und die Interessenvertretung des Netzwerks in 
die Fachöffentlichkeit hinein gewährleisten zu 
können. Die Frage, ob eine solche Koordination 
bei der BBO Jugendhilfe richtig angesiedelt sei 
oder eher von der Liga der freien Wohlfahrtsver-
bände übernommen werden sollte, wurde kont-
rovers diskutiert und konnte innerhalb des Pro-
jektzeitraums nicht abschließend gelöst werden.

Betrachtet man die Informationsquellen, aus 
denen die 53,4 Prozent der Befragten ihr Wis-
sen über die BBO Jugendhilfe beziehen, wird der 
Erfolg der beschriebenen Top-Down-Strategie 
der Bekanntmachung deutlich (siehe Abbildung 
8). 31,1 Prozent der Mitarbeiter*innen, die die BBO 
Jugendhilfe kennen, bezogen ihr Wissen von Vor-
gesetzten. Eine weitere wichtige Informations-

quelle waren Erzählungen von Kolleg*innen sowie 
Besprechungen im Team. Die dritte Quelle bildet 
schließlich die eigene Erfahrung. So gaben 13,6 
Prozent an, dass sie bereits persönlich mit der 
BBO Jugendhilfe zu tun hatten bzw. mit Fällen, 
von denen sie wissen, dass die BBO Jugendhilfe 
beteiligt war.

JA
53,4 %

NEIN
46,6 %

Ja, mir ist die Arbeit bekannt …

3,3 % über Fachartikel

3,3 % über Veranstaltungen (mit BBO)

6,7 % über Medien

8,9 % über Arbeit BRJ e. V. 

13,3 % über persönliche Erfahrungen

16,7 % über Besprechungen im Team

21,1 % über Vorstellung BBO im JA

25,6 % über RSD Kolle*innen

31,1 %  über Vorgesetzte

Bekanntheit – “Ist Ihnen die Arbeit der BBO Jugendhilfe bekannt?“
(Nr. 178, (MFN), Angaben in Prozent)

Abb. 8:  Bekanntheit der BBO Jugendhilfe bei Öffentlichen Trägern (Quelle: Straus/Höfer/Hackenschmied-Zwischen
bericht IPP München 2017)

Im Jahr 2017 wurde die Vorstellung der Tätigkeit 
der BBO Jugendhilfe fortgesetzt und intensi-
viert. Im Vordergrund standen die Präsentation 

der Zwischenergebnisse der externen Evaluation 
sowie der Austausch über das Verstetigungskon-
zept der BBO Jugendhilfe.

Intensivierter Austausch mit Modellbezirken
Gegenüber der BBO Jugendhilfe wurde teils der 
Wunsch geäußert, stärker „vor Ort“ in den Bezir-
ken präsent zu sein (in Form von BBO Jugend-
hilfe-Projektvorstellungen in Sitzungen des 
RSD-Regionalteams, Gremienmitarbeit u. a.). Dem 
nachzukommen war aufgrund der überbezirkli-
chen Zuständigkeit der BBO Jugendhilfe jedoch 
nur begrenzt möglich.
In geringem Umfang wurde dem Anliegen durch 

die Mitwirkung in zwei bezirklichen Gremien zum 
Thema „Beteiligung im HzE-Bereich“ entsprochen. 
Diese modellhafte Mitwirkung hatte den Vorteil, 
die oben beschriebene „Top-Down-Strategie“ 
der Bekanntmachung zu ergänzen. Aufgrund der 
erwähnten begrenzten Ressourcen konnten ver-
gleichbare Aktivitäten trotz des sehr konstruk-
tiven Austauschs und der positiven Resonanz 
nicht auf andere Bezirke ausgeweitet werden.

Austausch und Vernetzung mit dem Referat für unbegleitete minderjährige 
Geflüchtete
Auch aufgrund der im Jahr 2017 gestiegenen Fall-
anfragen im Bereich der (unbegleiteten minder-
jährigen) Geflüchteten gab es den Wunsch, in 
einen Austausch mit dem „Referat III G „unbeglei-

tete minderjährige Flüchtlinge (umF)“ zu treten. 
Gemeinsam mit Berater*innen der BBO Jugend-
hilfe, des Projekts „Zuständig bleiben“, der Lei-
tung des Referats III G, der für die BBO Jugend-
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berichten immer wieder, dass sie auf diese redu-
ziert werden. Gerade bei dieser schwer erreich-
baren Zielgruppe mit in der Regel hochkomplexen 
Fallverläufen hat sich die Kooperation bei der 
Klärung von Beschwerdefällen als hilfreich für 
die Ratsuchenden erwiesen. Es zeigt sich, dass 

ein Verständnis psychischer Erkrankungen not-
wendig ist, um die Bedarfs- und Konfliktlagen der 
Familien besser erfassen zu können. Zudem birgt 
es den Vorteil, dass in Konfliktfällen innerhalb der 
Familien beide Seiten in ihren Bedürfnissen und 
Wünschen schneller gesehen werden.

5.2.	 Fachaustausch auf Bundesebene

Die aktive und regelmäßige Teilnahme an Fach-
tagungen und die Durchführung von Fortbil-
dungsveranstaltungen halfen insbesondere zu 
Beginn des Modellprojekts, in der Fachwelt das 
Thema Ombudschaft in der Jugendhilfe bekannt 
zu machen, den Diskurs anzuregen und somit das 
Beratungsangebot fachlich zu etablieren.

Bereits im ersten Jahr des Modellprojekts wurde 
die BBO Jugendhilfe bei der Fachtagung „Partizi-
pation – Grundlage gelingender Erziehungshilfe“ 
in Dresden am 25. und 26.09.2014 (Veranstalter: 
Kinder- und Jugendhilferechtsverein Dresden 
u. a.) in einem Workshop vorgestellt und mit den 
Teilnehmer*innen diskutiert. Auch bei zwei wei-
teren Tagungen in 2014 konnte die Projektleitung 
auf die Einrichtung der BBO Jugendhilfe in Diskus-
sionsbeiträgen aufmerksam machen (Expert*in-
nen-Workshop „Beteiligungs-, Beschwerde- und 
Ombudsstrukturen in der Pflegekinderhilfe“, 
18.09. in Mainz (Veranstalter: Institut für Sozialpä-
dagogische Forschung Mainz e. V. / Fachtagung 
„Ombudsstellen für junge Menschen und ihre 
Familien in Bayern“; 03.11. im Bayrischen Landtag 
München (Veranstalter: Ombudsinitiative Bay-

ern). Eine auszugsartige Übersicht zu den Präsen-
tationen der BBO Jugendhilfe im Bundesgebiet 
findet sich in der Anlage 3.

Mit steigender Bekanntheit der BBO Jugend-
hilfe nahmen auch die Anfragen für Fortbildun-
gen resp. Inputs zum Thema Ombudschaft zu. 
Da Ombudschaft eine junge Profession darstellt, 
besteht im Fachdiskurs der Kinder- und Jugend-
hilfe ein Interesse an Informationen zu Bera-
tungsansätzen sowie zum Fachaustausch über 
Beratungserkenntnisse. Insbesondere in der 
Fachwissenschaft angrenzender Professionen 
wie bspw. der Sozialen Arbeit wurde im Laufe des 
Modellprojekts das Interesse an ombudschaftli-
chen Diskursen deutlich. So gestaltete die BBO 
Jugendhilfe Fortbildungen sowie Fachinputs an 
Hochschulen für Soziale Arbeit im gesamten Bun-
desgebiet. Zudem wurde die BBO Jugendhilfe für 
Inputs zum Thema Ombudschaft von Fachverbän-
den im gesamten Bundesgebiet angefragt. Eine 
auszugsartige Übersicht über die Umsetzung von 
Fortbildungsveranstaltungen findet sich in der 
Anlage 4.

Bundesnetzwerk Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe
Von Beginn des Modellprojekts an nahm die Pro-
jektleitung der BBO Jugendhilfe am regelmäßigen 
Austausch des Bundesnetzwerk Ombudschaft 
in der Kinder- und Jugendhilfe teil, um die Ent-
wicklungen der ombudschaftlichen Arbeit in den 
anderen Bundesländern zu verfolgen und die 
fachliche Weiterentwicklung und Zusammenar-
beit mitzugestalten.

Auf Initiative der BBO Jugendhilfe befasste sich 
das Bundesnetzwerk u. a. mit der bundesweiten 
Zusammenführung der statistischen Erfassung 
der Beratungsarbeit. Zentrales Thema des Bun-
desnetzwerks Ombudschaft in der Kinder- und 
Jugendhilfe war insbesondere in den Jahren bis 
2016 die Konzeption und Etablierung einer bun-
desweiten Koordinierungsstelle.

Einrichtung einer bundesweiten Koordinierungsstelle
Im Jahr 2017 war die BBO Jugendhilfe Mitglied in 
der Struktur AG und in der Auswahlkommission 
zur Etablierung der Bundeskoordinierungsstelle.
Der BRJ ist Gründungsmitglied des Bundesnetz-
werks Ombudschaft in der Kinder- und Jugend-
hilfe (seit 2008), hat an den Sitzungen des Bun-
desnetzwerks regelmäßig teilgenommen und 

über die Entwicklungen seines Modellprojektes 
BBO berichtet.

Bundesweit bestehen aktuell insgesamt fünfzehn 
Ombudsstellen und -initiativen in zwölf Bundes-
ländern im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe 
bzw. insbesondere der individuellen Erziehungs-

Regelhafte Fortbildungen zur ombudschaftlichen Arbeit
Seit Frühjahr 2017 informiert die BBO Jugendhilfe 
die Teilnehmer*innen aus den bezirklichen RSD im 
Rahmen der SFBB-Fortbildung „Neu im RSD“ im 
Modul „Verwaltungsrecht“ (Leitung: Prof. Marion 
Hundt, Evangelische Hochschule Berlin) über das 
ombudschaftliche Beratungsangebot. Der direkte 
Kontakt zwischen den neuen RSD-Fachkräften in 
der Fortbildung und der BBO Jugendhilfe bietet 
eine einzelfallübergreifende Austauschform, die 
in die Bezirke hineinwirken und die Information 
über die ombudschaftliche Beratung durch die 
Leitungsstrukturen ergänzen kann. Diese Bot-
tom-Up-Strategie erfüllt mehrere Funktionen. So 
kann einerseits den Mitarbeiter*innen durch die 
direkte Informationsweitergabe die Sorge einer 
Kontrollinstanz genommen werden, andererseits 

eröffnet dies den Fachkräften die Möglichkeit, in 
konfliktreichen Fällen auf die externe und unab-
hängige ombudschaftliche Beratung hinzuwei-
sen, was zu einer Klärung des Konflikts sowie zu 
einer transparenteren Kommunikation zwischen 
den Anspruchsberechtigten und dem Öffent-
lichen Träger führen kann, insbesondere unter 
der Maßgabe einer vorhandenen strukturellen 
Machtasymmetrie.

Darüber hinaus können die wechselseitigen 
Erfahrungen, die im Rahmen der Fortbildung 
thematisiert werden, zur Weiterentwicklung 
der ombudschaftlichen Beratung in der Berliner 
Jugendhilfe beitragen.

Schnittstellengespräche mit anderen Fachorganisationen
Die BBO Jugendhilfe hat über den Fachaustausch 
mit Öffentlichen und Freien Jugendhilfeträgern 
hinaus den Kontakt mit zahlreichen weiteren 
Akteur*innen in diesem Arbeitsfeld gepflegt, die 
mit den Zielgruppen der Ombudsstelle arbeiten 
und über umfangreiche Erfahrungen in diesem 
Arbeitsfeld verfügen. 
Während des Modellzeitraums wurden Fachge-
spräche mit folgenden Organisationen geführt:

•	 Akinda (ehrenamtliche Vormünder umF)
•	 Kooperationsverbund Autismus Berlin
•	 Landeskoordinierungskreis „Kinder- und  

Jugendpartizipation Berlin (LaKoK)“
•	 Bezirkliche Kinder- und Jugendbüros
•	 Kompetenznetz Careleaver
•	 Beschwerde- und Informationsstelle Psychia

trie in Berlin
•	 Gesamtstädtischer Pflegekinderdienst
•	 Krisen- und Clearing-Einrichtungen / BNK
•	 SPZ Charité (Netzwerk Inklusive Schule)

Bei der Verbreitung der Information über das 
Beratungsangebot der BBO Jugendhilfe hat sich 
gezeigt, dass Fachkolleg*innen von Organisatio-
nen und Einrichtungen wichtige Multiplikatoren 
sind. Von zentraler Bedeutung hat sich hierbei 
die Aufklärung über die Spezifik des HzE-Bera-
tungsfeldes in Abgrenzung zu anderen Teilbe-
reichen der Jugendhilfe bzw. Jugendsozialarbeit 
erwiesen.

Ein wichtiges Anliegen ist zudem die Informa-
tion über die spezifische Rolle von Fachkräften 
im ombudschaftlichen Beratungsverfahren. Die 
Kolleg*innen der anderen Beratungsstellen wur-
den darüber aufgeklärt, dass Fachkräfte häufig 
den Erstkontakt im Auftrag der Ratsuchenden 
herstellen und im weiteren Beratungsprozess 
eine unterstützende Ressource für die Betrof-
fenen sein können. Fachkolleg*innen aus zahl-
reichen Feldern der Sozialen Arbeit bilden für 
Ratsuchende einen wichtigen Zugang zur BBO 
Jugendhilfe.

Co-Beratung mit der Berliner Beschwerde- und Informationsstelle  
Psychiatrie (BIP)
Eine besondere Kooperation ergab sich aufgrund 
der Fachgespräche mit der Berliner Beschwerde- 
und Informationsstelle Psychiatrie (BIP). Mit die-
ser werden seit Ende 2014 – nach Abstimmung 
mit den Ratsuchenden und deren Zustimmung 
– Co-Beratungen durchgeführt. Das Beratungs-
verfahren von Beschwerdeführenden im psy-
chiatrischen Versorgungsbereich ist in einigen 
zentralen Aspekten mit dem ombudschaftlichen 

Beratungsansatz vergleichbar. Die Co-Beratung 
betrifft vor allem Anfragen, die von psychisch 
erkrankten Kindeseltern an die BBO Jugend-
hilfe bzw. die BIP gerichtet werden, oder solche 
Fälle, in denen die Annahme einer psychischen 
Erkrankung den Beteiligungsprozess bei der Hil-
fegewährung oder während der Hilfeerbringung 
aus Sicht der Betroffenen beeinträchtigt. Eltern 
mit einer (vermuteten) psychischen Erkrankung 
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Die Rückmeldungen zur Fachveranstaltung zeu-
gen von einer rundum gelungenen und erfolgrei-
chen Veranstaltung.

„Und ich hätte mir aber damals 1965 auch nicht 
vorstellen können, dass es in dieser Stadt, (…) je-
mals ein solches Forum geben könnte wie heu-
te und einen solchen Diskurs in der Beteiligung 
von Freien Trägern, von Ämtern, von Fachkräften 
usw. Auch das konnte ich mir damals nicht vor-
stellen und das ist natürlich eine schöne Erfah-
rung.“

(Quelle: Mitschnitt der Podiumsdiskussion am  
29.11.2017)

Insbesondere die Podiumsdiskussion gab einen 
Einblick, inwieweit sich Ombudschaft in der Ber-
liner Jugendhilfe etablieren konnte, welche Her-
ausforderungen damit einhergehen und welche 
Entwicklungsperspektiven sich hieraus ableiten 
lassen. Nachfolgend sollen diese Diskurse aus-
zugsartig nachgezeichnet werden.

Schlaglichter aus der Podiumsdiskussion

Zu Beginn der Podiumsdiskussion wurden die 
Referent*innen des Podiums gebeten, in kurzen 
Statements zu formulieren, wie sie die Ergebnisse 
des Modellprojekts der BBO Jugendhilfe vor dem 
Hintergrund ihrer Erwartungen einschätzten.

Als Vertreterin der Senatsverwaltung (Leiterin 
des Referats III D „Erziehungshilfen und Verträge“) 
und Mitglied des Fachbeirats der BBO Jugend-
hilfe gab Monika Schipmann einen kurzen Rück-
blick auf die bereits erwähnten Workshops der 
Fachrunde im Vorfeld der Ombudsstelle (vgl. 
Kapitel 1). Sie verdeutlichte in ihrem Statement, 
dass es gelungen sei, ein Grundverständnis von 
Ombudschaft in der Berliner Jugendhilfe zu ent-

wickeln und zu etablieren und darüber hinaus 
eine Doppelung mit anderen bestehenden Sys-
temen (Petitionsverfahren, interne Beschwer-
deverfahren) zu vermeiden. Das übergreifende 
Ziel der Ombudsstelle war und ist, einzelfallüber-
greifende Erkenntnisse bzgl. der Jugendhilfe in 
Berlin herauszuarbeiten, die dazu beitragen sol-
len, eventuelle Schwachstellen im System aufzu-
spüren. Frau Schipmann kam in ihrem Statement 
zur Schlussfolgerung, dass es gelungen sei, dies 
erfolgreich umzusetzen. Zudem bestehe nach 
wie vor der Wunsch, den Fachaustausch bezüg-
lich der Beratungserfahrungen der Ombudsstelle 
zu intensivieren.

„Zentral war in der Erörterung, es geht um Ausgleich von Machthierarchien, daher das 
Strukturelement „Unabhängigkeit“. (...) Das gehört ganz an den Anfang und ist auch 
was anderes als die internen Beschwerdeverfahren. (…) Worauf soll es sich bezie-
hen? Auf die Leistungsgewährung, war uns von Anfang an klar. (…) Und auch auf die 
Ebene Leistungserbringung – das auch vor dem Hintergrund, weil wir ja an verschie-
denen Stellen gerade auch Vergangenheit aufarbeiten. (…) Und wir haben gesagt, es 
geht um die Felder mit individueller Hilfeplanung, also nicht nur rechtstechnisch 27ff, 
auch 19, (...) Hilfen mit einem individuellen Rechtsanspruch und einem Beteiligungs- 
und Bedarfsermittlungsverfahren. Was sollte es sein? Es soll Orientierungsberatung 
sein und es soll eine Lotsenfunktion haben. Beides haben wir dann jetzt auch gehört.  

Wir wünschen uns jetzt Richtung Nutzen über den Einzelfall hinaus, es soll systema-
tische Rückmeldungen an Verwaltungen, an Träger, an Beteiligte geben und somit am 
Ende oder laufend, jetzt auch laufend zur weiteren Qualitätsentwicklung 79a aber 
auch 36, 36a beitragen.“ 

(Quelle: Mitschnitt der Podiumsdiskussion am 29. 11. 2017)

hilfen (Stand: 09/2018). Zwölf davon haben sich 
im Bundesnetzwerk Ombudschaft in der Kinder- 
und Jugendhilfe zusammengeschlossen. Neben 
den bereits aktiven Ombudsstellen gibt es in 
drei Bundesländern (Schleswig-Holstein, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen) Projekte im Struktur-
aufbau. In zwei Bundesländern (Rheinland-Pfalz 
und Schleswig-Holstein) sind die ombudschaftli-
chen Beratungsstellen jeweils an die Stelle des/
der Bürgerbeauftragten angegliedert, in Ham-
burg-Mitte ist die Ombudsstelle Teil des Jugend-
hilfeausschusses. Zwei Bundesländer (Mecklen-
burg-Vorpommern und das Saarland) haben der-
zeit noch keine Ombudsinitiativen.

Alle Initiativen und Projekte kooperieren mit 
dem Bundesnetzwerk und befinden sich in 
unterschiedlichen Phasen der Etablierung ihrer 
ombudschaftlichen Beratungstätigkeit und Orga-
nisationsstruktur. Die vorhandenen Kontakte und 
Kooperationen ins Feld hinein ermöglichen dem 

Bundesnetzwerk, auf die qualitative Weiterent-
wicklung des Arbeitsfeldes Ombudschaft positiv 
einzuwirken.

Für das BBO-Projekt war der enge fachliche Aus-
tausch mit dem Bundesnetzwerk und damit den 
anderen Ombudsinitiativen bundesweit beson-
ders nützlich, weil das BBO-Projekt das erste Pro-
jekt der Ombudschaft in der Jugendhilfe war und 
ist, welches aus öffentlichen Mitteln eines öffent-
lichen Jugendhilfeträgers finanziert und ausführ-
lich evaluiert wurde. Mit dem Ausbau des Bun-
desnetzwerks Ombudschaft durch das BMFSFJ 
– in 2018 zu einem Pilotprojekt und in 2019 zu 
einer perspektivisch dauerhaften Bundeskoor-
dinierungsstelle Ombudschaft – erhält auch die 
BBO des BRJ e. V. mit ihren positiven Evaluations-
ergebnissen einen besonderen Stellenwert für 
die weitergehende konzeptionelle und institutio-
nelle Entwicklung.

5.2.1.	Abschlussveranstaltung des Modellprojekts BBO Jugendhilfe

Den Höhepunkt des Jahres 2017 bildete für die 
BBO Jugendhilfe die Abschlussveranstaltung. 
An dieser nahmen insgesamt 94 Vertreter*innen 
aus Fachwissenschaft, Jugendhilfepolitik, Öffent-
lichen und Freien Trägern der Berliner Jugend-
hilfe, Senatsverwaltung, Bezirksstadträt*innen, 
jugendpolitische Sprecher*innen des Abge-
ordnetenhauses Berlin, Vertreter*innen ombud-
schaftlicher Initiativen aus der gesamten Bun-
desrepublik und andere Interessierte der Fach-
öffentlichkeit teil.

Als Auftakt der Veranstaltung sprachen Frau 
Angela Smessaert für den Vorstand des BRJ e. V. 
sowie Frau Kirstin Fussan für die Senatsverwal-
tung Grußworte. Das Herzstück des Vormittags 
bildete, neben dem einführenden Referat von 
Frau Tania Helberg und Frau Dr. Johanna Peitsch 
zur ombudschaftlichen Arbeit der BBO Jugend-
hilfe im Modellzeitraum, die Vorstellung der 
Ergebnisse der externen Evaluation durch Herrn 
Dr. Straus vom IPP München (siehe Abschlussbe-
richt IPP).

Einleitend in den Nachmittag referierte Frau 
Ulrike Bräutigam, die das Modellprojekt im 
Modellzeitraum von Seiten der Senatsverwaltung 
eng begleitet und unterstützt hatte, über die 
Erfahrungswerte bezüglich der Etablierung einer 

öffentlich finanzierten, unabhängigen ombud-
schaftlichen Beratungsstelle. Der Blick der Care-
leaver wurde durch eine Kommentierung von 
Frau Staudinger, Leiterin des Careleaver-Kompe-
tenznetz Berlin-Brandenburg, eingebracht.

Daran anschließend wurden im Rahmen einer 
Podiumsdiskussion die Bedeutung der Ergeb-
nisse der BBO Jugendhilfe diskutiert und erste 
Resümees gezogen. Im Folgenden werden einige 
Schlaglichter der Podiumsdiskussion wieder-
gegeben. Als Mitglieder des BRJ e.  V. übernah-
men hierbei Axel Biere und Michaela Heinrich die 
Moderation des Podiums. Den Abschluss der Ver-
anstaltung bildete das Referat von Prof. Dr. Ulrike 
Urban-Stahl, die das Thema Ombudschaft in den 
Gesamtkontext der Kinder- und Jugendhilfe ein-
bettete und eine kritische Analyse und Stand-
ortbestimmung vornahm. Die Fachveranstaltung 
endete mit einem Ausblick auf die Verstetigungs-
phase der BBO Jugendhilfe.

Die Referent*innenliste der Fachveranstaltung 
zum Abschluss des Modellprojekts der BBO 
Jugendhilfe verdeutlicht, dass hier eine Vielzahl 
verschiedener Perspektiven auf Ombudschaft 
eingebracht wurde (siehe Anlage 5 und 5b).
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Die Sicht der Freien Träger und der Wohlfahrts-
verbände brachte Igor Wolansky, Referent für 
Jugendhilfe und Psychiatrie beim AWO Landes-
verband, in die Podiumsdiskussion ein. In sei-
nem Statement stellte er die Bedeutung ombud-
schaftlicher Beratung für Beteiligungsprozesse 
in der Jugendhilfe heraus. Mit Verweis auf die 

Abschlussergebnisse der externen Evaluation 
verdeutlichte er die Notwendigkeit, die Bekannt-
heit der BBO Jugendhilfe und damit das Wissen 
um ombudschaftliche Verfahren in der Jugend-
hilfe auch bei den Fachkräften der freien Jugend-
hilfe zu erhöhen.

„Ich vertrete die Liga der Wohlfahrtsverbände und meine Kollegen von den anderen 
Verbänden, weil wir nämlich auch sehr eng mit der BBO zusammenarbeiten und wir 
sind jetzt auch da zu dem Ergebnis gekommen, wir wollen ja weiterarbeiten, weil wir 
41% Fachkräfte der Freien Träger, die die BBO kennen, auch für zu wenig halten. Wir 
wollen das auch natürlich in den nächsten Jahren verdoppeln, das ist unser Ziel. (…)

Es (Anm.: Ombudschaft) ist ein hoher innovativer Schub, den Sie da reinbringen. Mit 
der Tatsache, dass Sie Beteiligung anders definieren, neu definieren und neu struktu-
rieren. Und ich habe da einen ganz tollen Satz, den ich gerne vorlesen möchte. Der ist 
von Joseph Schumpeter: „Innovation ist die Kombination neuer Dinge oder Dinge neu 
zu kombinieren.“ Und wenn Sie jetzt Dinge durch Beteiligungsformen ersetzen, dann 
haben Sie das, was wir hier gerade machen.“

(vgl. ebd.)

Annegret Münch, Projektmitarbeiterin im Kin-
der- und Jugendhilferechtsverein im Projekt 
„FOSA – Fachstelle für ombudschaftliche Arbeit in 
der Kinder- und Jugendhilfe in Sachsen“, brachte 
die Perspektive ombudschaftlicher Arbeit aus 
Sicht der Bundesebene ein. Als Vertreterin des 
Bundesnetzwerks Ombudschaft nahm sie einen 
Vergleich darüber vor, welche aktuellen Fragen 
ombudschaftlicher Arbeit sich ggf. auch generell 

auf das Bundesland beziehen lassen. Deutlich 
wurde hierbei, dass ombudschaftliche Beratung 
voraussetzungsvoll ist und demnach Fachkräfte 
benötigt, die ein komplexes Fachwissen mit-
bringen. Zudem stellt sie heraus, dass der von 
der BBO Jugendhilfe beschriebene Fallaufwuchs 
auch in Sachsen deutlich wird und hierüber das 
Prinzip ehrenamtlicher, ombudschaftlicher Bera-
tung an die Grenzen bringt.

„(…) aber dadurch, dass es Ehrenamtliche sind, die das nebenberuflich machen, die 
pensioniert sind, die noch vielseitige andere Verbindlichkeiten haben, haben wir mo-
mentan das Problem, dass wir nicht alle Anfragen abdecken können. Also wir haben 
den Anspruch, dass wir keine Wartelisten haben, dass wir in etwa sieben Tagen ein 
Beratungssetting koordinieren können. Das können wir zum Teil momentan nicht ab-
fangen, das können wir nicht leisten, weil eben auch bei uns in Sachsen die Fallzahlen 
so gestiegen sind, wie es auch hier in Berlin in der BBO so ist, dass wir jetzt auch intern 
überlegen müssen, wie wir damit umgehen können. (…) 

Und zum Schluss möchte ich auch noch auf einen enorm wichtigen Aspekt hinweisen, 
und das ist die Personalauswahl, die ja so voraussetzungsvoll ist. Es braucht Rechts-
wissen, es braucht Beratungskompetenzen, es braucht berufliche Erfahrung, viel Er-
fahrung. Ich bin total begeistert, welche berufliche Laufbahn die beiden Kolleginnen 
vom BBO hier mitbringen. Wenn man jetzt weiterdenkt, dass Ombudschaft eine Ver-
beruflichung braucht, um das als ein wirkliches Strukturelement bundesweit gewähr-
leisten zu können, frage ich mich, wo die Leute herkommen sollen.“ 

vgl. ebd.)

Rainer Zeddies, Leiter des Jugendamts Ber-
lin-Lichtenberg und ebenfalls Mitglied des Fach-
beirats der BBO Jugendhilfe, vertrat auf dem 
Podium die Sicht der Öffentlichen Träger der 
Jugendhilfe. In seinem Statement machte er 
deutlich, dass es in dreieinhalb Jahren Modell-
projekt gelungen sei, den anfänglichen Bedenken 

der Jugendämter wirksam entgegenzutreten. Er 
verwies auf die positive Entwicklung und letztlich 
sehr guten Ergebnisse der Evaluation des Modell-
projekts. Auch aus der Sicht der Öffentlichen Trä-
ger postuliert Rainer Zeddies abschließend den 
Wunsch nach einem intensiveren Austausch über 
die Beratungserfahrungen der BBO Jugendhilfe.

„Aber es gab seitens der Jugendämter natürlich Vorbehalte. Also da kam immer wie-
der der Spruch „Es kommt zu den schon bestehenden Beschwerdeverfahren einfach 
nur ein weiteres hinzu.“ Oder es gab auch den sehr ernst zu nehmenden Vorbehalt 
„Hey Leute, wir arbeiten hier in Notsituationen, sind völlig überlastet, hängen die wei-
ßen Tücher zum Fenster raus und jetzt sollen wir eine neue Struktur fördern, die uns 
kritisiert. (…) Müssen wir das machen?“ - Und meine Antwort ist: Ja, ich finde wir müs-
sen das machen. Wir müssen das machen, um mehr Gerechtigkeit in das System zu 
bekommen. Mich hat sehr überzeugt, dass ich gelernt habe, dass Ombudschaft eben 
was Eigenes ist und nicht nur ein weiteres Beschwerdesystem. Also das auf die Au-
genhöhe bringen und wir müssen das machen, damit unsere Hilfen besser werden, 
weil dann werden sie auch wirksamer.“

(vgl. ebd.)

Prof. Dr. Petra Mund, Vorsitzende des Fach-
beirats der BBO Jugendhilfe und Professorin für 
Sozialarbeitswissenschaften und Sozialmanage-
ment an der Katholischen Hochschule für Sozial-
wesen Berlin, verwies in ihrem Statement eben-
falls auf die Workshops der Fachrunde im Vorfeld 
der Ombudsstelle (vgl. Kapitel 1) und machte vor 
allem als Vorsitzende des Fachbeirats auf die 

erfolgreiche Umsetzung des Modellprojekts auf-
merksam. Zudem brachte sie den Blick der Fach-
disziplinen ein und unterstrich die Bedeutung 
von Ombudschaft im Hinblick auf Forschung und 
Lehre. Sie betonte dabei die Notwendigkeit der 
Verankerung der Themen Ombudschaft sowie 
Beschwerde- und Beteiligungsverfahren in sozi-
alpädagogischen Studiengängen.

„Und wenn Sie fragen, wie ich jetzt die Arbeit der BBO bewerte (…) Ich bin froh, ich bin 
froh, ich freue mich, dass die Erwartungen, die in diesem Fachdiskurs ja auch als Er-
gebnis gut herausgearbeitet worden sind, eingelöst worden sind. Als Vorsitzende des 
Fachbeirates war es ja meine Rolle, alles mit im Blick zu haben, also die Erwartungen, 
die Herausforderungen (…)

Und was ich mitnehme, jetzt ganz spezifisch aus der Arbeit des Fachbeirates in Bezug 
auf meine Profession oder meine Rolle, die ich dann ja auch in der Wissenschaft und 
in der Lehre habe – auch das in der Lehre in den Blick zu nehmen. Was ist professio-
nelles, ombudschaftliches Arbeiten? Was macht es alles aus? (…) In fünf Jahren wis-
sen alle Jugendlichen und Personensorgeberechtigten, (Anmerkung: dass es ombud-
schaftliche Beratung gibt) weil dann auch schon ganz andere Fachkräfte unser Haus 
verlassen und wir alle gemeinsam daran arbeiten.“

(vgl. ebd.)
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„Ich finde der Schlüssel für den Erfolg ist, dass 
die Fachkräfte eine ombudschaftliche Beratung 
machen, die nicht von Empörung getragen ist. 
Die Beratung selbst, die ist von Sachkunde ge-
tragen, von Parteilichkeit getragen, aber sie ist 
für uns in den Jugendämtern sehr gut annehm-
bar. Das haben ja auch die Befunde ergeben. (..) 
Sie haben vorhin das Stichwort „Auf Krawall ge-
bürstet“ gesagt, und genauso nehmen wir Sie 
nicht wahr. Wir nehmen Sie wahr als Menschen, 
die die Klienten unterstützen und dabei sach-
kundig und parteilich sind. Aber nicht die Empö-
rung voraus tragen.“

(vgl. ebd.)

Empörung als Haltung ombudschaftlichen Han-
delns wurde in den Diskussionsbeiträgen der 
Fachveranstaltung als wesentliches Moment 
angesehen, damit Strukturveränderungen im 
System der Jugendhilfe angeregt werden. Das 
zeigen die folgenden beiden Auszüge exempla-
risch:

„Die Reform der Jugendhilfe ist ein permanenter 
Prozess.
Ich dachte, das kriegen wir vielleicht in 10 bis 15 
Jahren auf die Reihe. (…) Es ist ein permanenter 
Prozess und ich habe auch in diesem Prozess 
lernen müssen, dass es dabei nicht nur nach 
vorn geht, sondern auch immer wieder zurück. 
Und dass Fortschritte, die man einmal erreicht 
zu haben glaubt und denkt, die sind jetzt für im-
mer gesichert, auch immer wieder bedroht sind. 
Und dass eben dieses Moment der Empörung 
nie aufhören darf, diesen Prozess zu begleiten, 
sonst geht er nicht weiter.“

(vgl. ebd.)

Die ombudschaftliche Arbeit der BBO Jugend-
hilfe und eben jener Moment der Empörung in 
der Grundhaltung ombudschaftlicher Beratung 
werden auch als Chance verstanden, um struk-
turell schwierige Rahmenbedingungen aufzu-
decken und in einem gemeinsamen Prozess mit 
allen an Jugendhilfe Beteiligten Veränderungen 
zu initiieren.

„Und der andere (Anm.: Diskussionspunkt) 
knüpft an der Empörung an. Und es gibt ja Rah-
menbedingungen, die wir haben, strukturelle 
Rahmenbedingungen, wo dann vielleicht die 
BBO auch eingeschaltet wird. Also ich denke 
jetzt an z. B. die Diskussion um den 41. Und da 
gibt es ja strukturelle Rahmenbedingungen, die 
auch wir als Jugendämter nicht befriedigend 
finden. Nämlich z. B., dass wir die Unterbringung 
nach 41 nicht komplett refinanziert bekommen, 
sondern nur zur Hälfte, in bestimmten Fällen. 
Und das hat einen Einfluss auf Entscheidungen. 
Darf es fachlich natürlich nicht haben, bin ich 
voll bei Ihnen, aber das Problem ist dann bei uns 
in der Refinanzierung und in unserer Verantwor-
tung für Haushalte (…)

(…) wir haben immer noch schwierige Rahmen-
bedingungen und das ist so eine strukturelle 
Ebene, wo Ombudschaft eben diese verallge-
meinernde Funktion auch hat und wo wir, glaube 
ich, aber nur weiterkommen, wenn wir von vielen 
verschiedenen Seiten politischen Druck erzeu-
gen, der die Rahmenbedingungen dann auch so 
setzt, dass es uns möglich ist, unsere gesetzli-
chen Aufträge zu erfüllen.“

(vgl. ebd.)

Erwartungen an eine verstetigte BBO Jugendhilfe

In der Podiumsdiskussion wurden auf der Grund-
lage der Abschlussergebnisse des Modellpro-
jekts Wünsche an eine verstetigte BBO Jugend-
hilfe formuliert. Am häufigsten wurde anregt, 
den Fachaustausch mit den Freien und vor allem 
Öffentlichen Trägern der Jugendhilfe auszubauen. 
Insbesondere der intendierte strukturierte Fach-
austausch wird als Dialogforum gesehen, an dem 
die genannte Empörung Ausdruck finden kann:

„Der Wunsch, den ich noch hintendran hänge, 
ist, dass wir gerne auch von Ihnen (Anm: der BBO 
Jugendhilfe) lernen möchten, dass wir uns Feed-
back erbitten, weil wir dann auch eine Chance 
haben, besser zu werden. Und das könnte so ein 
Ort sein, an dem sich auch wieder mal Empörung 
treffen darf.“

(Quelle: Mitschnitt der Podiumsdiskussion am 
29.11.2017)

Prof. Dr. Peter Schruth, Mitbegründer und Vor-
standsmitglied des BRJ e. V., brachte vor allem 
die Trägerperspektive und den ombudschaftli-
chen Fachdiskurs in die Podiumsdiskussion ein. 
In seinem Statement verdeutlichte er den Weg 
der Ombudschaft – anfangs getragen von der 
Haltung der Empörung in den Sparjahren der 
Berliner Jugendhilfe – der mit der BBO Jugend-
hilfe in ein gelingendes und staatlich finanziertes 

Setting gemündet habe. Hiermit verbunden sei 
die Notwendigkeit eines anhaltenden kritischen 
Blicks, damit Ombudschaft unabhängig bleibe. Zur 
perspektivischen Verortung von Ombudschaft 
stellte Prof. Schruth verschiedene Fragen in den 
Raum: Ist Ombudschaft systemimmanent oder 
systemkritisch? Und: Wie kann es gelingen, dass 
Ombudschaft nicht als „Ausfallbürge für struktu-
relle Mängel im System“ instrumentalisiert wird?

„Es ist ein, wie wir heute gehört haben, gelingendes Setting aufgebaut worden. Enga-
gierte Kolleg*innen, denen ich auch noch mal besonders danken möchte für all das, 
was sie in den Jahren auf die Beine gestellt haben. (…) 

Der Anfang (Anmerk.: der Ombudschaft) war ja Empörung. Empörung über die Bedin-
gungen in der Jugendhilfe 2002. Sozusagen Jugendhilfe nach Kassenlage. Das haben 
die Kolleg*innen sich nicht gefallen lassen. (…) diese Selbstbemächtigung der Fach-
kräfte ist ein Aspekt, der auch irgendwie zur BBO gehören muss und bleiben muss. Wir 
sind in den 15 Jahren von der fachpolitischen Initiative jetzt in ein Setting gekommen. 
Und was bleibt daneben? Daneben ist die Frage, ob es auch ein Empowerment von 
Fachkräften weiterhin gibt und ob wir als BRJ e. V. , das hat uns oft auch ziemlich zer-
rissen, die Frage systemkritisch zu sein und systemimmanent zu gehen. Wie geht das 
eigentlich? Sind wir da affirmativ? Sind wir da angekommen?

(…) die Parteilichkeit gegen Machtasymmetrien sozusagen, die werden wir behal-
ten. Aber, dass die Ombudschaft kein Ausfallbürge ist für strukturelle Mängel in der 
Jugendhilfe, das möchte ich jetzt noch mal mit zwei Ausrufezeichen versehen.“ 

(vgl. ebd.)

Im Anschluss an die Statements der Podiums-
referent*innen eröffnete sich eine breite Dis-
kussion unter Einbeziehung des Plenums. Hier 
bildeten sich vor allem zwei Diskussionsstränge 
heraus: die ombudschaftliche Haltung und die 
Erwartungen an die BBO Jugendhilfe.

Ombudschaftliche Haltung

Im Anschluss an das Statement von Prof. Dr. Peter 
Schruth entzündete sich vor allem die Frage, 
inwieweit die Empörung der „Nullerjahre“ noch 
immer Haltung und Grundlage ombudschaftli-
chen Handelns bildet und in einem staatlichen 
Finanzierungssystem prägend sein darf. Während 
einige Teilnehmer*innen der Fachtagung sich für 
eine Haltung der Empörung aussprachen,

„Ich finde Empörung begleitet mit Fachlichkeit, 
um auch Parteilichkeit zu entwickeln, war das – 
ich habe auch beraten und bin manchmal auch 
in manchen Fällen anwaltlich ein bisschen in der 
Beratung dabei – führt dazu, durchaus auch mit 

der gewissen Haltung entsprechend auch pro-
fessionell beraten zu können. Also ich glaube, 
dass es ganz wichtig ist auch diese stückweite 
Empörung beizubehalten, um auch Entwicklung 
weiter voran zu treiben. Was nicht heißt, dass 
man dann nicht handlungsfähig ist.“

(Quelle: Mitschnitt der Podiumsdiskussion am 
29.11.2017)

sahen andere den Erfolg der Akzeptanz der BBO 
Jugendhilfe vor allem in einer Haltung, die von 
Ausgleich und Sachlichkeit geprägt ist.
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mit dem Senat gehen konnte. Die Wahrung der 
Unabhängigkeit wurde weiter als zentraler Faktor 
berücksichtigt.

Wesentliche Abstimmungspunkte der Verste-
tigungsverhandlungen bildeten die moderate 
Aufstockung der Berater*innenstellen und der 
Verwaltungskraftstelle sowie die Finanzierungs-
modelle der BBO Jugendhilfe. Der Personalauf-
wuchs begründete sich vor allem in der stetigen 
Zunahme der Fallzahlen und der Bestrebung, die 
strukturierte Fallauswertung qualitativ auszu-
bauen. Zudem wurde die Aufnahme des § 13 SGB 
VIII in das Beratungsspektrum der BBO Jugend-
hilfe angestrebt.

Im Rahmen einer Anhörung im Ausschuss für Bil-
dung, Jugend und Familie stellte die BBO Jugend-
hilfe am 15.06.2017 im Berliner Abgeordneten-
haus die Zwischenergebnisse der externen Eva-
luation vor und machte die Notwendigkeit einer 
Verstetigung mit moderatem Aufwuchs deutlich. 
Am Rande dieser Anhörung fand ein Vorgespräch 

zur Verstetigung der BBO Jugendhilfe statt mit 
der Staatsekretärin Siegrid Klebba sowie der Lei-
tung der Abteilung Jugend und Familie, Landes
jugendamt, Kirstin Fussan, der Leitung des Refe-
rats Individuelle Hilfen und Verträge, Monika 
Schipmann, der Vorstandsvorsitzenden des BRJ 
e. V. , Angela Smessaert und der Leitung der BBO 
Jugendhilfe, Nadine Bochert.

Im Mai 2017 wurden diese Gespräche mit der 
Senatsverwaltung, dem Vorstand des BRJ e.  V. 
sowie der BBO Jugendhilfe weitergeführt. Aus-
gangspunkt waren verschiedene Finanzierungs-
szenarien einer weiteren Zuwendung durch die 
Berliner Senatsverwaltung sowie die operativen 
Möglichkeiten der Realisierung einer Finanzie-
rung seitens der Bezirke.

Im Rahmen der Verstetigungsgespräche ent-
stand ein Kurzkonzept nebst Anlage zu den Fall-
intensitäten, das die inhaltliche Grundlage der 
Verstetigungsverhandlungen mit dem Senat und 
den Bezirken bildete.

Ausstattung der Verstetigungsphase und unterschiedliche  
Finanzierungswege 
Die Erfahrungen des Modellprojekts sowie die 
Abschlussergebnisse des IPP München verdeut-
lichen, dass die Beratung des Fallaufkommens 
(bei gleichbleibender Beratungsqualität und 
Erreichbarkeit) und eine kontinuierliche Umset-
zung erweiterter Struktur- und Qualitätsaufgaben 

innerhalb der Personalausstattung des Modell-
projekts (2,5 VZÄ und 0,5 Verwaltungskraft) nicht 
möglich waren.

Es wurden für die Verstetigungsphase konzeptio-
nell folgende Verständigungen erzielt:

1.	Aufgabenbereich: Beratung
Die Beratungserfahrungen des Modellprojekts 
haben gezeigt, dass sich bezüglich der eingehen-
den Fallanfragen im Wesentlichen drei Typen mit 
unterschiedlichen Beratungsintensitäten unter-
scheiden lassen (vgl. hierzu auch Kapitel 3.1.1 Fall-
beratungstypen). Die Erfahrungen und die Eva-
luationsergebnisse des IPP München (siehe auch 
Kapitel 2 Abschlussbericht des IPP München) 
zeigen, dass die Mehrzahl der Fallanfragen einen 
mittleren oder hohen Beratungsaufwand erfor-
dert.

Die BBO Jugendhilfe hat bereits im Rahmen der 
Modellphase ihre Belastungsgrenze für Fallbe-
ratungen erreicht. Allen Beteiligten war deut-
lich, dass – anders als bei den Öffentlichen Trä-
gern – die Ombudsstelle keinen umfassenden 
Versorgungsauftrag hat und aus diesem Grund 
eine Fallobergrenze vorzusehen war. Diese 
wurde auf 210 (inkl. Lotsenfälle) festgelegt. 

Trotz der bestehenden hohen Auslastung 
bestand Einigkeit, dass der Bekanntheitsgrad 
der BBO Jugendhilfe weiter zunehmen und der 
Zugang weniger zufällig erfolgen sollte. Entspre-
chende zielgruppenspezifische Informationsme-
dien (Flyer o.ä.) sollten erarbeitet und verbreitet, 
die Homepage weiter ausgebaut werden. Zudem 
kamen Überlegungen hinzu, perspektivisch in 
der AV Hilfeplanung oder im Hilfeplanverfahren 
direkt auf die unabhängige Beratung durch die 
BBO Jugendhilfe zu verweisen und/oder bei einer 
stationären Aufnahme diese als Standardhinweis 
aufzunehmen.

Wie mit Überschreitungen des Fallkontingents 
umgegangen werden kann, gehört zu den Aspek-
ten, die insbesondere im begleitenden Fachbei-
rat weiter zu beraten sein werden.

Konkret geht es hierbei vor allem darum, auf der 
Grundlage der Einzelfallberatungen Hinweise und 
Rückmeldungen an die Jugendämter zu vermit-
teln, um auf strukturelle „Schwachstellen“ im Sys-
tem aufmerksam zu werden.

„Ich denke es ist ungeheuer wichtig, von der 
kompetenten Einzelfallberatung mit den Effek-
ten für den Einzelfall einen Transfer hinzube-
kommen auf die strukturelle Ebene. Weil das ist 
der eigentliche Nutzen. Durch das gemeinsame 
Werk ändert sich etwas.“

(vgl. ebd.)

Die Weiterentwicklung ombudschaftlicher Struk-
turen in Richtung Adressat*innenbeteiligung 
wurde zudem als Zukunftsvision formuliert. 

An diesem Gedanken gilt es auch in den kommen-
den Jahren festzuhalten:

„Und was ich von den Careleavern gelernt habe 
und was mich wirklich fasziniert, ist, glaube ich, 
eine seit langer Zeit gelungene Selbstorganisa-
tion, die die Careleaver hinbekommen haben. 
Und wenn ich eine Zukunft fantasiere von Om-
budschaft, was Ombudschaft auch anstoßen 
kann, dann müsste es auch Schritte hin zu mehr 
Peer-Group, zu mehr Selbstorganisation, Einbe-
ziehung geben.(…)

Also wenn ich Zukunft von Ombudschaft fanta-
siere, dann müsste das in Richtung verstärkter 
Selbstorganisation gehen.“

(vgl. ebd.)

6.	„Erfolg macht Zukunft.“ 
Zukunftssicherung und Verstetigung

Die Verstetigung der BBO Jugendhilfe ab 2018 
wurde als (jugendhilfe-)politisches Ziel zwischen 
den Parteien SPD, Grüne und Die Linke in den Koa-
litionsvertrag 2016-2021 aufgenommen.

Im Koalitionsvertrag heißt es hierzu:
„Die Ombudschaft in der Berliner Jugendhilfe 
wird nach Evaluierung weiterentwickelt und ab 
2018 verstetigt.“

(vgl. „Berlin gemeinsam gestalten. Solidarisch. 
Nachhaltig. Weltoffen. Koalitionsvereinbarung 
2016-2021“)

Mit der Senatsverwaltung wurden bereits 2016 
konkretisierende Überlegungen für die Umset-
zung und Planung des Verstetigungsprozesses 
verabredet.

Die Verstetigung bildete insbesondere ab dem 
zweiten Quartal des Jahres 2017 eine besondere 
Aufgabe der BBO Jugendhilfe. Ziel war es, auf der 
Grundlage der Erfahrungen aus der Modellphase 
die Verstetigung und damit die weitere Finanzie-
rung der BBO Jugendhilfe unter Berücksichtigung 
eines moderaten Personalwachstums zu errei-
chen.

Weil das Modellprojekt BBO Jugendhilfe im Trä-
gerverein BRJ e.  V. vor seinem Beginn nicht 
unumstritten war und es vereinsintern auch 
als Erprobung der Möglichkeit unabhängiger 
ombudschaftlicher Beratung bei öffentlicher 
Finanzierung betrachtet wurde, wurde im Vor-
feld der Verstetigungsgespräche am 15.03.2017 
zunächst ein BRJ-Mitgliedergespräch zum Thema 
„Verstetigung – wie soll es weitergehen mit der 
BBO Jugendhilfe?“ einberufen. Da die deutliche 
Ausweitung der ombudschaftlichen Beratungs-
tätigkeit als klarer Erfolg bewertet wurde und im 
Laufe der Modellphase keine Einflussnahme von 
Seiten der Öffentlichen Träger auf die ombud-
schaftliche Arbeit erfolgte, wurde entschieden, 
dass das Projekt fortgeführt werden soll. Die Mit-
glieder sprachen sich grundsätzlich dafür aus, so 
dass der BRJ-Vorstand gemeinsam mit der BBO 
Jugendhilfe in die Verhandlung zur Verstetigung 
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Finanzierung des Verstetigungskonzepts

Auf der Grundlage der Konzeptabstimmung 
trat die BBO Jugendhilfe in die Finanzierungs-
gespräche. Da der Beratungsbereich Fragen im 
Zusammenhang mit §13(3) ausschließt, wurde ein 
moderates Personalwachstum von 2,5 VZÄ der 
Leitungs- und Berater*innenstellen auf 3,3 VZÄ 
sowie von 0,5 VZÄ der Verwaltungsstelle auf 1 
VZÄ angestrebt.

Das gleichbleibende Finanzierungsvolumen der 
Bezirke zog vor dem Hintergrund des moderaten 
Personalaufwuchses eine Erhöhung des in den 
Haushalt eingestellten Zuwendungsbetrags der 
Senatsverwaltung nach sich.

Der zuvor durch die Senatsverwaltung in den 
Berliner Haushalt eingestellte „erhöhte“ Sockel-
betrag von 150.000 € pro Haushaltsjahr wurde 
in den ersten Haushaltskorrekturphasen auf die 
ursprünglichen 130.000 € festgesetzt.

Somit wurde eine verstärkte politische Lobbyar-
beit notwendig, um den angestrebten moderaten 
Aufwuchs zu realisieren.

Im Zuge der Diskussion mit den Bezirken wurde 
ein Argumentationspapier entwickelt, um den 
gemeinsamen Willen für die Verstetigung der 
Ombudsstelle zu stärken. Einzelne Bezirke hatten 
zuvor angeregt, dass nach Abschluss der Modell-
phase die finanzielle Verantwortung vollständig 
dem Land zu übertragen sei. In den Sommermo-
naten fanden dann intensive Gespräche mit den 
jugendpolitischen Sprecher*innen des Abgeord-
netenhauses Berlin bzgl. der Verstetigung der 
BBO Jugendhilfe im Haushaltsjahr 2018/19 statt. 

Die Politiker*innen brachten der Tätigkeit der 
Ombudsstelle großes Interesse entgegen. Für 
sie war von hoher Bedeutung, dass die Fallzahlen 
belegen, dass Bürger*innen Zugang zur ombud-
schaftlichen Beratung gefunden haben. Die 
Berichte aus den Beratungsverläufen sahen sie 
als bestärkend für das kooperative Verfahren an. 
Sie signalisierten ihre Bereitschaft, sich für eine 
moderate Stellenaufstockung der BBO Jugend-
hilfe einzusetzen und strengten entsprechende 
Beschlüsse ihrer Fraktionen an. Dieser politische 
Rückhalt war für die Überleitung der BBO Jugend-
hilfe aus der Modellphase in eine Verstetigungs-
phase von enormer Bedeutung.

In der zweiten Lesung zum Haushaltsplan 2018/19 
wurde der Beschluss verabschiedet, die BBO 
Jugendhilfe als Projekt im Haushaltsjahr 2018/19 
weiter zu fördern. Das Abgeordnetenhaus bewil-
ligte eine Fördersumme in Höhe von nunmehr 
230.000 EUR und damit eine Aufstockung um 
100.000 EUR, die ein moderates Personalwachs-
tum und eine Intensivierung des strukturierten 
Fachaustauschs berücksichtigt.

Auch in den Verhandlungen der Senatsverwal-
tung mit den Berliner Bezirken konnte Einigkeit 
erzielt werden. Die Bezirke sagten zu, sich im 
Haushaltsjahr 2018/19 weiterhin mit einem sym-
bolischen Betrag in gleicher Höhe wie zuvor zu 
beteiligen.

Ab 2018 wurde es somit möglich, eine weitere 
Berater*innenstelle (30h/Woche) sowie eine 
weitere halbe Verwaltungsstelle zu besetzen.

6.2.	 Rechtliche Verankerung Ombudsstelle

Parallel zu den konkreten Verstetigungsüberle-
gungen für die Ombudsstelle in Berlin wurde seit 
dem Jahr 2016 auch auf bundespolitischer Ebene 
über eine rechtliche Absicherung von Ombud-
schaft in der Kinder- und Jugendhilfe innerhalb 
des SGB VIII diskutiert.

Im Rahmen des vom Bundestag kurz vor Ende der 
18. Legislaturperiode verabschiedeten Gesetzes 
zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen (Kin-
der- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG)5 wurde 
die Einfügung eines §  9a mit der Überschrift 
„Ombudsstellen“ ins SGB VIII vorgesehen:

„Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe kann 
eine Ombudsstelle oder vergleichbare Struktu-
ren errichten, an die sich junge Menschen und 
ihre Familien zur allgemeinen Beratung sowie 
Vermittlung und Klärung von Konflikten im 
Zusammenhang mit Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung 
durch die öffentliche und freie Jugendhilfe wen-
den können. Ombudsstellen oder vergleichbare 
Strukturen arbeiten unabhängig und sind fach-
lich nicht.“ 

2.	Aufgabenbereich: Strukturierter Fachaustausch
Nachdem in der Modellphase der strukturierte 
Fachaustausch der Fallberatung untergeordnet 
wurde, sollte dieser in der Verstetigung stär-
ker in den Fokus rücken. Der Fachaustausch im 
Fachbeirat wurde hierfür als wichtige Grundlage 
erachtet.
Nachdem zunächst die Bekanntmachung der 
Existenz der BBO Jugendhilfe im Vordergrund 
stand, sollten künftig deutliche Rückmeldun-
gen aus den Beratungserfahrungen ins System 
Jugendhilfe generiert werden. Diese sollten fall-
unabhängig abstrahiert werden, um den Daten-
schutz zu gewährleisten und die Beratungstätig-
keit nicht zu gefährden. Die zuvor im Rahmen der 
externen Evaluation erfolgte statistische Aus-
wertung bietet hierfür eine Grundlage. Eine ent-
sprechende interne Aufarbeitung erfordert aller-
dings zusätzliche Ressourcen.

Regelhaft durchzuführende Fachgespräche in 
allen Jugendamtsbezirken oder Sozialraum-
bereichen wurden entgegen der gewünschten 
Bottom-Up-Strategie mit persönlichem Kontakt 
schon aus Kapazitätsgründen und mit Blick auf die 
erwartete Nachhaltigkeit verworfen. Stattdessen 
sollten bezirksübergreifende offene Fachgesprä-
che oder vergleichbare Veranstaltungsformate 
in den Blick genommen werden. Daneben sollte 
das Fortbildungsmodul „Neu im RSD“ fortgeführt 
werden.

Explizit nicht in den Aufgabenbereich aufgenom-
men wurden koordinierende Aufgaben eines 
Netzwerks des internen Beschwerdemanage-
ments. Senatsverwaltung und Bezirke verwiesen 
hier auf die Verantwortung der Wohlfahrtsver-
bände.

3.	Erarbeitung von Informationsmaterialien
Zur Unterstützung der Fallberatung sowie als 
Impuls für den Berliner Fachdiskurs sollten ver-
tiefende Informationsmaterialien erarbeitet wer-
den. Für die Adressat*innen der Berliner Jugend-
hilfe kämen besonders aufklärende Hinweise auf 
der Homepage oder auf Flyern/Plakaten o. ä. in 
Betracht. Anregend für die Fachkräfte der Berli-
ner Jugendhilfe wären Beratungsauswertungen. 

Bereits der Zwischenbericht zur Modellphase, 
aber auch dieser Abschlussbericht (gemeinsam 
mit dem Bericht der IPP) zeigen Wege auf: Neben 
Ableitungen aus der Statistik kommt die Darstel-
lung typischer, aber auch besonderer Fallkons-
tellationen mit anschließenden entsprechenden 
fachlichen Einordnungen in Betracht.

6.1.	 Auftrag und Rahmenbedingungen

Auftrag der BBO Jugendhilfe und Konzeptabstimmung

Ab der zweiten Jahreshälfte 2017 intensivierten 
sich die Verstetigungsgespräche mit der Senats-
verwaltung und Vertreter*innen der Berliner 
Bezirke.

Gemeinsam mit dem Vorstand des BRJ e. V. sowie 
der Leitung der BBO Jugendhilfe wurden die Auf-
gabenbereiche der BBO Jugendhilfe in der Ver-
stetigungsphase abgestimmt.

Die Abstimmungsverhandlungen zielten auf 
die Umsetzung des Verstetigungskonzepts mit 
der Einschränkung, dass Beratungsanliegen im 
Zusammenhang mit § 13(3) auch weiterhin nicht 
in das Beratungsspektrum der BBO Jugendhilfe 
aufgenommen werden.

Zudem wurde der Konzeptbereich Organisation 
des Netzwerks „Beteiligungs- und Beschwer-
depraxis in der freien Jugendhilfe“ aus den Ver-

handlungen über die Zuwendungsfinanzierung 
ausgeklammert. Von Seiten der Senatsverwal-
tung und der Bezirke ist deutlich gemacht wor-
den, dass sie sich für die Umsetzung dieses 
Konzeptbereichs nicht verantwortlich sehen. Die 
Vertreter*innen der Wohlfahrtsverbände haben 
prinzipiell eine Offenheit signalisiert, über eine 
gesonderte Finanzierung unter ihrer Beteiligung 
nachzudenken. Sie machten aber deutlich, dass 
ihr Finanzierungsrahmen sehr eng gesteckt ist 
und eher Beteiligungen wie z. B. die Bereitstel-
lung von Veranstaltungsräumen sowie ggf. ver-
einzelte Referentenhonorare für Netzwerktreffen 
in Betracht kämen. Für Weiteres bräuchte es wie-
derum Verhandlungen mit der öffentlichen Seite, 
um Refinanzierungen sicherzustellen. Dieser 
Aufgabenbereich wird somit bei der Umsetzung 
des Konzepts zurückgestellt, bis eine adäquate 
Finanzierung dieser Konzeptaufgabe gesichert 
werden kann.

5	  BR-Drs. 314/17(B) bzw. BT-Drs. 18/12730, S. 4.
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licht werden, so bedarf es für die Verstetigung 
weiterer Maßnahmen. Grundlage wäre ein weiter-
führender strukturierter Fachaustausch mit den 
Akteur*innen der Öffentlichen und Freien Träger. 
Welche Schlussfolgerungen werden aus den 
Ergebnissen der Evaluation gezogen und wel-
che Gelingensfaktoren sind notwendig für eine 
bedarfsgerechte Aushandlung über die Hilfege-
währung, die Hilfeplanung sowie die Steuerung 
von Hilfen und deren Erbringung?

Besondere Bedeutung hat hier der Fachaus-
tausch mit dem Öffentlichen Träger, um struktu-
relle Problemlagen zu identifizieren und Lösun-
gen zu entwickeln, was auch als Wunsch von 
Seiten der Jugendamtsleiter verbalisiert wurde. 
Dabei geht es nicht um ein Ranking der Berliner 
Jugendämter. Der Zugang der Ratsuchenden 
zur BBO Jugendhilfe ist trotz Aufklärung durch 
die Öffentlichkeitsarbeit zufällig. Ob und welche 
Handlungsschritte nach der Beratung erfolgen, 
liegt (abgesehen von akuten Kinderschutzfällen) 
in der Entscheidung der Ratsuchenden selbst, 
daher sind repräsentative Rückschlüsse bezüg-
lich der Performance einzelner Ämter nur sehr 
begrenzt möglich. Problematisch sind in diesem 
Zusammenhang vielmehr der Fachkräftemangel 
und der vorangegangene systematische Perso-
nalabbau in den Berliner Jugendämtern.

Neben dem direkten Gespräch sollte eine zuneh-
mende Verbreitung schriftlicher Informations-
materialien angedacht werden, die nicht nur die 
Leitungsebene erreichen, sondern für jede Fach-
kraft im Jugendamt zugänglich sind. So kann ein 
Diskurs auf allen Ebenen eröffnet und weiterent-
wickelt werden. Insbesondere die Fachkräfte in 
den RSD stehen als direkte Ansprechpartner*in-
nen der Betroffenen in der Verantwortung für 
die Steuerung der Koordination und Kontrolle 
des Hilfeverlaufs. Rückmeldungen zu den Hil-
feverläufen aus Sicht der Betroffenen selbst 
ermöglichen ihnen wertvolle Rückschlüsse auf 
Problemkonstellationen. Solche Informationen 
können z. B. in Form von statistischen Auswer-
tungen, in Falldarstellungen und auch in Fachge-
sprächen vermittelt werden. Zudem besteht die 
Idee, ombudschaftliche Beratung in die AV-Hilfe-
planung aufzunehmen, damit Mitarbeiter*innen 
grundsätzlich in Hilfeplangesprächen auf diese 
Option hinweisen. Demgegenüber steht aller-
dings die Frage, ob das nicht die Kapazitäten der 
Ombudsstelle sprengen würde, zumal es keinen 
Versorgungsauftrag gibt.

Wenn auch die meisten Konflikte mit dem 
Öffentlichen Träger ausgetragen werden, 
sind Beschwerden über Freie Träger ebenfalls 
Bestandteil ombudschaftlicher Beratung. Die 
strukturell bedingte Machtasymmetrie ist auch 
hier vorhanden, zudem hat sich das Partizipa-
tionsprinzip noch nicht in allen Einrichtungen 
der Freien Träger durchgesetzt und Beteiligungs-
rechte werden unter Umständen auf ein Mini-
mum reduziert. Um eine breite Masse von Mit-
arbeiter*innen der Freien Träger zu erreichen, 
wären ebenfalls schriftliche Informationsmate-
rialien geeignet. Dies erscheint umso wichtiger, 
wenn man bedenkt, dass es oftmals Fachkräfte 
der Freien Träger sind, die Beratungsanfragen an 
die BBO Jugendhilfe richten, und zum Ende des 
Pilotprojekts nur ca. 40 % der Fachkräfte Kennt-
nis von ihr hatten (s. hierzu Kap. 4 der Abschluss-
evaluation des IPP).

Eine weitere Unterstützung des Netzwerks der 
Freien Träger erscheint daher sehr sinnvoll. Wenn 
auch die BBO Jugendhilfe nicht als zuständige 
Koordinationsstelle für ein Netzwerk der Freien 
Träger fungieren kann, so kann sie dennoch wert-
volle Unterstützung leisten. Ziel ist es, mit den 
Vertreter*innen der Wohlfahrtsverbände in einen 
konkretisierenden Austauschprozess zu treten 
bezüglich der finanziellen und ideellen Beteili-
gung der Wohlfahrtsverbände am Netzwerk.

Partizipation ist eng gekoppelt an ein transparen-
tes Handeln im Kinder- und Jugendhilfesystem. 
Nur so ist ein offenes und miteinander korres-
pondierendes Arbeiten möglich. Essentiell hier-
für ist eine unabhängige und neutrale Instanz wie 
die Ombudschaft. Die BBO Jugendhilfe versteht 
sich auch als Kommunikatorin seismographischer 
Ausschläge in der Kinder- und Jugendhilfe, indem 
sie neben der Beratung im Einzelfall in einem 
offenen Diskurs mit den Freien und Öffentlichen 
Trägern auf strukturelle Barrieren hinweist.

Neben einem strukturierten Fachaustausch und 
einer erweiterten Öffentlichkeitsarbeit, auch in 
Form von Fortbildungen und Fachgesprächen, 
ist ein weiterer wichtiger Aspekt die Gewinnung 
und Professionalisierung von Mitarbeiter*innen 
in der ombudschaftlichen Arbeit. Die hohe Perso-
nalfluktuation hat während der Pilotphase eines 
deutlich gemacht: Ombudschaftliche Arbeit 
setzt umfangreichere Erfahrungen in der sozialen 
Arbeit voraus sowie Rechtswissen in der Sozial-
gesetzgebung, Kenntnisse der Berliner Jugend-

weisungsgebunden.“6

Das KJSG ist mangels Zustimmung des Bundes-
rates nicht in Kraft getreten. Es stellt aber die 
Grundlage weiterer Diskussionen um eine Reform 
des SGB VIII dar, die das Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend seit Ende 
2018 im Prozess „Mitreden - Mitgestalten“ bün-
delt7.

Festgehalten werden kann bereits jetzt, dass eine 
bundespolitische Regelung zu Ombudsstellen 
fachpolitisch ganz überwiegend deutlich begrüßt 
wird. Kritische Hinweise richteten sich vor allem 
auf die Fassung des § 9a SGB VIII-KJSG als Ermes-
sensregelung. Allseits betont wird, dass eine 
Unabhängigkeit der Ombudsstellen von hoher 
Bedeutung ist und die konzeptionelle Besonder-
heit ombudschaftlicher Arbeit nicht aufgeweicht 
werden darf8.

Diese bundespolitischen Diskussionen um eine 
gesetzliche Verankerung im SGB VIII belegen die 
(fach-)politische Anerkennung der institutionel-
len Notwendigkeit für Ombudsstellen. Sie werden 
bei aller Heterogenität ihrer Ausgestaltung bun-

desweit als Fachkonzept begrüßt und als integra-
ler Qualitätsbestandteil der Kinder- und Jugend-
hilfe identifiziert.

Berlin kann sich hier als Vorreiter betrachten und 
die fachpolitische Diskussion um § 9a SGB VIII-
KJSG als Rückenwind für die eigenen Anstren-
gungen um die BBO Jugendhilfe wahrnehmen. 
Nicht befürchtet werden muss wohl, dass durch 
die bundespolitischen Entwicklungen entgegen-
laufende Impulse gesetzt werden. Insbesondere 
sind keine zuwiderlaufenden konkreten Vorgaben 
hinsichtlich der künftigen Ausgestaltung vor Ort 
zu erwarten. Der Regelungsvorschlag des § 9a 
SGB VIII-KJSG bleibt an dieser Stelle eher vage. 
In der Gesetzesbegründung zum Regierungs-
entwurf des KJSG wurde ausdrücklich betont, 
dass ein Errichten im Sinne der Regelung gerade 
kein eigenes Betreiben einer ombudschaftlichen 
Beratungsstelle meint, sondern vielmehr auf die 
Finanzierungsverantwortung abzielt. Die kon-
krete Ausgestaltung, Trägerschaft und den kon-
kreten Betrieb der Stellen lasse die Vorschrift 
ausdrücklich offen9.

7.	 “Und jetzt?“ – Ausblick
 

Die vorgestellten Ergebnisse und Erfahrungen 
machen eines deutlich: Ombudschaft ist nicht 
nur ein weiteres Angebot von Beschwerde-
möglichkeiten und Beratung. Sie ist eine eigen-
ständige Form der externen und unabhängigen 
Beratung und Vermittlung zwischen Anspruchs-
berechtigten individueller Erziehungshilfen und 
dem Öffentlichen oder Freien Träger, die sich an 
Aufklärung und Partizipation orientiert. Im Fokus 
steht der Ausgleich einer strukturellen Macht-
asymmetrie, der die Selbstwirksamkeit und das 
Empowerment der jungen Menschen und ihrer 
Familien stärkt, um berechtigte Ansprüche von 
Jugendhilfeleistungen selbstständig durchset-
zen zu können.

Konnte in den dreieinhalb Jahren des Modellpro-
jekts einiges auf den Weg gebracht und die Not-
wendigkeit ombudschaftlicher Arbeit verdeut-

6	BR-Drs. 314/17(B) bzw. BT-Drs. 18/12730, S. 4.
7	 Internetplattform abrufbar unter: www.mitreden-mitgestalten.de.
8	Unter Berücksichtigung zahlreicher Detailfragen: Smessaert (2019). 
9	BT-Drs. 18/12330, S. 46

https://www.mitreden-mitgestalten.de/
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hilfelandschaft, fachpolitische Kenntnisse und 
nicht zuletzt die Bereitschaft, sich auch auf einer 
wissenschaftstheoretischen Ebene auseinander-
zusetzen. Und dies sind nur einige Arbeitsinhalte 
von Ombudschaft. Hier braucht es eine Professio-
nalisierung, deren Wurzeln schon in den (Fach-)
Hochschulen angelegt werden sollten. Erfreuli-
cherweise gerät das Thema Ombudschaft in der 
Kinder- und Jugendhilfe heute vermehrt in den 
Fokus der akademischen Ausbildung und wird in 
die Curricula aufgenommen.

Das KJSG fordert eine bessere Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen durch die Erweiterung 
des Beratungsanspruchs sowie durch die Veran-
kerung von Ombudsstellen als externe und unab-
hängige Anlaufstellen für Kinder und Jugend-
liche. Um diesem Anspruch gerecht zu werden, 
braucht es letztendlich eine wirkliche Versteti-
gung, also Finanzierungssicherheit für ombud-
schaftliche Beratung. Nur so kann professionelle 
ombudschaftliche Arbeit erfolgen. Zudem fördert 
eine relative Arbeitsplatzsicherheit auch die Pro-
fessionalisierung des Personals.

Unser Fazit:
Berlin ist das erste Bundesland, welches mit 
öffentlichen Mitteln ombudschaftliche Beratung 
finanziert und dadurch auch die Notwendigkeit 
dieser Beratungsstellen deutlich macht. Das ist 
erfreulich und lässt hoffen, dass eine Versteti-
gung nicht nur angedacht, sondern auch umge-
setzt wird.

Wird letztendlich eine Finanzierung ombud-
schaftlicher Arbeit im Berliner Haushalt 2018/19 
fortgesetzt, so ist eine wirkliche Verstetigung 
jedoch noch nicht erreicht. Eine Dauerfinanzie-
rung anstatt der Notwendigkeit wiederkehrender 
Ausschreibungen würde die Planungssicherheit 
sowie die Möglichkeit regelmäßiger Fortbildun-
gen und damit immer qualifiziertere Arbeit unter-
stützen.

Neben dem Rechtsanspruch auf Hilfen für junge 
Menschen und deren Familien müssen diese 
ebenso ein gesetzlich verankertes Recht auf 
eine unabhängige und externe ombudschaftliche 
Beratung haben, um ihren Rechtsanspruch auch 
durchsetzen zu können.

Die strukturelle Machtasymmetrie ist systemim-
manent und nicht Folge unzureichender öffent-
licher Finanzierungen. Daher sollte die Umset-
zung ombudschaftlicher Strukturen nicht vom 
Goodwill politischer Akteur*innen unterschiedli-
cher Couleur abhängen, sondern auf gesetzlicher 
Ebene fest verankert werden.
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Bezirkliche Jugendämter (Leitungsrunden)
27.04.2015	 JA-L Tempelhof-Schöneberg
17.06.2015	 JA-L Lichtenberg
25.06.205 	 JA-L Marzahn-Hellersdorf
05.08.2015	 JA-L Neukölln
01.09.2015	 JA-L Steglitz-Zehlendorf
24.09.2015	 JA-L Treptow-Köpenick
01.10.2015	 JA-L Charlottenburg-Wilmersdorf
21.10.2015	 JA-L Mitte
19.11.2015	 JA-L Spandau
04.02.2016	 JA-L Friedrichshain-Kreuzberg
25.08.2016	 JA-L Pankow
23.01.2017	 JA-L Reinickendorf
25.01.2017	 JA Steglitz- Zehlendorf (Fachtag und Qualitätsdialog)
02.11.2017	 JA-L Lichtenberg

Anlage 2

Überblick 	 Fachaustausch freie Jugendhilfe	

Jugendhilfereferenten der Freien Wohlfahrtspflege
08.01.2015	 Paritätischer Landesverband Berlin
12.01.2015	 Caritas Landesverband Berlin
19.01.2015	 Diakonie Berlin-Brandenburg
27.01.2015	 DRK Landesverband Berlin
29.01.2015	 AWO Landesverband Berlin
22.02.2016	 Arbeitstreffen der Jugendhilfereferenten 

(Diskussion Auswertung Beratungsarbeit 6/2014-12/2015)
29.09.2017	 Arbeitstreffen der Jugendhilfereferenten 

(Vorstellung der Zwischenergebnisse der externen Evaluation und Austausch über 
Verstetigung der BBO Jugendhilfe)

06.10.2017	 Paritätischer Landesverbandes Berlin

HzE-Fachgruppen der Freien Wohlfahrtpflege
19.03.2015	 AWO Landesverband Berlin
16.04.2015	 Diakonie Berlin-Brandenburg
30.04.2015	 Paritätischer Landesverband Berlin
06.05.2015	 DRK Landesverband Berlin
03.07.2015	 Caritas Landesverband Berlin

Fachaustausch Freie Träger der Jugendhilfe
24.03.2017 	 Netzwerk „Inklusive Schule Diabetes“, Charité Berlin
20.04.2017	 BNK Jugendnotdienst/ Mädchennotdienst
26.04.2017	 KuB (Kontakt-und Beratungsstelle, Hilfe für junge Menschen in Not)
22.09.2017 	 „AG Krisenunterbringung“

9.	Anlagen
Anlage 1

Überblick 	 Fachaustausch öffentliche Jugendhilfe	

Fachpolitische Gremien
26.02.2016	 BzStR-J-Sitzung (Diskussion statistische Auswertung Beratungsarbeit  

6/2014-12/2015)
15.06.2017	 Abgeordnetenhaus / Ausschuss Bildung, Jugend und Familie 

(Vorstellung Zwischenbericht externe Evaluation)

Überbezirkliche Gremien
10.09.2014	 AG Berliner öffentliche Jugendhilfe
06.11.2014	 Vertragskommission HzE
17.12.2014	 LJHA Berlin
21.09.2016	 AG Hilfen zur Erziehung
12.06.2017	 LJHA Unterausschuss „Hilfen zur Erziehung und Familienpolitik“
20.09.2017 	 LJHA Berlin
	
Bezirkliche Jugendhilfeausschüsse*
26.11.2014	 JHA Reinickendorf
13.05.2015	 JHA Marzahn-Hellersdorf
23.05.2015	 JHA Pankow
04.06.2015	 JHA Mitte
07.07.2015	 JHA Lichtenberg
22.10.2015	 JHA Neukölln
28.10.2015 	 JHA Tempelhof-Schöneberg
27.10.2015	 JHA Steglitz-Zehlendorf
24.05.2016	 JHA Spandau
31.05.2016	 JHA Friedrichshain-Kreuzberg

Bezirkliche AGen 78 HzE*
23.02.2015	 AG 78 HzE Reinickendorf
03.12.2015 	 AG 78 HzE Mitte
27.05.2015	 AG 78 HzE Lichtenberg
03.09.2015	 AG 78 HzE Pankow
15.09.2015	 Qualitätsoffensive Steglitz-Zehlendorf
22.10.2015	 AG 78 HzE Lichtenberg
02.12.2015	 AG 78 HzE Spandau
09.12.2015	 AG 78 HzE Neukölln
10.12.2015 	 AG 78 HzE Charlottenburg-Wilmersdorf
12.01.2016	 AG 78 HzE Treptow-Köpenick
14.09.2016	 AG 78 HzE Friedrichshain-Kreuzberg
04.04.2017 	 AG 78 HzE Marzahn-Hellersdorf

* die Information über die BBO Jugendhilfe konnte von den drei bezirklichen Gremien (JHA Treptow-Köpenick und Charlot-
tenburg-Wilmersdorf sowie im der AG 78 HzE Tempelhof-Schöneberg) zeitlich nicht terminiert werden.
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Anlage 5	
Flyer Fachveranstaltung (Seite 63)

Anlage 5b 
Referent*innenliste Fachveranstaltung „Abschluss des Modellprojekts der Berliner 
Beratungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe (BBO Jugendhilfe)“ am 29.11.2017 in Berlin

Angaben zu den Referent*innen	

Axel Biere ist Dipl. Sozialpädagoge. Er arbeitete seit 1981 in verschiedenen Funktionen in Berliner 
Jugendämtern, zuletzt als Regionalleiter des Regionalen Sozialpädagogischen Dienstes 
im Bezirk Pankow. Er hat sich für die Einrichtung von Ombudsstellen in der Jugend-
hilfe engagiert, da hier jungen Menschen und Familien eine Stimme gegeben wird, um 
ihre Leistungsansprüche durchzusetzen. Derzeit ist er als Lehrbeauftragter an der Alice 
Salomon Hochschule tätig. Er ist im Vorstand des Jugendhilfeträgers Ev. Klubheim für 
Berufstätige e. V. und engagiert sich im „Papaladen“ des Väterzentrums Berlin. Kontakt 
kann über axel.biere@gmx.de hergestellt werden.

Nadine Bochert ist Dipl. Sozialpädagogin. Sie ist seit 2008 im Praxisfeld der stationären Jugendhilfe 
im Bereich der sozialpädagogischen Beratung/Betreuung, Qualitätsentwicklung und 
Öffentlichkeitsarbeit beschäftigt. Als verantwortliche Mitarbeiterin für die Entwicklung 
und Implementierung eines partizipativen Beschwerde- und Anregungsmanagements 
des Trägers gleich&gleich e. V. war sie bereits seit 2015 aktiv im „Netzwerk Beteiligungs- 
& Beschwerdepraxis in der freien Jugendhilfe“ der BBO Jugendhilfe eingebunden. 
Zudem war sie wissenschaftliche Mitarbeiterin sowie Lehrbeauftrage an der Katholi-
schen Hochschule für Sozialwesen Berlin und forschte u. a. im Rahmen des partizipa-
tiven Forschungsprojekts „Lebenswelten von inter- und transgeschlechtlichen sowie 
genderqueeren Jugendlichen in Deutschland aus Menschenrechtsperspektive“. Sie 
arbeitete als Projektleitung der BBO Jugendhilfe von April 2017 bis Dezember 2017.

Ulrike Bräutigam ist Sozialwissenschaftlerin. Seit 2004 leitet sie die Arbeitsgruppe Rahmenvertrag 
und Trägerverträge in der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie. Hier war 
sie auch federführend zuständig für das Modellprojekt der Berliner Beratungs- und 
Ombudsstelle Jugendhilfe und hat das Projekt von Beginn an begleitet. Sie ist erreich-
bar unter der Mailadresse Ulrike.Braeutigam@senbjf.berlin.de.

Gerhard Hackenschmied ist Diplompsychologe. Er ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für 
Praxisforschung und Projektberatung. Sein aktueller inhaltlicher Arbeitsschwerpunkt: 
Sexuelle Grenzverletzungen, psychische und körperliche Gewalt in Institutionen. Er ist 
erreichbar unter der Mailadresse hackenschmied@ipp-muenchen.de.

Markus Harteman, Diplom-Pädagoge, Systemischer Berater, Therapeut und Familientherapeut (DGSF, 
SG). Weiterbildungen in personenzentrierter Gesprächsführung, Moderations- und Prä-
sentationstechniken, sowie Öffentlichkeits- und Konzeptionsarbeit. Langjährige Tätig-
keit im Bereich Hilfe zur Erziehung, stationär sowie ambulant, Prozessbegleitung, Super-
visions- und Beratungstätigkeiten. Im Sozialpädagogischen Fortbildungsinstitut Ber-
lin-Brandenburg (SFBB) Fortbildungsreferent und Koordinator des Fachbereichs Hilfe 
zur Erziehung und Fachdienste der Jugendämter. Begleitung bei der Konzeptionierung 
und Moderation von Fachtagungen. Kontakt: Markus.Harteman@sfbb.berlin-branden-
burg.de.

Anlage 3

Überblick 	 Fachaustausch auf Bundesebene	

2014	 Mainz: Institut für Sozialpädagogische Forschung Mainz e. V.„Beteiligungs-, 
Beschwerde- und Ombudsstrukturen in der Pflegekinderhilfe“

	 Dresden: Kinder- und Jugendhilferechtsverein Dresden 
„Fachtag Partizipation: Grundlage gelingender Erziehungshilfe

	 München: Ombudsinitiative Bayern: Fachtagung „Ombudsstellen für junge Menschen 
und ihre Familien in Bayern“

	 Berlin: 15. DJHT: Projektpräsentation „Modellhafte Erprobung einer unabhängigen 
Ombudsstelle in der Berliner Jugendhilfe“

2015	 Berlin: AGJ-Fachtagung „Aktuelle Herausforderungen und Zukunftsperspektiven der 
Kinder- und Jugendhilfe“

	 Weimar: Kinder in Pflegefamilien – Förderung, Beteiligung, Schutz
	 Frankfurt: Kinderrechte in die Verfassung – Chancen – Risiken – Auswirkungen
	 Berlin: Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen: Zwischen Anspruch und Realität — 

Das Bundeskinderschutzgesetz

2016	 Dresden: Kinderrechte-Kongress: „Ombudschaft in der Jugendhilfe“

2017	 Düsseldorf: 16. DJHT: Fachforum „Care Leaver haben Rechte! – Beteiligung und 
Selbstorganisation junger Menschen in und nach der Jugendhilfe“

	 Dresden: Kinder- und Jugendhilferechtsverein Dresden: „Mitbestimmung, Transpa-
renz, Widerspruch: Die Rechte von Hilfesuchenden und deren Stärkung durch ombud-
schaftliche Arbeit“

	 Berlin: AFET Bundesverband für Erziehungshilfen e. V.; Fachausschuss Jugendhilfe-
recht und Jugendhilfepolitik

	 Dresden: Kinder- und Jugendhilferechtsverein e. V. Dresden: Fachgespräch zur 
Zukunft der ombudschaftlichen Beratung in der Jugendhilfe

Anlage 4

Überblick 	 Referententätigkeiten Tagungen/Veranstaltungen	

2015	 Berlin: KHSB / Forum Familie: „Ombudschaftliche Beratung in der Kinder- und Jugend-
hilfe“

	 EREV Bundestagung / Arbeitskreis „Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe“

Seminarveranstaltungen für Studierende
2016	 Katholische Hochschule Sozialwesen Berlin
	 Universität Trier / Abteilung Sozialpädagogik
	 Evangelische Fachhochschule RWL Bochum / FB Soziale Arbeit

2017	 Evangelischen Hochschule Berlin im Masterstudiengang „Leitung, Bildung, Diversität“
	 Hochschule Magdeburg-Stendal und Fachhochschule Sankt Gallen (Schweiz)
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Michaela Heinrich ist staatlich anerkannte Erzieherin, Sozialarbeiterin und wissenschaftliche Mitarbei-
terin der Charité, Dozentin an der Alice Salomon Hochschule Berlin und selbst Care-
leaver. Sie setzt sich seit Jahren für eine bedarfsgerechte Kinder- und Jugendhilfe und 
ein inklusives Bildungssystem ein. Sie ist unter anderem Mitglied in der Kinderschutz-
gruppe der Charité, des BRJ e. V. und Careleaver e. V. Die Kontaktaufnahme kann über 
michaela.heinrich@charite.de erfolgen.

Tania Helberg ist Sonderpädagogin und arbeitet seit Juli 2016 als Mitarbeiterin in der BBO Jugendhilfe. 
Nach mehrjähriger Tätigkeit als Sprachheilpädagogin in einer stationären Einrichtung 
für Kinder und Jugendliche sowie im klinischen Kontext zog sie 2004 nach Berlin. Neben 
der Tätigkeit in der Eingliederungshilfe nach § 35a arbeitete sie sozialpädagogisch 
beratend in einer kinder- und jugendpsychiatrischen Praxis. Bei dem Berufs- und Fach-
verband der Heilpädagog*innen war sie für die Umsetzung und Weiterentwicklung von 
Beratungsangeboten, die Verlagstätigkeit sowie für Zertifizierungsverfahren zuständig. 
Sie kann unter helberg@bbo-jugendhilfe.de kontaktiert werden.

Dr. Renate Höfer ist Architektin und Psychologin. Sie ist seit 1983 wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
Institut für Praxisforschung und Projektberatung. Ihre aktuellen inhaltlichen Arbeits-
schwerpunkte sind biographische Verläufe in der stationären Jugendhilfe, Beteiligungs-
forschung sowie Identität und Gesundheit. Sie ist erreichbar unter der Mailadresse 
hoefer@ipp-muenchen.de.

Sigrid Klebba ist Sozialarbeiterin. Seit Dezember 2011 ist sie Staatssekretärin für Jugend und Familie. 
Nach ihrer Ausbildung zur Sozialarbeiterin an der Katholischen Fachhochschule Nord-
rhein-Westfalen, Abteilung Aachen, ist sie seit 1978 in der öffentlichen Jugendhilfe in 
Berlin tätig. Sie hat Erfahrungen in allen Bereichen der Jugendhilfe in den Jugendämtern 
Kreuzberg, Wedding und Treptow-Köpenick, zuletzt als Leitungskraft im Sozialpädagogi-
schen Dienst in Treptow-Köpenick. Von 1995 bis 2001 war sie Bezirksverordnete und für 
die SPD Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses in der BVV Friedrichshain-Kreuzberg. 
Von 2001 bis 2009 war sie Bezirksstadträtin für Jugend und Familie sowie Finanzen, Kul-
tur und Sport in Friedrichshain-Kreuzberg. Seit 2011 ist sie Staatssekretärin für Jugend 
und Familie in der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie und kann unter 
sigrid.klebba@senbjf.berlin.de kontaktiert werden.

Annegret Münch ist Sozialarbeiterin. Nach mehrjähriger Berufstätigkeit als Heilerziehungspflegerin 
beschäftigte sie sich im Studium der Sozialen Arbeit schwerpunktmäßig mit Beschwer-
demanagement und Ombudschaft. Im Juni 2016 begann sie ihre ehrenamtliche Mitar-
beit als ombudschaftliche Beraterin im Kinder- und Jugendhilferechtsverein. Seit Mai 
2017 ist sie nun als eine von zwei hauptamtlichen Projektmitarbeitern im Kinder- und 
Jugendhilferechtsverein tätig. Zu ihren Aufgaben im Projekt „FOSA – Fachstelle für 
ombudschaftliche Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe in Sachsen“ gehören v. a. die 
telefonische Fallannahme, die Koordination der ombudschaftlichen Beratungsarbeit im 
Land Sachsen und der Transfer der Erfahrungen zu den Öffentlichen Jugendhilfeträ-
gern. Ihr Kontakt: muench@jugendhilferechtsverein.de.

Prof. Dr. Petra Mund ist Diplom-Sozialpädagogin (FH) und verfügt über einen Masterabschluss in 
Sozialmanagement. Nach langjähriger (Leitungs-)Tätigkeit in aufsuchenden und statio-
nären Feldern der Kinder- und Jugendhilfe (insbesondere §§ 34 und 42 SGB VIII) war 
sie von 2005 bis 2014 wissenschaftliche Referentin für Praxisfragen der Kinder- und 
Jugendhilfe und stellvertretende/kommissarische Arbeitsfeldleiterin beim Deutschen 
Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V. In diesem Kontext war sie maßgeblich 
an der Erstellung der 2012 verabschiedeten Empfehlungen des Deutschen Vereins zur 
Sicherung der Rechte von Kindern und Jugendlichen in Einrichtungen beteiligt. Im Rah-
men ihrer Dissertation am Lehrstuhl Münder der TU Berlin hat sie sich mit den Effekten 

finanzpolitischer Einflussnahmen auf das Handeln der Fachkräfte im Kontext ihrer Ent-
scheidung über geeignete und notwendige Hilfen zur Erziehung auseinandergesetzt. 
Seit 2014 ist sie Professorin für Sozialarbeitswissenschaften und Sozialmanagement 
an der Katholischen Hochschule für Sozialwesen Berlin und setzt sich auch in diesem 
Kontext mit Beteiligung und Beschwerde auseinander. Die Arbeit der BBO Jugendhilfe 
hat sie auch durch ihre Mitgliedschaft im Fachbeirat, dessen Vorsitz sie innehat, von 
Anfang an intensiv begleitet. Auch in diesem Zusammenhang kann sie unter petra.
mund@khsb-berlin.de kontaktiert werden.

Dr. Johanna Peitsch ist Diplom-Psychologin und war von September 2016 bis März 2018 in der BBO 
Jugendhilfe als Beraterin angestellt. Sie hat über feministische Mädchenkrisenarbeit im 
Ost/West-Vergleich promoviert und ist seit 2014 als Lehrbeauftragte zu Heimerziehung, 
geschlechtsspezifischen Wirkfaktoren, Pädagogik und Zwang und ombudschaftlicher 
Arbeit an der Hochschule Magdeburg-Stendal am Fachbereich Soziale Arbeit tätig. In 
verschiedenen Kontexten der Bildungsarbeit reflektiert sie zudem die Bedeutung von 
Transkulturalität, Diversität und Parteinahme in der Sozialen Arbeit.

Monika Schipmann ist Soziologin und Sozialpädagogin. Nach Stationen in verschieden Arbeitsfel-
dern der Kinder- und Jugendhilfe bei Öffentlichen und Freien Trägern (u. a. Jugendamt, 
Suchtberatung) war sie von 2009 bis 2019 Leiterin des Referats III D „Erziehungshil-
fen und Verträge“ in der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie. In dieser 
Funktion war sie auf gesamtstädtischer und ministerieller Ebene mit den Grundlagen 
und Strukturen der Leistungsgewährung und Leistungserbringung, den Fachstandards, 
der Hilfeplanung sowie der Finanzierung von individuellen Leistungen nach SGB VIII 
befasst. Darüber hinaus war sie Vorsitzende des Fachausschusses VI der AGJ „Hilfen 
zur Erziehung, Familienunterstützende und Sozialpädagogische Dienste“ und Mitglied 
im Beirat der BBO Jugendhilfe, der die Modellphase zur Erprobung einer unabhängigen 
Ombudsstelle in der Berliner Kinder- und Jugendhilfe begleitete.

Prof. Dr. Peter Schruth ist Jurist und Sozialarbeiter und hatte von 1997 bis Anfang 2019 die Professur 
an der Hochschule Magdeburg-Stendhal für Recht in der Sozialen Arbeit inne. Seine 
inhaltlichen Schwerpunkte sind das Jugendhilferecht, Schuldnerberatung in der Sozia-
len Arbeit sowie das Recht der materiellen Grundsicherung. Er hat den BRJ e. V. 2002 
mitbegründet und ist Vorstandsmitglied. Bis Anfang 2016 war er Ombudsperson der 
ehemaligen Heimkinder in Deutschland. Er ist erreichbar unter der Mailadresse peter.
schruth@t-online.de.

Angela Smessaert ist Juristin. Seit 2014 ist sie wissenschaftliche Mitarbeiterin bei der Arbeitsgemein-
schaft für Kinder- und Jugendhilfe - AGJ und betreut dort das Arbeitsfeld I (Organisa-
tion-, Finanzierungs- und Rechtsfragen) sowie den Schwerpunkt SGB VIII-Reform. Nach 
ihrer Tätigkeit am Lehrstuhl Münder der TU Berlin 2006-2011 war und ist sie als freie 
Referentin, Autorin und Gutachterin zum Kinder- und Jugendhilferecht u. a. zu Fragen 
des Datenschutzes, Kinderschutzes und der Ombudschaft tätig. Sie ist langjähriges 
Mitglied und war im Vorstand des BRJ e. V. aktiv. Zudem wirkt sie im Fachbeirat der BBO 
Jugendhilfe mit.

Astrid Staudinger ist Sozialpädagogin und Europäische Ethnologin. Von 2015 bis 2018 arbeitete sie 
als Koordinatorin im „Careleaver Kompetenznetz“ bei der Familien für Kinder gGmbH. 
Vorher war sie u. a. ca. fünfzehn Jahre im Bereich Hilfen zur Erziehung / Hilfen für junge 
Volljährige bei einem freien Jugendhilfeträger in Berlin tätig. Den BRJ e. V. kennt sie seit 
seiner Gründung. Sie nutzte ihn seitdem durch die Teilnahme an zahlreichen Fortbil-
dungen. Im Laufe der letzten Jahre entstand eine enge Zusammenarbeit zwischen BRJ 
e. V./BBO Jugendhilfe und Careleaver Kompetenznetz (gemeinsame Fachveranstaltun-
gen und Veröffentlichungen, Vermittlung von Beratungsfällen). Sie arbeitete von März 
2018 bis Oktober 2018 als Mitarbeiterin des BRJ e. V. in dem Projekt “Zuständig bleiben! 
Ombudschaft für junge Menschen in schwierigen Übergängen”.
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Mariendorfer Damm 38 · 12109 Berlin
Anreise: U-Bahnhof Ullsteinstraße U6

Wir beraten dich oder auch deine Familie  
kostenlos und vertraulich.

Wir sind nicht das Jugendamt und haben keine Ein-
richtungen zur Betreuung von Kindern und Jugend-
lichen, sondern sind eine unabhängige Beratungs-
stelle, die dich in schwierigen Situationen mit dem 
Jugendamt oder mit deiner Einrichtung berät und 
unterstützt.

Tel. 030 629 812 69
info@bbo-jugendhilfe.de
www.bbo-jugendhilfe.de

Mariendorfer Damm 38
12109 Berlin

Tel. 030 629 812 69
Fax 030 629 813 30
info@bbo-jugendhilfe.de
www.bbo-jugendhilfe.de

Informationen zur
ombudschaftlichen 
Beratung

Die BBO Jugendhilfe klärt über Rechte und  
Verfahren in der Jugendhilfe auf und unterstützt 
 junge Menschen und ihre Familien in Konfliktfällen. 
Angeboten wird eine unabhängige, für die Betroffe-
nen kostenfreie und vertrauliche Beratung.  
Junge Menschen und ihre Familien können sich an  
die Fach kräfte der BBO Jugendhilfe wenden, wenn  
sie ihre Rechte nicht hinreichend geachtet sehen:

→ Habe ich auch nach dem 18. Geburtstag einen 
 Anspruch auf Jugendhilfe-Unterstützung?

→ Wieso finden Hilfeplangespräche zum Teil  
ohne mich als Elternteil statt?

→ Darf ich mitbestimmen, bei welchem Träger  
mein Kind im BEW untergebracht wird?

→ Mir wurde Taschengeld in meiner Einrichtung 
 gekürzt. Darf das geschehen?

→ Mein Antrag auf Jugendhilfeleistung wurde 
 abgelehnt, was nun?

Die BBO Jugendhilfe vermittelt sowohl in Fällen 
der Uneinigkeit mit dem Jugendamt als auch bei 
 Problemen mit dem betreuenden freien Träger.

Mehr Informationen finden Sie online unter
www.bbo-jugendhilfe.de

Rechte
Du Hast 

Beschweren
macht Sinn 

? 
Entscheidungen werden über dich getroffen  
– ohne dich zu beteiligen?

 ? 
Du willst mitbestimmen,  

 in welcher Einrichtung du zukünftig lebst?

   ? Du bekommst in deiner Einrichtung  
  kein Taschengeld?

?  Du musst in deiner Wohngruppe ständig  
dein Handy abgeben?

? Du fühlst dich vom Jugendamt nicht verstanden  
oder schlecht beraten?

? Du erlebst Gewalt durch Personen,   
 die dich betreuen, oder wirst angefasst,   
so dass es sich nicht gut anfühlt? 

Fachveranstaltung
„Abschluss des Modellprojekts

Berliner Beratungs- und 
Ombudsstelle Jugendhilfe  
(BBO Jugendhilfe)“

29. November 2017
9:00 – 16:30 Uhr
Umspannwerk Ost 
Palisadenstraße 48
10243 Berlin

Moderation: 
Markus Harteman, 
Sozialpädagogisches 
Fortbildungsinstitut  
Berlin-Brandenburg

Veranstalter
Berliner Beratungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe 
(BBO Jugendhilfe)
Kienitzer Straße 110 · 12049 Berlin
NEU: ab 01.01. 2018
Mariendorfer Damm 38 · 12109 Berlin

Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie
Bernhard-Weiß-Straße 6 · 10178 Berlin 

Weitere Informationen bei:
anmeldung@bbo-jugendhilfe.de
Tel. 030 – 629 81 269 

Anmeldung
Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenfrei.  
Anmeldungen zur Fachveranstaltung sind per E-Mail
anmeldung@bbo-jugendhilfe.de 
unter Angabe Ihres Namens, Ihrer Institution und Funk-
tion sowie Ihrer Kontaktdaten (Adresse, Telefonnummer 
und E-Mail-Adresse) ab sofort möglich. 

Bitte beachten Sie: Da nur eine begrenzte Anzahl von 
Plätzen zur Verfügung steht, wird Ihre Anmeldung erst 
mit der Rückmeldung durch die BBO Jugendhilfe gültig.

Fachtagung
Die Fachveranstaltung zieht Bilanz zum Modell projekt 
„Berliner Beratungs- und Ombudsstelle Jugendhilfe – 
BBO Jugendhilfe“ (Laufzeit 04/2014 bis 12/2017). 

Das Modellprojekt wurde in Trägerschaft des Berliner 
Rechtshilfefonds Jugendhilfe e.V. (BRJ) in Koopera-
tion mit der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie und den Berliner Bezirken als erste durch 
öffentliche Mittel finanzierte unab hängige Ombuds-
stelle in der Jugendhilfe auf gebaut.

Die Fachveranstaltung präsentiert Erfahrungen 
aus der ombudschaftlichen Beratungsarbeit, Ergeb-
nisse  der externen Evaluation durch das Institut für 
Praxisforschung und Projektberatung München (IPP 
München) sowie Einordnungen des Modellprojekts  
in die Berliner Jugendhilfelandschaft. 

Gemeinsam mit Vertreter*innen aus Wissenschaft , 
Jugendhilfepolitik, den ombudschaftlichen Berater*-
innen, dem Fachbeirat und dem Träger BRJ e.V. soll 
diskutiert werden, welche Erwartungen vorab an das 
Modellprojekt bestanden, welche Erfahrungen ge-
macht wurden und welche Ableitungen sich aus den 
Ergebnissen und dem Resümee ziehen lassen.

12:30 - 13:15 Uhr 
Mittagspause

13:15 - 13:30 Uhr
Zur Geburtsstunde der BBO Jugendhilfe – 
Erfahrungs werte bezüglich der Etablierung einer 
öffentlich finanzierten, unabhängigen ombud-
schaftlichen Beratungsstelle

Ulrike Bräutigam  
Leitung der AG Rahmenvertrag, Trägerverträge –  
III D 3, Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und 
Familie

13:30 - 13:45 Uhr
Zur Bedeutung von Ombudschaft aus der Sicht 
eines Careleaver-Projekts

 
Astrid Staudinger 
Koordinatorin, Careleaver Kompetenznetz,  
Familien für Kinder gGmbH, Berlin

13:45 - 15:00 Uhr
Podiumsdiskussion: 
Ombudschaftliche Verfahren in der Kinder- und 
Jugendhilfe – Ableitungen aus 3 Jahren Modell-
projekt

Monika Schipmann 
Leitung des Referats Individuelle Hilfen und Ver-
träge – III D, Senatsverwaltung für Bildung, Jugend 
und Familie 

Prof. Dr. Petra Mund 
Katholische Hochschule für Sozialwesen Berlin,
Vorsitzende des Fachbeirats der BBO Jugendhilfe

Prof. Dr. Peter Schruth 
Hochschule Magdeburg-Stendal,
Vorstand des BRJ e.V.

Igor Wolansky 
Referent für Jugendhilfe / Hilfen zur Erziehung und 
 Psychiatrie,
AWO Landesverband Berlin e.V.

Programm

9:00 - 10:00 Uhr 
Begrüßungskaffee und Registrierung

10:00 – 10:30 Uhr
Begrüßung 

Sigrid Klebba 
Staatssekretärin für Jugend und Familie, Senats-
verwaltung für Bildung, Jugend und Familie

Angela Smessaert 
Geschäftsstelle AGJ,
Vorstandsvorsitzende des BRJ e.V.

10:30 – 11:30 Uhr
Einblicke in die Praxis der ombudschaftlichen 
Arbeit im Zusammenhang mit individuellen Hilfen 
zur Erziehung

Tania Helberg  
BBO Jugendhilfe 

Dr. Johanna Peitsch 
BBO Jugendhilfe 

11:30 - 12:30 Uhr 
Aufmerksamkeit, Transparenz und Parteilichkeit. Zu 
den Erfolgsfaktoren gelingender Ombudschaft am 
Beispiel der BBO Jugendhilfe 

Dr. Florian Straus 
Institut für Praxisforschung und Projektberatung – 
IPP München 

Dr. Renate Höfer 
Institut für Praxisforschung und Projektberatung – 
IPP München 

Gerhard Hackenschmied
Institut für Praxisforschung und Projektberatung – 
IPP München

Rainer Zeddies
Jugendamtsleitung Lichtenberg, 
Mitglied des Fachbeirats der BBO Jugendhilfe

Annegret Münch 
Koordinatorin der „Fachstelle für ombudschaft-
liche Arbeit in der Kinder- und Jugendhilfe in 
Sachsen“ (FOSA), Kinder- und Jugendhilferechts-
verein e.V. 

Moderation: 
Axel Biere
ehem. Regionalleitung Jugendamt Pankow,
Mitglied des BRJ e.V.

Michaela Heinrich
Charité Universitätsmedizin Berlin, 
Mitglied des BRJ e.V.

15:00 - 15:15 Uhr 
Pause 

15:15 - 15:45 Uhr 
Der Blick über den Tellerrand: 
Wo steht die BBO Jugendhilfe in der Kinder- und 
Jugendhilfe?

Prof. Dr. Ulrike Urban-Stahl 
Freie Universität Berlin,
Mitglied des Fachbeirats der BBO Jugendhilfe 

15:45 - 16:00 Uhr
To be continued: Ausblick auf die  
Verstetigungsphase der BBO Jugendhilfe 

Nadine Bochert 
BBO Jugendhilfe 

16:00 - 16:30 Uhr
gemeinsamer Ausklang bei Kaffee und Kuchen

Dr. Florian Straus ist Sozialwissenschaftler und Organisationsberater. Er leitet das IPP (Institut für 
Praxisforschung und Projektberatung). Seine inhaltlichen Arbeitsschwerpunkte sind 
derzeit: Sexuelle Grenzverletzungen, psychische und körperliche Gewalt in Institutio-
nen, stationäre Jugendhilfe, Netzwerk- und Beteiligungsforschung und Grundlagenfor-
schung zum Konzept der Handlungsbefähigung. Gemeinsam mit Dr. Renate Höfer und 
Gerhard Hackenschmied führt er seit 2016 die Evaluation der BBO Jugendhilfe durch. Er 
ist erreichbar unter der Mailadresse straus@ipp-muenchen.de.

Prof. Dr. Ulrike Urban-Stahl ist Professorin für Sozialpädagogik an der Freien Universität Berlin. Der 
Forschungsschwerpunkt ihres Arbeitsbereichs liegt in der Kinder- und Jugendhilfe, 
insbesondere in den Bereichen Kinderschutz, Hilfeplanung und Partizipation sowie 
Professionalisierung der Sozialen Arbeit. Ombudschaft ist seit 15 Jahren ein zentrales 
Thema ihrer Arbeit in Theorie, Forschung und Praxis. Sie war Gründungsmitglied und 
langjähriges Vorstandsmitglied des Berliner Rechtshilfefonds Jugendhilfe e. V. sowie 
Gründungsmitglied des Bundesnetzwerks Ombudschaft in der Jugendhilfe. Kontakt: 
ulrike.urban-stahl@fu-berlin.de.

Igor Wolansky ist Diplom-Soziologe, Familientherapeut und Sozialarbeiter. Seit 2004 arbeitet er als 
Referent für Jugendhilfe und Psychiatrie beim AWO Landesverband Berlin e. V. Davor 
war er viele Jahre in den Praxisfeldern Sozialer Arbeit (Sucht- und Wohnungslosen- und 
Kinder- und Jugendhilfe sowie im Bereich der Arbeit mit seelisch behinderten Men-
schen) in unterschiedlichen Funktionen aktiv. Er kann unter: i.wolansky@awoberlin.de 
kontaktiert werden.

Rainer Zeddies ist Leiter des Jugendamts Berlin-Lichtenberg. Er ist Psychologe und Psychotherapeut 
und war Berater in einer Erziehungs- und Familienberatungsstelle, EFB-Leiter und Fach-
bereichsleiter für die Psychosozialen Dienste im Jugendamt. Er ist Dozent an der Psy-
chologischen Hochschule Berlin und Geschäftsführung der Arbeitsgemeinschaft der 
Berliner Jugendamtsleitungen. Er vertritt die Berliner Jugendämter im Fachbeirat der 
BBO Jugendhilfe. Mail: Rainer.Zeddies@lichtenberg.berlin.de.

Anlage 6
Flyer „Du hast Rechte“ (Seite 63)

Anlage 7
Flyer Beratungsangebot der BBO Jugendhilfe (Seite 63)



Berliner Rechtshilfefonds 
Jugendhilfe e. V.
www.brj-berlin.de
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